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Wolfgang Horn

Verfassung als Parteiprogramm?

Anmerkungen zur Kontroverse um das Grundgesetz 
nach 25 Jahren

I.

Im Prolog zu einer wissenschaftlich-politi-
schen Zwischenbilanz, die im Frühjahr 1974 
aus Anlaß des fünfundzwanzigjährigen Beste-
hens der Bundesrepublik, publiziert worden 
ist, hat der Berliner Politologe Richard Lö-
wenthal einen Beweis für die gleichzeitige 
Stabilität und Wandlungsfähigkeit dieses 
Staates gerade darin gesehen, „daß auch die 
neue Polarisierung in der Bundesrepublik den 
Konsens der großen demokratischen Parteien 
über Charakter und Spielregeln unseres poli-
tischen Systems nicht erschüttert hat" 1). Im 
Gegensatz zu dieser Einschätzung steht eine 
große Zahl wahrer Kassandrarufe, die den 
drohenden Verfall der verfassungsmäßigen 
Legitimitätsgrundlage der Bundesrepublik be-
schwören und zur Verteidigung des Grundge-
setzes gegenüber einem vor allem von links 
gesehenen Generalangriff gegen die Verfas-
sungsordnung aufrufen. Die lebhafte und oft 
polemische öffentliche und publizistische Dis-
kussion, die in den zurückliegenden Monaten 
zwischen den beiden großen politischen La-
gern über die Funktion und die Zielwerte des 
Grundgesetzes geführt worden ist, mußte in 
der Tat zumindest zeitweise den Eindruck 
hervorrufen, die Verfassung sei nicht mehr 
die gemeinsame Basis der konkurrierenden 
politischen Kräfte in der Bundesrepublik, son-
dern eine Art propagandistischer Frontlinie 
zwischen den Blöcken. Das „Jubiläumsjahr" 
des Grundgesetzes war durch einen politi-
schen Generalstreit um die und mit der Ver-
fassung gekennzeichnet, der zwischen Regie-
rungskoalition und Opposition in außerge-
wöhnlicher Schärfe ausgetragen wurde.

Die öffentliche Kontroverse hatte ihre Höhe-
punkte zwischen der sogenannten Verfas-
sungsdebatte des Bundestages im Februar und 
dem Jahrestag der Verkündung des Grundge-

1) 

setzes im Mai 1974. Im Umkreis dieser Daten 
artikulierten auch Parteiminderheiten und po-
litisch-gesellschaftliche Gruppen im Vorfeld 
oder außerhalb der Bundestagsparteien ihr 
Verfassungsverständnis, allerdings mit einer 
wesentlich geringeren Publizität als die eta-
blierten Parteien. Darüber hinaus waren das 
Grundgesetz und aktuelle Probleme des Ver-
fassungsverständnisses in verstärktem Maße 
auch Gegenstand der nicht im engeren Sinne 
parteigebundenen wissenschaftlichen und po-
litischen Publizistik. Mit zunehmender zeitli-
cher Entfernung vom „Verfassungstag" hat 
die Debatte an Lautstärke und Intensität ver-
loren, ohne daß sich allerdings in den haupt-
sächlichen Streitpunkten ein tragfähiger Kon-
sens über die Parteigrenzen hinweg schon ab-
gezeichnet hätte. Nach wie vor steht der 
wechselseitig erhobene Vorwurf im Raum, die 
jeweils andere Seite betreibe eine parteipoli-
tische Okkupation des Grundgesetzes, um die 
ausschließliche oder zumindest vorrangige 
Legitimität eigener Zielsetzungen nachweisen 
und damit zugleich den politischen Gegner an 
den Rand der Verfassung und in die Nähe des 
Verfassungsfeindes drängen zu können. Auch 
weiterhin scheint die Verfassung für die ta-
gespolitischen Auseinandersetzungen zur Dis-
position zu stehen: Verfassung als Parteipro-
gramm.

Der Streit um das richtige Verfassungsver-
ständnis ist gegenwärtig also keine Episode. 
Nur eine ganz oberflächliche Betrachtung 
könnte in der bloßen Tatsache, daß in diesem 
Jahr ein Vierteljahrhundert nach dem In-
krafttreten des Grundgesetzes vergangen ist, 
mehr als den unmittelbaren Anlaß für eine 
grundsätzliche Verfassungsdiskussion sehen. 
Vielmehr bündelte die diesjährige Kontrover-
se nur die verschiedenen politischen Streitob-
jekte, die schon seit einigen Jahren einen je-
weils punktuellen Verfassungsdissens zwi-
schen den beiden politischen Großorganisa-
tionen und ihren Interessengruppen sichtbar 
gemacht haben. Dabei steht außer Frage, daß 



der Regierungswechsel des Jahres 1969 und 
dann besonders die seit 1971/72 stärker ge-
wordene innen- und außenpolitische Konfron-
tation zwischen Regierungskoalition und Op-
position — für die sich in der öffentlichen 
Diskussion schnell der von vornherein nega-
tiv besetzte Begriff der Polarisierung gefun-
den hat — ursächlich mit der Zunahme par-
teipolitischer Zugriffe auf das Grundgesetz 
Zusammenhängen. Nahezu alle wichtigen Ent-
scheidungen oder politischen Perspektiven 
dieser Jahre sind in den politischen Ausein-
andersetzungen von verschiedenen Seiten 
mehr oder weniger fest mit verfassungsrecht-
lichen Bezugspunkten verknüpft worden. Das 
gilt für die Ankündigung einer umfassenden 
„Reformpolitik" und für die damit ursprüng-
lich verbundene Regierungsformel „Mehr De-
mokratie wagen" ebenso wie für konkrete 
Entscheidungen und politische Zielsetzungen 
der sozialliberalen Koalition (vor allem im 
Bereich der Außen- und Gesellschaftspolitik) 
und die im Zuge der Polarisierüng wieder 
aufgeworfenen grundsätzlichen Fragen des 
Staats- und Demokratieverständnisses. Die 
Zuspitzung materieller politischer Kontrover-
sen auf die Alternative von Verfassungsvoll-
zug oder Verfassungswidrigkeit fand auf der 
institutioneilen Ebene ihre Entsprechung in 
den Auseinandersetzungen um die Funktion 
des Bundesrates im parlamentarischen Regie-
rungssystem und um die politische Belastbar-
keit des Bundesverfassungsgerichts.
Innerhalb des Regierungs- bzw. Oppositions-
lagers traten differenziertere Beurteilungen 
politischer Vorgänge und Zielsetzungen unter 
verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten in 
der öffentlichen Kontroverse hinter der Par-
teiräson eines massiven Konfrontationskurses 
zunächst weitgehend zurück. Allerdings stell-
te sich, gerade auch im Hinblick auf die Arti-
kulation des jeweiligen Verfassungsverständ-
nisses, das Problem der inneren politischen 
Integration der beiden Parteiblöcke unter-
schiedlich. Für die Öffentlichkeit schien es 

anfangs nur innerhalb der Regierungspartei- 
en, besonders in der SPD, zu existieren. Vor 
allem die CDU hat mit der Behauptung ope-
riert, erst die von den Jungsozialisten disku-
tierte Perspektive einer systemüberwinden-
den Reformpolitik habe den prinzipiellen Ver-
fassungskonsens der staatstragenden Parteien 
aufgekündigt, die SPD auf einen tendenziell 
nicht mehr verfassungskonformen Kurs ge-
führt und damit eine politische Generaldebat-
te über die Grundlagen der Verfassungsord. 
nung überhaupt erst nötig gemacht.

Die Frage, wem die verfassungspolitische Po- 
larisierung in erster Linie anzulasten sei, hat 
in den Auseinandersetzungen zwischen Regie-
rung und Opposition eine wichtige Rolle ge-
spielt, ohne allerdings zu anderen als wieder-
um konfliktverschärfenden Antworten zu füh-
ren. Spätestens zu Beginn dieses Jahres, 
nachdem sich die CDU mit ihrer Forderung 
nach einer grundsätzlichen Verfassungsdebat-
te im Bundestag durchgesetzt hatte, war in-
dessen nicht mehr zu übersehen, daß die Op-
position selbst eine über die Klärung kontro-
verser Fragen hinausgehende Strategie des 
parteipolitischen Verfassungskonflikts ver-
folgte, um sich als die einzige geschlossene 
politische Kraft auf dem Boden entschiedener 
Verfassungstreue darzustellen2). Schon vor 
dieser parlamentarischen Debatte über das 
Grundgesetz stand jedenfalls fest, daß sie den 
Rahmen der vorausgegangenen Auseinander-
setzungen kaum verlassen, zugleich aber das 
politische Klima für die folgenden Diskussio-
nen und Erklärungen zum Verfassungsjubi-
läum wesentlich vorausbestimmen würde. Der 
Versuch eines Resümees der diesjährigen par-
teipolitischen Kontroversen um das Grundge-
setz kann also von dieser Debatte ausgehen, 
zumal sie von den beteiligten Parteien mit 
der ausdrücklichen Absicht geführt worden 
ist, ihr jeweiliges aktuelles Verfassungsver-
ständnis vor der Wähleröffentlichkeit darzu-
legen.

2) Vgl. zu dieser Einschätzung des CDU-Antrages
u. a.: R. Reifenrath, Spiel mit der Verfassung, in: 
Frankfurter Rundschau v. 9. 1. 1974; H. Schusten
Nicht nur Schönwetter-Demokratie, in; Süddeutsce
Zeitung v. 5. 1. 74.

Schon vor der Verfassungsdebatte waren de-
ren mögliche Ergebnisse in den politischen 
Kommentaren der Presse überwiegend skep-
tisch beurteilt worden. Angesichts der zu-
rückliegenden Auseinandersetzungen schien 
es mehr als zweifelhaft, ob es den Bundestags-
parteien gelingen konnte, ein gemeinsames 
VerfassungsVerständnis sichtbar zu machen, 
das über plakative Bekenntnisse zu den Prin-

II.

zipien des Grundgesetzes hinausgehen und 
gerade die prinzipielle Legitimität unter-
schiedlicher politischer Zielsetzungen im Rah-
men der Verfassung als konstitutive Notwen 3
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Verlauf und inhaltliche Struktur der Debatte 
mH und 15. Februar 1974, die von Femse- 
ben und Rundfunk direkt übertragen wurde, 
laben diese Skepsis weitgehend bestätigt. 
Zwar gab es zwischen den fast dreißig Dis- 
kussionsrednern aus Bundestag und Bundes-
rat zum Teil erhebliche Unterschiede hin-
sichtlich des inhaltlichen Niveaus und der po-
litischen Zielrichtung der Argumentation. 
Aber zumindest für den Fernsehzuschauer 
süßten die Inhalte der differenzierteren Dis- 
kussionsbeiträge hinter der Vordergründig- 
leit kleinlichen Besserwissens, hinter dem 
Streit um Zitate und Terminologien sowie dem 
oft leeren Pathos großer Worte und feindseli- 
jer Polemik weitgehend zurücktreten. Es 
lohnt gewiß nicht, darauf hier noch einmal im 
einzelnen einzugehen4). Aber die Begleitum-
stände der Debatte waren doch mehr als bloß 
bedauerliche Entgleisungen auf beiden Seiten. 
Sie formten sich vielmehr zu dem politischen 
Rahmen, in dem Feindbilder auf die Grundla-
ge der Verfassung projiziert und verfassungs-
rechtliche Grundbegriffe zu politischen Fah-
nenwörtern aufgebläht werden konnten. Inso-
fern hinterließ die Bundestagsdiskussion 
kaum den Eindruck einer „klärenden Debat-
t5)').  Sie zog eher die Verfassung noch stär-
ker in die politische Konfrontation hinein6), 
als daß sie wesentlich dazu beigetragen hätte, 
die oft genannte „Basis“ des Grundgesetzes 
als Rahmen für die Austragung politischer 
Konflikte auch für eine breitere Öffentlich-
keit verständlich und überzeugend zu thema-
tisieren. Im Hinblick auf die damals anstehen-
den Landtagswahlen hatte die Verfassungsde- 
hatte ferner durchaus den Charakter einer 
Wahlkampfveranstaltung. Die Diskussionsbei-
träge, die das argumentative Gespräch über 
die Parteigrenzen hinaus suchten und teilwei-
se auch fanden, waren deutlich in der Min- 
derzahl.

7) Deutscher Bundestag, Drucks. 7/1481 v. 21. 12. 73.
8) Vgl. z. B. R. Leicht, Die Verfassung in der De-
batte, in: Süddeutsche Zeitung v. 12. 2. 74. Der 
FDP-Fraktionsvorsitzende Mischnick kritisierte, die 
Politik der Opposition ziele darauf ab, „die propa-
gandistisch beglückende Identität von CDU und 
Verfassung“ nachzuweisen. Vgl. Süddeutsche Zei-
tung v. 8. 2. 74.
’) Antrag von SPD und FDP betr. Grundgesetz für 
die Bundesrepublik Deutschland 1949 bis 1974 
(Deutscher Bundestag, Drucks. 7/1670).
10) Wortlaut der Debatte in der 79. und 80. Sitzung
des Bundestages am 14. und 15. 2. 74 in: Deutscher
Bundestag, 7. Wahlperiode, Stenographische Be-
richte, S. 5002—5109, 5139—5205. Im folgenden be-
ziehen sich Seitenzahlen im Text auf diese Debatte.

2) Vgl. z. B. R. Leicht, Die Verfassung in der De-
batte, in: Süddeutsche Zeitung v. 12. 2. 74; S. Haff-
ner, Wer sind die besseren Demokraten?, in: Der 
Stern v. 14. 2. 74, S. 156.
) Vgl. Die Zeit v. 22. 2. 74 („Ein Parlament von 
auter Feinden?"); Süddeutsche Zeitung v. 15. 2. 74 Mehr Zitatenschlacht als Aussprache — Verfas-
sungsdebatte zwischen Feierstunde und politischer 
Anklage").
7 S. gahr die Frankfurter Allgemeine Zeitung 

I Vgl. zu dieser Einschätzung der Verfassungs- 
nebatte auch H. P. Ipsen, über das Grundgesetz — 
nah. 25 Jahren, in: Die Öffentliche Verwaltung 27 

Der Debatte im Bundestag lag ein Ent-
schließungsantrag zugrunde, den die 
CDU/CSU-Fraktion Ende 1973 eingebracht 
hatte 7) und dessen Titulatur („Wahrung der 
verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesre-
publik Deutschland“) und Begründungszusam-
menhang bereits vermuten ließen, daß die 
Opposition die Plenardiskussion über aktuelle 
Probleme des Verfassungsverständnisses of-
fensiv gegen die politische Linke zu führen 
gedachte. Ganz offensichtlich war der Antrag 
seiner Tendenz nach darauf gerichtet, vor al-
lem Probleme des Schutzes der Verfassung zu 
behandeln. Diese Zielrichtung, wie auch die 
Tatsache, daß die Debatte ursprünglich für 
den historisch nicht unbelasteten 18. Januar 
beantragt worden war, wurden außerhalb des 
Oppositionslagers scharf kritisiert. Keines-
wegs nur linke Kritiker vermuteten im Vor-
gehen der CDU die Absicht, sich nach ihrer 
Verdrängung aus der Rolle der „Staatspartei" 
nunmehr als „Verfassungspartei“ darzustel-
len8). Die apodiktische Sprache und die bei-
den inhaltlichen Schwerpunkte des Antrages: 
negativ die Kampfansage gegen „Verfas-
sungsfeinde“ in staatlichen Institutionen und 
gesellschaftlichen Gruppen, positiv das kom-
promißlose Bekenntnis zum politischen Ord-
nungsmodell der sozialen Marktwirtschaft, 
mußten ihn im Rahmen einer Generaldebatte 
über das Grundgesetz für die Regierungskoa-
lition von vornherein als ein nicht konsensfä-
higes Abgrenzungspapier erscheinen lassen. 
Die Regierungsparteien legten einen Tag vor 
der Debatte einen Alternativ-Antrag vor, der 
in allgemeiner gehaltenen Wendungen ein 
Bekenntnis zu den „Wert- und Zielvorstellun-
gen des Grundgesetzes“ formulierte und im 
Gegensatz zum Antrag der Opposition beson-
ders auf die Notwendigkeit ei

9
nes weiteren 

Ausbaus des Sozialstaates abhob ).

Der Antrag der Opposition wurde von dem 
hessischen CDU-Abgeordneten Dregger be-
gründet 10).  Obwohl der Entschließungsan-
trag und seine Zielrichtung offenbar auch in-



nerhalb der CDU selbst umstritten waren11 ), 
kann die Dregger-Rede doch als Ausdruck für 
die Mehrheitsmeinung innderhalb der 
CDU/CSU angesehen werden, zumal dies 
mehrere Sprecher der Fraktion, besonders 
auch ihr Vorsitzender Carstens, ausdrücklich 
betonten. Nach Auffassung der CDU/CSU la-
gen Notwendigkeit und Sinn einer Verfas-
sungsdebatte im Bundestag darin, „Klarheit 
zu schaffen, die in lezter Zeit in Frage ge-
stellten Verfassungsgrundsätze zu bekräftigen 
und auf diese Weise das Vertrauen in den de-
mokratischen Staat wiederherzustellen, bei 
den Bürgern drinnen und bei den Nachbarn 
draußen“ (Dregger, S. 5005), und die Frage zu 
beantworten, „ob innerhalb der einzelnen de-
mokratischen Parteien dieser Republik d

12

as 
Grundgesetz noch die gemeinsame Basis ist" 
(Filbinger, S. 5058) ).

11) In der Presse wurde vor allem eine Paderborner
Rede des früheren CDU-Vorsitzenden Barzel regi-
striert, der — unverkennbar an seine eigene Partei
gewandt — davor warnte, mit dem Grundgesetz 
„parteipolitische Süppchen zu kochen". Die Besin-
nung auf das Grundgesetz gebe „dem Reaktionä-
ren, dem Restaurativen nichts — dem soliden, be-
sonnenen Fortschritt alles". Vgl. Süddeutsche Zei-
tung v. 7. 2. 74; Frankfurter Rundschau v. 8. 2. 74.

12)  Bereits vor der Debatte hatte Dregger in einem 
Interview erklärt, es müsse darauf ankommen, 
daß „der sich ausbreitenden Verunsicherung in un-
serem Lande begegnet und den verfassungstreuen 
Kräften der Rücken gestärkt" werde. Vgl. Süd-
deutsche Zeitung von 1. 2. 74.

Charakteristisch für die inhaltliche Struktur 
der Reden Dreggers und anderer Sprecher der 
Opposition waren die Verklammerung und 
der Austausch jeweils unterschiedlicher Ebe-
nen der Argumentation, Einerseits wurden 
politische Zielaussagen durch Begriffe des 
Verfassungsrechts abgestützt, gleichzeitig 
aber der Bedeutungsgehalt von Verfassungs-
normen direkt oder indirekt aus eigenen poli-
tischen Wertentscheidungen abgeleitet. Die 
sich daraus notwendig ergebene Aufladung 
der Verfassung mit einem spezifischen Par-
teiinteresse ist gegenwärtig zwar keineswegs 
ein Kennzeichen allein konservativer Politik. 
Sie ist ebenso in bestimmten Gruppen der 
Linken als der Versuch erkennbar, aus allge-
meinen Normen und Sätzen der Verfassung 
ein genaues ' und verbindliches inhalt-
lich-organisatorisches Politikmodell abzulei-
ten. Dennoch ist ein grundlegender Unter-
schied nicht zu übersehen: Alternative (und 
das heißt gegenwärtig: linke) Verfassungsin-
terpretationen müssen ihren auf Veränderung 
zielenden Ansatz ausdrücklich formulieren 
und offenlegen, wobei eben totale oder punk-
tuelle Okkupationen der Verfassung relativ 
leicht zu durchschauen sind. Demgegenüber *

kann sich das veröffentlichte konservative 
Verfassungsverständnis noch in der politi-
schen Offensive defensiv artikulieren, sofern 
es nur gelingt, die verfassungspolitische Ar-
gumentationslinie bereits im Vorfeld eigener 
Interessen anzulegen. In letzter Konsequenz 
muß dies bedeuten, den eigenen, quasi abso-
luten Anspruch auf „Verfassungstreue" da-
durch zu verdecken, daß dem politischen 
Gegner einerseits die unbedingte Verfas-
sungstreue abgesprochen, ihm aber anderer-
seits ein absoluter Anspruch auf die Verfas-
sung unterschoben wird. Zumindest der Ten-
denz nach wurde diese Strategie in der Bun-
destagsdebatte von der CDU/CSU ver-
fol 13gt ).

Die Verknüpfung eigener politischer Präfe-
renzen (die als solche im Rahmen des Grund-
gesetzes zweifellos legitim sind) mit verfas-
sungsrechtlichen Argumenten wurde beson-
ders in den Reden von Dregger (S. 5007 f.), 
Filbinger (S. 5065 f.) und Carstens (S. 5174 f.) 
deutlich 14 ). Zwar wurde von Dregger und 
Carstens durchaus eingeräumt, daß die Frage 
des Wirtschaftssystems nicht unmittelbar 
eine Frage des Verfassungsrechts, sondern 
primär eine solche der politischen Entschei-
dung sei. Die Begründung der eigenen politi-
schen Option in dieser Frage nahm jedoch 
den eigentlichen Sinn dieser Formulierung 
wieder zurück, indem über den Freiheitsbe-
griff des Grundgesetzes doch wieder ein „in-
nerer Zusammenhang" zwischen der sozialen 
Marktwirtschaft und dem „Fortbestand und 
der Verwirklichung unserer Verfassungsord-
nung" (Dregger, S. 5008) hergestellt wurde. 
Ähnlich wie Dregger argumentierte der Frak-
tionsvorsitzende Carstens, der im Hinblick auf 
die Möglichkeit von Sozialisierungen die Auf-
fassung vertrat, daß damit die „wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit" und der „Freiheits-
spielraum des einzelnen Menschen" verrin-
gert würden. „Aber was wir noch mehr be-
fürchten, ist, daß, falls man die sozialistische 
Reform, die . . . nach unserer Meinung keine 
Reform wäre, in unserem Lande einführte, 
dies dann allerdings die letzte Reform wäre, 
zu der unser Land mit friedlichen Mitteln in 
der Lage wäre. . . . Dann würde ein riesiger 
Apparat, sei es ein staatlicher, sei es ein Ap-
parat anderer Organisationen, sich über unser 
Land, über unsere Wirtschaft, über unsere 
Gesellschaft stülpen, und es würde zu der Er- j

13) So G. Ziegler, Das nicht erfüllte Grundgesetz, 
in: Frankfurter Rundschau v. 16. 2. 74.
14) Vgl. dazu G. Stuby, Der Eigentumsbegriff des 
Grundgesetzes und seine normativen Anforderun-
gen für die Gegenwart, in: Demokratie und Recht 2 
(1974), S. 157 ff. 



starmng durch den Apparat führen, deren 
Zeugnis wir in all den Ländern finden, die 
seit 10, 20, 30 oder 40 Jahren mit Versuchen 
dieser Art experimentieren" (S. 5174).

Zwar hat kein Redner der Opposition der SPD 
direkt unterstellt, sie erstrebe ein politisches 
Zielmodell in der von Carstens skizzierten 
Art. Da jedoch der von der CDU gebrauchte 
Sozialismus-Begriff definltorisch an einem 
solchen Negativ-Modell aufgehängt wurde, 
konnte daraus die Behauptung abgeleitet wer-
den, sozialdemokratische Reformpolitik laufe 
per se Gefahr, In Richtung einer „sozialisti-
schen Diktatur' umzukippen. In der Debatte 
richtete sich diese Argumentation zwar in er-
ster Linie gegen die Jungsozialisten; letztlich 
zielte sie aber auf die SPD als Ganzes. Denn 
die Opposition konzentrierte sich darauf, die 
tatsächlichen Differenzen innerhalb der So-
zialdemokratie hinsichtlich der Integration di-
vergierender politischer Positionen in der 
Partei als Ausdruck ihrer mangelnden Fähig-
keit zur Geschlossenheit auf dem Boden des 
Grundgesetzes zu thematisieren15 ). Die Stoß-
richtung der Juso-Debatte zielte aber tiefer. 
Mit großer Erbitterung wurde zwischen CDU/ 
CSU und SPD über die inhaltliche Bedeutung 
der meistzitierten Formulierung des Godes- 
berger Programms der Sozialdemokratie („So-
zialismus wird nur durch die Demokratie ver-
wirklicht, die Demokratie durch den Sozialis-
mus erfüllt") gestritten, nachdem Dregger in 
seiner einleitenden Rede der SPD vorgewor-
fen hatte, diese Zielaussage sei „antiplurali-
stisch, antidemokratisch und im Grunde totali-
tär“ (S. 5005) 16 ). Dieser massive Angriff der

17) Vgl. dazu die Ausführungen des SPD-Abgeord-
neten Dürr in der Debatte: „Diejenigen, die das 
Grundgesetz für sich pachten wollen, bedienen 
sich der Fälschung, um uns Sozialdemokraten 
Pachtabsichten auf das Grundgesetz zu unterstellen 
. . . Das Beispiel dieser Fälschung zeigt, daß 
die Opposition versucht, mit allen Mitteln statt 
einer politischen Auseinandersetzung eine verfas-
sungsrechtliche Auseinandersetzung zu führen. Sie 
erweckt den Eindruck, als verlaufe die Frontlinie 
zwischen den Parteien entlang der Verfassung. Das 
bedeutet Diffamierung statt politischer Ausein-
andersetzung“ (S. 5070).

15) Die Frage der politischen Zielsetzung der Jung-
sozialisten war in der Debatte ein zentrales Thema 
fast aller Redner der Opposition. Inhaltlich führten 
jedoch die vorgetragenen Argumente kaum über 
das Zitieren unterschiedlicher Meinungen aus den 
Reihen der SPD selbst und über die Klassifizierung 
jungsozialistischer Positionen als der Tendenz nach 
verfassungsfeindlich hinaus. Am weitesten ging 
Dregger, der nach einem Zitat des SPD-Abgeord-
neten Friedrich (S. 5179) die Jungsozialisten schon 
vor der Debatte als „nicht die einzigen Verfas-
sungsfeinde" bezeichnet hatte: „Wem es nicht um 
die soziale Demokratie geht, sondern um das so-
zialistische System, für den verliert auch der Zu-
satz .demokratisch’ zum Wort .Sozialismus’ bald an 
Bedeutung" (S. 5004).
”) Vgl. dazu schon vor der Debatte die Bemerkun-
gen des CDU-Vorsitzenden Kohl in der Deutschen 
Zeitung v. 8. 2. 74: „In der parteilichen Demokratie 
der Sozialisten steht die Opposition im Abseits. 
Genau das ist der tiefere Sinn der sozialdemokra-
tischen Grundüberzeugung, daß Demokratie nur im 
Sozialismus verwirklicht werden kann. Große Teile 
der SPD stört es offenbar wenig, daß dieser ihr 
Demokratiebegriff mit dem Konzept einer freien 
und pluralistischen Gesellschaft, das unserer Ver-
fassung zugrunde liegt, unvereinbar ist.“

CDU/CSU ist ein deutlicher Beleg für ihren 
Versuch, politische Konfliktlinien zwischen 
den Parteien in ihrer Argumentation so mit 
verfassungsrechtlichen Bezugspunkten zu ver-
binden, daß der Vorwurf der Verfassungswid-
rigkeit jederzeit für die politischen Ausein-
andersetzungen verfügbar ist17 ).
Mit dieser Feststellung wird die prinzipielle 
Legitimität verfassungsrechtlicher Fragestel-
lungen in der politischen Kontroverse zwi-
schen Opposition und Regierung natürlich 
keineswegs angezweifelt. Das gilt auch für 
das Thema „Demokratie und Gesellschaft“ als 
dem eigentlichen Zentralproblem der gegen-
wärtigen Kontroversen um die Auslegung des 
Grundgesetzes. Mit ihrer Argumentation in 
der Verfassungsdebatte hat die CDU/CSU- 
Opposition jedoch zu erkennen gegeben, daß 
ihr primär daran gelegen war, inhaltlich-politi-
sche Differenzen zwischen den Parteien in 
den damit zusammenhängenden Fragen durch 
den okkupatorischen Rückgriff auf interpreta-
tionsbedürftige und damit auch der politi-
schen Diskussion nicht entzogene Verfas-
sungsnormen vor der Wähleröffentlichkeit 
von vornherein für sich zu entscheiden.
Wo die Reaktion der Regierungsparteien, be-
sonders der mancher Redner der SPD, vor-
nehmlich in der Zurückweisung vorausgegan-
gener Angriffe der Opposition bestand, tru-
gen ihre Ausführungen ebenfalls nur wenig 
zur Klärung der kontroversen Grundfragen 
des gegenwärtigen Verfassungsverständnisses 
bei. Die Neigung zu einer „Bekenntnisorgie“ 
in Sachen Verfassungstreue, vor der der FDP- 
Abgeordnete Hirsch warnte (S. 5026), gab es 
nicht nur bei der Opposition, und auch bei 
der SPD fehlte es nicht an Versuchen, Argu-
menten der Gegenseite durch inhaltlich wenig 
erhellende Gegenangriffe auszuweichen.
Immerhin gab es auf beiden Seiten des Bun-
destages Beiträge, in denen Diskussionsanstö-
ße gegeben und aufgenommen wurden und 
die über bloße Feststellungen und Behauptun-
gen hinaus zum Versuch politischer Analyse 
vorstießen. Nicht zu Unrecht sind besonders 
die Reden des CDU-Abgeordneten von Weiz-



säcker (S. 5149 ff.) und der Bundesminister 
Ehmke (S. 51588 ff.) und Maihofer (S. 5139 ff.) 
als das „eigentliche Kernstück* der Debatte 
bezeichnet 18 worden ).  Hier wie in einer Rei-
he weiterer Reden aus allen drei Fraktionen 
wurde die Ebene bloßer Bekenntnisse verlas-
sen und statt dessen versucht, Erkenntnisse 
zur Diskussion zu stellen und die Prämissen 
der Argumentation offenzulegen. Vorausset-
zung für die kontroverse politische Diskus-
sion über das Grundgesetz und im Rahmen 
des Grundgesetzes waren der Verzicht auf die 
Fortführung des polemischen Streites um den 
„Kernbestand“ der Verfassung, der entgegen 
der Begründung des CDU-Antrages auch in 
der Regierungskoalition nicht umstritten ist, 
und auf die direkte oder indirekte Ableitung 
politischer Zielsetzungen aus den Normen des 
Grundgesetzes.
Die Anerkennung der Tatsache, daß innerhalb 
des Verfassungsrahmens die Verfolgung un-
terschiedlicher, sich gegenseitig ausschließen-
der, aber gleichwohl verfassungskonformer 
politischer Konzeptionen möglich ist19 ), be-
deutete zwar nur einen Minimalkonsens. 
Aber dieser war in der Verfassungsdebatte 
das Optimum des im Hinblick auf ein gemein-
sames Verfassungsverständnis der drei Frak-
tionen überhaupt Erreichbaren. Insofern er-
hielt das Selbstverständliche in der Debatte 
eine aufklärerische Funktion, indem es der 
parteipolitischen Indienstnahme der Verfas-
sung die Möglichkeit einer Grundüberein-
stimmung hinsichtlich der Legitimität von Al-
ternativen gegenüberstellte. Zentrales Thema 
dieser Beiträge waren die politischen und 
verfassungsrechtlichen Probleme, die mit der 
sozialstaatlichen Interpretation der Grund-
rechte Zusammenhängen. In Ansätzen wurde 
der Versuch erkennbar, verfassungsrechtliche 
Grundbegriffe wie „Freiheit“ und „Gleich-
heit“ in Anknüpfung an die Demokratisie-
rungsdiskussionen der zurückliegenden Jahre 
zu problematisieren. Zwar führten die ver-
schiedenen Beiträge nicht über die Positionen 
hinaus, die von den Parteien schon in den 
vorangegangenen politischen Auseinanderset-
zungen bezogen worden waren; es wurde 
aber immerhin deutlich, daß die Diskussion

18) G. Ziegler, in: Frankfurter Rundschau v. 
v. 16. 2. 74.'
19) Vgl. z. B. die Aussage des FDP-Abgeordneten 
Hirsch: „Wir verstehen unsere Verfassung als 
einen dynamischen Prozeß. Sie erlaubt die Entwick-
lung gegensätzlicher politischer Positionen, die 
sich gegenseitig ausschließen, die aber trotzdem 
verfassungsgemäß sind. Sie vereint auch gegensätz-
liche Ideale. Der Grundsatz der Volkssouveränität 
und die Grundrechte des Individuums können ein-
ander widerstreiten“ (S. 5030). 

über die unterschiedlichen Auffassungen 
„von Freiheit und gesamtgesellschaftlichen 
Voraussetzungen von Freiheit“ (Ehmke, 
S. 5147) nicht an den Tabugrenzen der Wirt-
schaftsordnung haltmachen kann, wenn sie 
über den Austausch leerformelhafter Erörte-
rungen hinaussführen soll.
Aber auch die reflektierteren Partien der 
Verfassungsdebatte blieben in die harte Kon-
frontation zwischen Opposition und Regie-
rung im Streit um das richtige Verfassungs-
verständnis einbezogen, so daß gerade in der 
Diskussion der zentralen politischen Fragen 
die inhaltliche Konkretisierung der unter-
schiedlichen Positionen doch wieder hintei 
dem Hin- und Herschieben von Begriffen und 
Problemen zurücktrat. Von Rednern beider 
Seiten wurde auf den Veränderungsdruck in 
der Gesellschaft und auf die Diskrepanz zwi-
schen Problemstau und Problemlösungskapa-
zität hingewiesen. Aber zwischen der Thema-
tisierung dieser Einsicht und der von Vertre-
tern der Regierung bezeichneten Notwendig-
keit zum „Geltendmachen von gesamtgesell-
schaftlichen Interessen gegenüber den reinen 
Marktmechanismen“ (Ehmke, S. 5143) blieben 
Begriffe wie Investitionslenkung, Industrie-
struktur und multinationale Konzerne, aber 
auch solche wie Freiheit, Solidarität und 
Chancengleichheit relativ isolierte Größen, 
deren unvermittelte Anbindung an das 
Grundgesetz in der Debatte kaum klärend 
wirken konnte.
Zweifellos war es für die Sozialdemokraten in 
der Bundestagsdebatte nötig, die Vereinbar-
keit ihrer Konzeption des „demokratischen 
Sozialismus" mit dem Grundgesetz zu vertre-
ten und den Versuch zurückzuweisen, die po-
litisch-gesellschaftlichen Weichenstellungen 
der fünfziger Jahre nachträglich als verbindli-
ches Verfassungsgebot festzuschreiben. An 
Bekenntnissen zum „demokratischen Sozialis-
mus" hat es auf seifen der SPD in der Bundes-
tagsdebatte auch nicht gefehlt. Gerade die 
parlamentarische Verfassungsdiskussion hat 
aber auch gezeigt, daß es dabei nicht genügt, 
der Gegenseite ihrerseits ein „verfassungswid-
riges Verfassungsverständ 20nis" ) aus der 
Defensive heraus vorzuwerfen. Einer verfas-
sungspolitischen Konzeption des Faktischen 
dürfte nur durch eine politische Konzeption 
zu begegnen sein, die in der Lage ist, ihre

20) Vgl. z. B. Ehmke, S. 5142: „Diese Einschränkung 
der Verfassung durch den Versuch, bestimmte Wirt- 
schaftliche Positionen abzusichern, die nicht durch 
die Verfassung gesichert sind, ist ein verfassungs-
widriges Verfassungsverständnis und als solches 
nicht besser als eines, das die Verfassung pneuma 
tich aufzuweichen versucht.“ 



langfristigen Perspektiven mit der Frage nach 
ihren konkreten Realisierungschancen über-
zeugend zu vermitteln.
In der Verfassungsdebatte des Bundestages, 
deren inhaltlicher Verlauf durch den CDU/ 
CSU-Antrag schon weitgehend vorstrukturiert 
war, konnte das natürlich nicht gelingen. 
Trotz der relativ offenen und unpolemischen 
Auseinandersetzungen zwischen einigen Spre-
chern der Regierungsparteien und den Vertre-
tern eines aufgeklärten Konservatismus in-
nerhalb der Unionsparteien (neben von Weiz-
säcker namentlich Maier, S. 5089 ff.) überwog 
am Ende doch der Eindruck eines bloßen Par-
teienstreits über das Grundgesetz. Sofern in 
Ansätzen ein Konsens auf einer relativ ab-
strakten Ebene des Verfassungsverständnisses 
vorhanden war, blieb dieser mit den konkre-
ten Streitfragen, die die Opposition zum An-
laß der Debatte gemacht hatte, unverbunden. 
Die Auseinandersetzungen um die Schul- und 
Hochschulpolitik vor allem der sozialdemo-
kratisch geführten Landesregierungen, um 
„Verfassungsfeinde“ im allgemeinen und im 
öffentlichen Dienst, aber auch der Streit um 
das Prol’am des imperativen Mandats brach-
ten praktisch keine politische Klärung und 
ließen die Gegensätze zwischen Regierung 
und Opposition teilweise größer erscheinen, 
als sie es in Wirklichkeit sind. Das lag zwei-
fellos im Interesse der Opposition, die die De-
batte ganz offensichtlich mit dem Ziel geführt 
hat, die Regierungsparteien und besonders die 
SPD mit Hilfe des Grundgesetzes offensiv ein-
zukreisen, um deren Versuche, die Diskussion 
auf eine andere Ebene zu führen, in der Öf-
fentlichkeit als Flucht vor den

21
 „Grundfragen 

der Verfassung“ erscheinen zu lassen ).
Der jeweils unterschiedliche, aber generell 
doch kurzfristig taktische Stellenwert, den die 
Verfassungsdebatte für die beteiligten Partei-
en hatte, machte es von vornherein wahr-
scheinlich, daß trotz der vor allem von der 
CDU/CSU behaupteten Grundsätzlichkeit der 
Problemstellung eine Reihe wesentlicher ver- 
fassungspolitisdier Fragen nicht diskutiert 
werden würde. Die Verfassungsdebatte selbst 
hatte also nur eine begrenzte Aussagekraft 
für das Verfassungsverständnis der Bundes-

21) Vgl. z. B. die Berichterstattung der „Welt" über 
die Verfassungsdebatte unter den Schlagzeilen „Die 
CDU rollt das Verhältnis der SPD zur Verfassung 
auf" (15. 2. 74) und „Die SPD stellte sich nicht" 
(16. 2. 74).

tagsparteien, nicht zuletzt deshalb, weil die 
Parteien versuchen mußten, innerparteiliche 
Meinungsverschiedenheiten in den zur Dis-
kussion stehenden Streitpunkten in der Aus-
einandersetzung mit dem politischen Gegner 
durch demonstrative Geschlossenheit zu über-
spielen. Das traf besonders für die Sozialde-
mokraten zu, gegen deren linken Flügel sich 
die Initiative der Opposition ausdrücklich ge-
richtet hatte. Deshalb war der Mangel an 
Konkretheit in den Aussagen der SPD zu Pro-
blemen der Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung auch darauf zurückzuführen, daß sie 
es bei aller Betonung der inhaltlichen Offen-
heit des Grundgesetzes vermied, auf die um-
strittenen politischen Konzeptionen der 
Jungsozialisten inhaltlich differenziert einzu-
gehen.
Die SPD fand, in der Verfassungsdebatte kei-
nen überzeugenden Weg aus dem Dilemma, 
sich einerseits den Weg für strukturelle Ver-
änderungen des Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystems im Rahmen des Grundgesetzes 
argumentativ freizuhalten und sich dabei an-
dererseits gegen die Angriffe der Opposition 
zur Wehr setzen zu wollen, sie habe ein ge-
störtes Verhältnis zur sozialen Marktwirt-
schaft. Für die FDP stellte sich das entspre-
chende Problem nicht in gleicher Weise (je-
denfalls spielte der politische Standort der 
Jungdemokraten in der Verfassungsdebatte 
nur eine untergeordnete Rolle), so daß sich 
deren Redner relativ unbefangen zur prinzi-
piellen Offenheit der Verfassung äußern 

22konnten ).  Die CDU/CSU trat in der Debatte 
(trotz unterschiedlicher Argumentationsebe-
nen bei einigen ihrer Redner) als geschlosse-
ne Einheit auf. Diese Geschlossenheit hatte 
ihren politischen Preis aber in der offensicht-
lichen Zurückdrängung des „sozialen Gewis-
sens“ der Union: der Sozialausschüsse. Von 
einigen Zwischenfragen abgesehen, konnte 
oder wollte in der Verfassungsdebatte keiner 
ihrer führenden Repräsentanten mit eigenen 
Auffassungen zu Wort kommen.

22)  Vgl. z. B. Hirsch, S. 5029: „Die Liberalen in die-
sem Staat haben die soziale Marktwirtschaft gegen 
den Widerstand aller anderen Parteien erkämpft. 
Es ist kein Zweifel daran, daß wir sie verteidigen 
werden. Aber es ist auch kein Zweifel daran, daß 
es sich dabei nicht um einen Kampf um verfas-
sungsrechtliche Kategorien handelt, sondern um ein 
Problem politischer Meinungsverschiedenheiten auf 
der Grundlage unserer Verfassung.“ Ähnlich Mai-
hofer, S. 5159 f.



III.

Nach dem Verlauf der parlamentarischen 
Verfassungsdebatte war nicht zu erwar

23

ten, 
daß bis zu den aus Anlaß des 25. Jahrestages 
der Verkündung des Grundgesetzes geplanten 
Verfassungsfeiern ) ein unstrittiger Basis-
konsens zwischen den Regierungs- und Oppo-
sitionsparteien wiederhergestellt sein würde. 
Die Zweigleisigkeit im Verfassungsverständ- 
nis setzte sich vielmehr fort und fand ihren 
Ausdruck im Verzicht auf eine gemeinsame 
zentrale Veranstaltung zum Verfassungs-
tag24 ). Statt dessen fanden parallel mehrere 
Festakte statt, die die kontroversen Positio-
nen noch einmal zum Ausdruck brachten, sie 
aber auch teilweise in einer gewissen Feier-
tagsharmonie verschwinden ließen25): »Die 
Paulskirche in Frankfurt wurde zu einem Ort 
der rhetorischen Pfli

26

chtübungen der beiden 
großen Parteien. Urteile über die Qualität der 
rechtlichen Grundordnung unseres Staates 
rauschten am Bürger vorbei.“ )

27) Der SPD-Fraktionsvorsitzende Wehner wies in 
der Esslinger Zeitung v. 24. 5. 74 auf eine Umfrage 
hin, nach der nur 13 °/o der Befragten wußten, daß 
nach Art. 15 des Grundgesetzes die Vergesell-
schaftung von Grund und Boden, Naturschätzen und 
Produktionsmitteln möglich ist.
28) Vgl. dazu bisher u. a.: M. Greiffenhagen (Hrsg.), 
Der neue Konservatismus der siebziger Jahre 
Reinbek 1974; B. Brock, Der Bürger auf der Flucht 
nach rechts?, in: Der Spiegel v. 17. 6. 74, S. llßff; 
Hermann Glaser, Die Mitte und rechts davon. Be-
merkungen zur Tendenzwende in der Bundesrepu-
blik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 42/74, 
und die Ergebnisse einer Meinungsumfrage im 
„Spiegel" v. 15. 4. 74, S. 39 ff.

Es kann jedenfalls nicht behauptet werden, 
daß die Bundestagsparteien aus Anlaß der 
Verkündung des Grundgesetzes nennenswerte 
Anstrengungen unternommen hätten, um das 
oft berufene .Verfassungsbewußtsein“ der 
Mehrheit der Bevölkerung, welches die 
Grundlage für die Legitimation des demokra-
tischen Staates sein soll, wesentlich zu för-
dern. Gerade die Veranstaltungen zum Ver-
fassungstag haben deutlich gemacht, daß der 
„mündige Bürger“ in den Diskussionen um 
das Grundgesetz vorwiegend als bloßer 
Adressat von Appellen auftritt. Wie Umfra-
gen vermuten lassen, dürfte sein Verfassungs-
bewußtsein bereits durch eine mangelnde 
Kenntnis derjenigen Verfassungsnormen, die 
in den aktuellen Kontroversen um die Verfas-
sungsauslegung eine zentrale Rolle spielen,

23) Vgl. zu den ursprünglichen Plänen der Bundes-
regierung, am 25. Mai eine Art Staatsjubiläum 
mit Volksfestcharakter zu feiern: Der Spiegel v. 
3. 12. 1973, S. 57 ff.; Süddeutsche Zeitung v. 
22. 1. 74; Frankfurter Rundschau v. 22. 5. 74.
24) Abgesehen von einem Staatsakt im Bundestag, 
bei dem Bundespräsident Heinemann sprach. Zu 
den verschiedenen Veranstaltungen vgl. die Be-
richterstattung in der Presse: Frankfurter Allge-
meine Zeitung v. 24. 5. 74; Frankfurter Rundschau 
v. 24. 5. 74; Süddeutsche Zeitung v. 24. 5. 74; Die 
Welt v. 22. u. 24. 5. 74.
25) Die Festreden, die der SPD-Politiker Carlo 
Schmid und der Mainzer Verfassungsrechtler Peter 
Schneider in der Veranstaltung der hessischen Lan-
desregierung und des hessischen Landtags hielten, 
wären „bei der Union nicht aufgefallen“ (Frankfur-
ter Rundschau v. 24. 5. 74).
26) R. Reifenrath, Halleluja für ein Provisorium, in: 
Frankfurter Rundschau v. 24. 5. 74. 

entscheidend beeinträchtigt sein 27 ).  Auch 
dies ist ein Teil der oft beschriebenen „Ver-
fassungswirklichkeit“ nach 25 Jahren Grund-
gesetz: Die Auseinandersetzung um Inhalt und 
Zielbestimmung der Verfassung ist eine Sa-
che von wenigen.

Verglichen mit der Verfassungsdebatte im 
Bundestag hatten auch die Erklärungen der 
Parteien am Rande der Festveranstaltungen 
zum Verfassungsjubiläum sehr deutlich an 
Schärfe verloren, sie ließen aber auch prinzi-
pielle Erörterungen vermissen. Während es 
im Februar zumindest noch Ansätze zu einer 
gemeinsamen Diskussion gegeben hatte, war 
wenige Monate später ein deutlicher Rückzug 
aus der öffentlichen Grundsatzkontroverse zu 
verzeichnen. Angesichts der politischen Aus-
einandersetzungen um die Verantwortung für 
die zunehmende Arbeitslosigkeit und steigen-
den Inflationsraten, nach dem plötzlichen 
Kanzlerwechsel in Bonn und den Wahlnie-
derlagen der SPD bei der Bürgerschaftswahl 
in Hamburg und den Kommunalwahlen in 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und 
Nordhessen schien der Grundsatzstreit um die 
Verfassung zu einem abstrakten und für die 
Öffentlichkeit politisch nicht mehr aktuellen 
Thema geworden zu sein. Allerdings wäre es 
verfehlt, aus der weitgehenden öffentlichen 
Stillegung der Grundsatzauseinandersetzun-
gen um das richtige Verfassungsverständnis 
auf ihre politische Irrelevanz zu schließen. In 
den Wahlkämpfen des Frühjahrs hat insbe-
sondere die CDU an ihre Argumentation aus 
der Bundestagsdebatte angeknüpft und ihre 
Zweifel an der Entschlossenheit der SPD zur 
Verteidigung des Rechtsstaats für die Wäh-
lerwerbung nutzbar gemacht. Mit dem großen 
regionalen Schwenk der Wähler zur CDU und 
dem unverkennbaren Ansteigen eines neo-
konservativen Trends in der Bevölkerung, 
dessen Ursachenanalyse im einzelnen noch 
aussteht 28), hat sich jedoch der Stellenwert 



des Verfassungsstreits für die Parteien ver-
schoben.
Es sind zwar bisher noch keine sicheren Aus-
sagen darüber möglich, ob sich der politische 
Aufwärtstrend der Unionsparteien, der auch 
bei den Landtagswahlen in Niedersachsen, 
Bayern und Hessen angehalten hat, tatsäch-
lich in einem langfristigen Umschwung der 
Wählermeinung fortsetzen wird. Die politi-
sche Rehabilitierung des „Konservativen“ 
und der ihr entsprechende Verlust an Ver-
trauen in die Perspektiven sozialdemokrati-
scher „Reformpolitik" sind jedoch unverkenn-
bar. Und unmittelbar vor der 25. Jahresfeier 
des Grundgesetzes schien der Rücktritt von 
Bundeskanzler Brandt, noch bevor die Regie-
rung Schmidt ihre politische Konzeption vor-
gelegt hatte, den „Abschied vom Wunder-
glauben" 29 ) gewissermaßen regierungsoffi-
ziell zu bestätigen.
Daß die grundsätzlichen Erklärungen der 
CDU zum Verfassungstag (verglichen mit der 
Verfassungsdebatte im Februar) jetzt weitge-
hend darauf verzichteten, ihre Argumentation 
offensiv an der behaupteten VerfassungsWid-
rigkeit des „demokratischen Sozialismus" zu 
orientieren30 ), dürfte mit dieser seit dem 
Frühjahr veränderten politischen Situation 
für die Opposition Zusammenhängen. Beson-
ders angesichts der politischen und personel-
len Implikationen des Kanzlerwedisels, die 
in der CDU eine erhebliche Irritation her-
vorriefen, hätte die erneute Beschwörung ei-
nes pauschalen verfassungswidrigen Sozialis-
mus-Verdachts wohl kaum noch einen beson-
deren parteitaktischen Nutzwert gehabt, zu-
mal die vorangegangene Verfassungsoffensi-
ve gegen die SPD in. der liberalen Öffentlich-
keit überwiegend negativ beurteilt worden 
war. Die Opposition bezeichnete in ihren Ver-
lautbarungen zum Verfassungsjubiläum das 
Grundgesetz als den Rahmen „für das gere-
gelte Austragen von Uberzeugungs- und In-
teressenunterschieden" und als „das schüt-
zende Bollwerk gegen Verfassungsfeinde und 
Extremisten“ 31).

29) So Bundeskanzler Schmidt unmittelbar nach sei-
ner Wahl vor der SPD-Bundestagsfraktioni vgl. 
Süddeutsche Zeitung v. 17. 5. 74.

30)1 Das Argument ist allerdings in den Ausein-
einandersetzungen nur zurückgetreten, nicht aufge-
geben worden. Vgl. dazu als jüngsten Beleg die 
Äußerungen von Dregger in: Der Spiegel v.
25. 11. 74.
31) So der schleswig-holsteinische Ministerpräsident 
Stoltenberg, zit. nach: Die Welt v. 24. 5. 74.

Die politische Zielrichtung beider Formulie- 
rungen ist in den Erklärungen der CDU/CSU 
deutlich zum Ausdruck gekommen. Das Be- *

kenntnis zur Vorwärtsverteidigung der 
„streitbaren Demokratie“ 32)  als einem nach 
Auffassung der Opposition tragenden Prinzip 
des Grundgesetzes bleibt in der Kontinuität 
langjähriger Forderungen, die von der Bun-
desregierung und den sozialdemokratisch ge-
führten Landesregierungen ein härteres Vor-
gehen gegen die politische Linke verlangen. 
Der Austragung gesellschaftlicher Interessen-
konflikte sollen dort Grenzen gezogen wer-
den, wo er in eine „Herausforderung des 
Staates“ umschlägt33 ). Diese Formel wird 
aus einem vorgegebenen Verständnis von 
„Gemeinwohl“ abgeleitet, das sich allge-
mein gegen die Macht partikularer Gruppen, 
konkret aber vor allem gegen die gegenwärti-
gen Teilhabe- und Mitbestimmungsansprüche 
der Gewerkschaften richtet. Hatten die Spre-
cher der Opposition in der Verfassungsdebat-
te noch behauptet, die bestehende Wirt-
schaftsordnung sei zwar vom Grundgesetz 
nicht zwingend geboten, aber doch über den 
allgemeinen Freiheitsbegriff indirekt fest mit 
der Verfassungsordnung verbunden34 ), so 
wird inzwischen im Sinne einer direkten Ab-
leitung der Prinzipien der sozialen Marktwirt-
schaft aus dem Grundgesetz argumentiert. 
Der Führung der CDU/CSU wird ausdrücklich 
empfohlen, die verfassungsrechtliche Begrün-
dung ihrer Option für die soziale Marktwirt-
schaft präziser zu formulieren35 ). Hier han-
delt es sich um eine verfassungsrechtliche 
Argumentation mit eindeutiger politischer

32) Vg. dazu neben anderen gleichlautenden Erklä-
rungen die Antwort des CDU/CSU-Fraktionsvorsit- 
zenden Carstens auf die Regierungserklärung von 
Bundeskanzler Schmidt (Das Parlament v. 1. 6. 74) 
und die Äußerung des CSU-Abgeordneten Jäger im 
„Bayernkurier" v. 25. 5. 74: „Demokratie nur für 
die Demokraten! Freiheit nur für die, die die Frei-
heit lieben, nicht für ihre Verächter . . . Die Be-
kämpfung von Verfassungsfeinden und das Verbot 
antidemokratischer Parteien ist deshalb ein we-
sentliches Stück des Grundgesetzes. Wenn man 
heute das vom Bundesverfassungsgericht ausge-
sprochene Verbot der Kommunistischen Partei nicht 
mehr respektiert, ja Kommunisten sogar den 
Staatsapparat öffnet . . ., dann fällt man in die 
Fehler von Weimar zurück." Vgl. auch die Debatte 
im Bundestag um den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung und den Gesetzentwurf der Länder Ba-
den-Württemberg und Bayern zur Änderung des Be-
amtenrechts (Das Parlament v. 25. 5. 74).
33) Vgl. dazu etwa Die Welt v. 24. 5. 74 (über eine 
Rede von Weizsäckers); H. H. Klein, Angebot und 
Auftrag unserer Verfassung, in: Das Parlament v. 
18. 5. 74, S. 11.
34) So auch noch L. Erhard, Soziale Marktwirtschaft 
— die Garantie der Freiheit, in: Rheinischer Mer-
kur v. 28. 6. 74.
35) Vgl. die Zeitungsartikel von R. Herzog, dem 
Bevollmächtigten des Landes Rheinland-Pfalz in 
Bonn: Grundgesetz und Wirtschaftsordnung, in: 
Frankfurter Allgemeine v. 24. 5. 74, und: Sperre tür 
den Sozialismus, in: Die Zeit v 29. 3. 74.



Zielrichtung: „Wenn die Alternative zum 
marktwirtschaftlichen System für verboten 
ausgegeben wird, nur wei

36

l man sie für 
schlecht hält, dann begeben wir uns per 
Selbstzensur auf den Weg von einer offenen 
zur geschlossenen Gesellschaft. Er führt mit 
Sicherheit weit weg von der Verfassung.“ )

Auf dem politisch und verfassungsrechtlich 
gegenwärtig am meisten umkämpften Gebiet, 
in den Auseinandersetzungen um das Problem 
der „Verfassungsfeinde“ im öffentlichen 
Dienst, fallen bereits Worte, die eine solche 
Richtung mindestens andeuten. Denn unab-
hängig von der Streitfrage nach der verfas- 
sungsrechtlichen Qualität sowohl des bisheri-
gen „Radikalenerlasses“ als auch der jetzt an-
stehenden gesetzlichen Regelung (deren Ver-
fassungskonformität keineswegs nur von Kriti-
kern von links angezweifelt wird 37)),  kann es 
nur als eindeutiger Ausdruck eines restrikti-
ven Demokratie- und Verfassungsverständnis- 
ses gewertet werden, wenn bereits die politi-
sche Demonstration gegen gesetzgeberische 
Vorhaben als potentielle Verfassungsfeind-
schaft ei 38ngestuft wird ),
Die Oppositionsparteien verzichten zwar in-
zwischen darauf, ihre Identität als Verfas-
sungspartei mit Hilfe des Zweifels an der 
Verfassungstreue der SPD nachweisen zu 
wollen. Aber nach wie vor betrachten sie sich 
als die politischen „Gralshüter des Grundge-
setzes“ 39).  Der CDU-spezifische Inhalt der 
Formel von der „Solidarität aller Demokra-
ten" bezeichnet den Versuch, das verfas-
sungsrechtlich nur defensiv 
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der „streitbaren Demokratie" )  als Frontli-
nie eigener Interessen in das Feld politisch-
gesellschaftlicher Konflikte vorzuverlegen.

In der Tat befindet sich die sozialdemokrati-
sche Partei, verglichen mit der Reformeupho-
rie der letzten Jahre, inzwischen eindeutig 
in der politischen Defensive. Noch Ende 1973 
meinte ein zur Parteilinken zählender Autor 
glauben zu können, daß die Mehrheit der Be-
völkerung „die Einführung sozialistischer Re-

formen billigen würde"41). In dieser Sicht 
hätten also die Auseinandersetzungen der 
SPD mit den Unionsparteien um die prinzi-
pielle Verfassungskonformität eines „demo-
kratischen Sozialismus" keineswegs nur den 
Charakter einer politisch defensiven Argu-
mentation gehabt. Inzwischen steht die SPD 
jedoch vor allem vor der Frage, ob der Rück-
zug zum Vertrauten, den die Wählerbewegun-
gen und der Meinungsumschwung dieses Jah-
res zu signalisieren scheinen, einfach die blo-
ße Angst vor weiteren „Experimenten" oder 
nicht vielmehr umgekehrt die Enttäuschung 
über das Ausbleiben struktureller Reformen 
ausdrückt. Die Antwort ist politisch umstrit-
ten. Unabhängig davon tritt jedoch inzwi-
schen innerhalb der SPD die Ambivalenz der 
Formel des „demokratischen Sozialismus’ 
wieder deutlicher in Erscheinung, die seit 
den fünfziger Jahren vornehmlich der Ab-
grenzung gegenüber dem Kommunismus ge-
dient hatte und hinsichtlich ihrer positiven 
Zielsetzung relativ unbestimmt geblieben 
war. Erst seitdem sich seit Ende der sechziger 
Jahre wieder ein stärkerer linker Flügel in 
der Partei gebildet und die Diskussion über 
die konkreten Inhalte des „demokratischen 
Sozialismus" als einer sozialdemokratischen 
Alternative zum derzeitigen sozioökonomi-
schen System der Bundesrepublik wiederauf-
genommen hat, spielt dieser Begriff eine grö-
ßere Rolle in den Auseinandersetzungen mit 
der CDU/CSU. Zugleich markiert jedoch die 
Frage nach seiner konkreten politischen Ziel-
setzung die Richtung der politischen Differen-
zen innerhalb der SPD selbst426).

36) H. Schueler, Marktwirtschaft ist kein Dogma, in: 
Die Zeit v. 29. 3. 74.
37) Vgl. z. B. die Stellungnahmen zahlreicher Ju-
risten in: Blätter für deutsche und internationale 
Politik 17 (1972), S. 124 ff. u. S. 246 ff., und 19 
(1974), S. 340 ff.
38) Vgl. z. B. die Äußerung des baden-württember-
gischen Ministerpräsidenten Filbinger in der Ver-
fassungsdebatte, S. 5062.
39) Frankfurter Rundschau v. 24. 5. 74.
40) Zur verfassungsrechtlichen Bedeutung dieses Be-
griffs vgl. E. Bulla, Die Lehre von der streitbaren 
Demokratie, in: Archiv des öffentlichen Rechts 98 
(1973), S. 340 ff.

41) I. Geiss, Was wird aus der Bundesrepublik?, 
Hamburg 1973, S. 85 f.
42) Statt vieler Beispiele vgl. etwa die 1974 vom 
Vorstand der SPD herausgegebenen Broschüren: 
H. J. Vogel, Grundfragen des demokratischen So-
zialismus, und P. von Oertzen, Thesen zur Strateg:« 
und Taktik des demokratischen Sozialismus.

In der Verfassungsdebatte hatte der General-
angriff der CDU/CSU der Sozialdemokratie 
die Solidarisierung nach außen auf der Platt-
form des „demokratischen Sozialismus" er-
leichtert. Für die Öffentlichkeit waren die 
auch in der Debatte durchaus sichtbar gewor-
denen Auffassungsunterschiede bei einzelnen 
sozialdemokratischen Rednern hinter der 
Konfrontation zwischen Regierung und Oppo-
sition zurückgetreten. Die Äußerungen von 
sozialdemokratischer Seite zum Grundgesetz 
im Laufe dieses Jahres zeigen jedoch, daß die 
über plakative Formulierungen hinausgehen-
den Aussagen über die Perspektiven eines 
„demokratischen Sozialismus" im Rahmen des 



Grundgesetzes eher die Ausnahme 43n )  als 
die Regel sind. Angesichts des dezidierten Be-
kenntnisses des neuen soz
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Bundeskanzlers zur Marktwirtschaft )  schie-
nen besonders manche Erklärungen zum Jah-
restag des Grundgesetzes selbst, in denen 
noch einmal die „abenteuerliche Idee" (Ehm-
ke) zurückgewiesen wurde, die Verfassung 
enthalte eine Garantie der bestehenden Wirt-
schaftsordnung 45 ),  nur noch einen sozialde-
mokratischen Erinnerungswert zu bezeichnen, 
überhaupt argumentierten die öffentlichen 
Erklärungen der Sozialdemokraten zum 
Grundgesetz vorwiegend im Sinne der Wei-
terentwicklung des Sozialstaats auf den nicht 
erst seit 1969 eingeschlagenen Wegen. Trotz 
der in der Verfassungsdebatte angeklungenen 
grundsätzlichen Thematisierung der Sozial-
staatsproblematik kann keine Rede davon 
sein, daß die SPD versucht hätte, die in der 
Partei geführte Fernzieldiskussion an die Er-
örterung verfassungsrechtlicher Fragen, etwa 
mit dem Blick auf ein alternatives Sozial-
staatsmodell, anzubinden.
Die SPD hat es in den Auseinandersetzungen 
zwischen den Parteien um das Verständnis 
des Grundgesetzes letztlich nicht vermocht, 
sich aus der Einschnürung durch die Opposi-
tion freizumachen, zumal innerhalb der Partei 
die Tendenz zur repressiven Solidarität immer 
deutlicher zutage tritt und manchen sozialde-
mokratischen Äußerungen zum „Grundgesetz 
in Not" 46)  eine inhaltliche Differenz zur 
CDU/CSU nicht mehr anzumerken ist. Eine im 
Ansatz klärende innerparteilich-öffentliche 
Diskussion hat es praktisch nur zum Problem 
des „imperativen Mandats“ gegeben47 ). Hin-
sichtlich einer verfassungskonformen Rege-
lung des Problems der „Verfassungsfeinde" 
im öffentlichen Dienst konzentriert sich die 
Regierung auf die (keineswegs bedeutungslo-
se) Auseinandersetzung mit den Gegenvor-
stellungen der CDU/CSU. Gerade in dieser 
Frage zeigt sich aber, wie sehr sich die SPD

43) Vgl. z. B. die Rede des CDU/CSU-Fraktions- 
vorsitzenden Carstens im Bundestag am 15. 11. 74: 
„Dagegen haben wir von links eine akute, lebens-
gefährliche Gefahr unseres Staates zu verzeichnen, 
eine Gefahr, die sich in verschiedener Form aus-
drückt . . ., angefangen von den Mordanschlägen 
bis zur systematischen Zerstörung der geistigen 
Grundwerte unserer Ordnung in den Schulen unse-
res Landes wie in Hessen auf Grund der hessi-
schen Rahmenrichtlinien, die der Marxist Herr von 
Friedeburg dort erlassen hat.“ (Das Parlament v. 
30. 11. 74).
44) In die neuen Richtlinien wurde ein neues Ka-
pitel: „Das Verhältnis des Politikunterrichts zur
Verfassung und zur Rechtsordnung" eingefügt. Vgl
Süddeutsche Zeitung v. 5. 11. u. 9. 11. 74.

45) Vgl. z .B. P. von Oertzen, 25 Jahre Grundgesetz, 
in: ders., Die Aufgabe der Partei, Bonn-Bad Godes-
berg 1974, S. 117 ff.; N. Gansel, Chance für den 
demokratischen Sozialismus, in: Die Neue Gesell-
schaft 21 (1974), S. 368 ff.; H. Ehmke, Demokra-
tischer Sozialismus und demokratischer Staat, in; 
G. Lührs (Hrsg.), Beiträge zur Theoriediskussion II, 
Bonn-Bad Godesberg 1974, S. 87 ff.

46) Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 18. 5. 
1974.

47) Vgl. z. B. die Erklärung des hessischen Minister-
präsidenten Osswald beim Festakt des Landes Hes-
sen; Süddeutsche Zeitung v. 24. 5. 74.
4 H. Weichmann, Grundgesetz in Not?, Kiel 19

49)
73. 

”  Vgl. etwa die Beiträge in: Die Neue Gesell-
schaft 21 (1974), H. 3, und hier bes. das Streit-
gespräch zwischen Rudi Arndt und Karsten Voigt. 

als größte Regierungspartei in der verfas-
sungspolitischen Diskussion in der Defensive 
befindet. Den prinzipiellen verfassungsrechtli-
chen Bedenken und Argumenten gegen den 
Gesetzentwurf der Regierung ist sie in der öf-
fentlichen Diskussion bisher eher ausgewi-
chen, ohne doch verhindern zu können, daß 
ihr die Opposition den Vorwurf mangelnder 
unbedingter Bereitschaft zur Verteidigung der 
Verfassungsordnung mit Aussicht auf Reso-
nanz in der Bevölkerung machen kann. Bei 
der ersten parlamentarischen Beratung der 
vorliegenden Entwürfe zur gesetzlichen Rege-
lung dieser Frage, die Mitte November im 
Zeichen neuer politischer Terroraktionen in 
der Bundesrepublik stattfand, fand sich die 
SPD der Opposition gegenüber wieder in der 
gleichen Lage wie zur Zeit der Verfassungs-
debatte. Wiederum hatte sie sich gegen Vor-
würfe der CDU zu verteidigen, die Zweifel an 
der verfassungspol
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itischen Zuverlässigkeit 
der SPD mit der Behauptung tendenzieller 
Verfassungswidrigkeit sozialdemokratischer 
Politik verbanden ).

Die SPD befindet sich nach den parteipoliti-
schen Auseinandersetzungen um das richtige 
Vertassungsverständnis offensichtlich in ei-
nem Zustand allgemeiner Verunsicherung. 
Ein Beispiel dafür ist die Entscheidung, mit 
der sie in Nordrhein-Westfalen auf die öffent-
liche Diskussion über die umstrittenen Richt-
linien für den Politikunterricht in den Schu-
len durch die Vorlage einer geänderten Fas-
sung reagiert hat. Die Umstände dieser Ent-
scheidung und die ausdrückliche Anbindung 
der neuen Richtlinien an das Grundgesetz las-
sen nur den Schluß zu, daß die nordrhein- 
westfälische SPD versuchen will, den Streit 
um die Schulpolitik im Hinblick auf die Land-
tagswahlen im kommenden Frühjahr zu ent-
schärfen49 ). Unabhängig von den Inhalten 
der bisherigen und der neuen Richtlinien 
scheint sich die SPD damit gewissermaßen 
selbst zu bestätigen, daß die Verfassungskon-
formität ihrer Schulpolitik nicht eindeutig 40



war. Zumindest dürfte die CDU kaum darauf 
verzichten, sich dieses Argument als Beleg 
für die Berechtigung und die Notwendigkeit 
ihres Verfassungsstreits mit der SPD partei-
taktisch nutzbar zu machen. In eine ähnliche 
Richtung weist auch die keineswegs überzeu-
gende Haltung der Bundesregierung in den 
Auseinandersetzungen um die Mitbestim-
mung, nachdem sich auch in dieser Frage die 
politische Diskussion auf die Ebene des Ver-
fassungsrecht 50s zu verschieben beginnt ).

Die FDP hat in ihren Erklärungen zum Ver-
fassungsjubiläum wie auch in den jeweils ak-
tuellen Auseinandersetzungen, in die Grund-
fragen des Verfassungsverständnisses einbe-
zogen waren, versucht, sich als selbständige 
politische Kraft zu profilieren. Sie hat sich je-
weils dort mit den Sozialdemokraten solidari-
siert, wo die CDU/CSU versucht hat, sich als 
die einzige unbedingt verfassungstreue Partei 
darzustellen. Ihre Sprecher sind in den Dis-
kussionen über die Frage nach der Offenheit 
der Verfassung für unterschiedliche wirt- 
schafts- und gesellschaftspolitische Konzep-
tionen zum Teil deutlich über entsprechende 
Aussagen von Sozialdemokraten hinausge-
gangen 51). Da das Bekenntnis der FDP zur 
prinzipiellen politischen Offenheit der Verfas- 
'sung aber auf die bloß theoretische Denkbar- 
keit „sozialistischer“ Ordnungsmodelle im 
Rahmen des Grundgesetzes begrenzt bleibt, 
deren möglicher Realisierung sich die FDP 
widersetzen werde, hat diese Position der 
CDU/CSU weniger Angriffsflächen geboten 
als die Haltung der SPD. Im Parteienstreit um 
das Grundgesetz ist das generelle Bemühen 

der FDP, die Abwertung der Verfassung zur 
Legitimationsinstanz politischer Interessen zu 
verhindern, zweifellos ein positiv zu werten-
der Faktor. Allerdings bietet die politische 
Praxis durchaus auch Anlaß zu gewissen 
Zweifeln an der unbedingten Konsequenz die-
ses Bestrebens: Wenn Teile der FDP in der 
jüngsten Wendung der Auseinandersetzungen 
um den Koalitionskompromiß in der Mitbe-
stimmungsfrage verfassungsrechtliche Vorbe-
halte machen, so ist es zumindest fraglich, ob 
hier nicht auch politische Konflikte innerhalb 
der Bundesregierung mit Hilfe des Grundge-
setzes entschieden werden sollen.
In den parteipolitischen Kontroversen um das 
Grundgesetz haben auch die Jugendorganisa-
tionen der Bundestagsparteien entschiedene 
Positionen bezogen, die gegenüber den Stand-
orten der Parteien jeweils mehr oder weniger 
deutlich verschoben sind. Das trifft noch am 
wenigsten für die Junge Union zu, die von 
den Jungsozialisten und Jungdemokraten we-
gen ihrer Weigerung zur Abgabe einer ge-
meinsamen Erklärung zum Verfassungstag 
scharf angegriffen worden ist, die aber bei al-
ler Identifizierung mit den inhaltlichen Aus-
sagen der CDU deren Tendenz zur Selbstdar-
stellung als Verfassungspartei nicht gefolgt 
ist520). Die entschiedenste Alternativposition 
zur Haltung der Bundestagsparteien haben 
die Jungsozialisten und Jungdemokraten in 
einer Reihe von zum Teil gemeinsamen Kund-
gebungen und Erklärungen formuliert. Insbe-
sondere die Jungsozialisten hatten sich, schon 
lange bevor das Grundgesetz in diesem Jahr 
zur propagandistischen Frontlinie zwischen 
den Parteien wurde, mit dem Vorwurf verfas-
sungsfeindlicher Tendenzen auseinanderset-
zen müssen. In den meisten dieser Angriffe 
war allerdings vorwiegend nur die politische 
Begrifflichkeit der Jungsozialisten („Doppel- 
Strategie", „Systemüberwindung", etc.) in ei-
ner Art Reizwortkatalog zusammengestellt. 
Unabhängig von der Frage, die als solche 
zweifellos legitim und notwendig ist, unter 
welchen Bedingungen und mit welchen politi-
schen und gesellschaftlichen Neben- und Fol-
gewirkungen die Realisierung der zentralen 
Forderungen der Jungsozialisten überhaupt 
möglich wäre, zielen solche Angriffe darauf 
ab, das Denken in grundsätzlichen gesell-
schaftlichen und politischen Alternativkon-
zeptionen ganz allgemein unter die Vermu-
tung der Verfassungswidrigkeit zu stellen. Be-
sonders von der CDU/CSU wird die Diskus-

50) Vgl. zu den rechtswissenschaftlichen Gutachten 
zur Frage der Verfassungskonformität des Regie-
rungsentwurfs und der Reaktion der Parteien und 
Verbände darauf u. a.: Frankfurter Allgemeine Zei-
tung v. 15. 10., 31. 10. u. 8. 11. 74; Süddeutsche 
Zeitung v. 30. 10. 74 u. 11. 11. 74. Die Arbeitgeber-
verbände und die CDU operieren schon seit langem 
mit verfassungsrechtlichen Argumenten gegen die 
Mitbestimmung. Vgl. z. B. Der Spiegel v. 8. 4 74, 
S. 26 ff. und den Aufsatz von K. H. Biedenkopf in: 
Deutsche Zeitung v. 28. 9. 73; ferner H. H. Klein, 
Gefährdung des Prinzips der Gewaltenteilung in der 
Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 50/74.
51) Vgl. die Bemerkungen des jetzigen FDP-Vorsit-
zenden Genscher zum Verfassungsjubiläum, in: Das
Parlament v. 18. 5. 74. Bes. Bundesminister Mai-
hofer hat wiederholt und entschieden betont, daß 
„radikales Nachdenken“ über das, „was nach Ar-
tikel 15 unserer Verfassung mit einfacher Mehr-
heit des Bundestages jederzeit beschlossen werden 
könnte“, nicht illegalisiert werden dürfe und „nicht 
schon jede radikale Kritik an unserer bestehenden 
Gesellschaftsordnung und Staatsverfassung mit 
Verfassungsfeindschaft gleichzusetzen sei“ (Das 
Parlament v. 30. 11. 74).

52) Vgl. etwa die Ausführungen des JU-Vorsitzen- 
den Wissmann, in: 25 Jahre Grundgesetz. Der Weg 
zum mündigen Bürger, hrsg. von der Bundeszen- 
trale für politische Bildung, Bonn 1974, S. 28. 



sion über die Verfassungskonformität jungso- 
zialistischer Forderungen von vornherein zu 
einer Abwehr-Debatte hinter dem Schutz-
schild des Grundgesetzes verdreht. In dieser 
Situation richteten sich die Erklärungen der 
Jungsozialisten (und Jungdemokraten) zum 
Verfassungstag vor allem gegen alle Versu-
che, „das Grundgesetz insgesamt für den ge-
sellschaftlichen Status quo zu vereinnah-
men' ). Ob das Urteil der Jungsozialisten 
über die „Verfassungswirklichkeit“ der Bun-
desrepublik und ihre Charakterisierung der 
bestehenden Gesellschaft als „Klassengesell-
schaft" realistisch ist — diese Fragen sind je-

denfalls keine Fragen des Verfassungsrechts; 
ebensowenig sind es von vornherein die Ziel-
perspektiven, die die Jungsozialisten aus ih-
rer Gesellschaftsanalyse ableiten. Ihre Erklä-
rungen zum Verfassungsjubiläum versuchen 
in der Tat, die Umrisse einer Systemverände-
rung auf dem Boden und im Rahmen des 
Grundgesetzes zu entwerfen54 ). Ein über 
pauschale Verdächtigungen hinausgehender 
Nachweis, daß die politische Konzeption der 
Jungsozialisten die Verfassungsordnung des 
Grundgesetzes sprengen würde, ist von ihren 
Gegnern zwar behauptet, aber noch nicht er-
bracht worden.

53) Jungsozialisten-Informationsdienst Nr. 9, Mai 
1974, S. 7 f.

54) Vgl. bes. die gemeinsame Erklärung von Jung-
sozialisten und Jungdemokraten, in: Jungsozia- 
listen-Informationsdienst Nr. 14/1974, S. 7 f.; ebd. 
S. 5 ff. die Rede des Mitglieds des Parlamentari-
schen Rates, Fritz Eberhard, in einer Veranstaltung 
der Jungsozialisten zum Verfassungstag; ferner die 
Rede des Bundesvorsitzenden der Jungdemokraten, 
Theo Schiller: „Wider die verfassungspolitische Ge-
genreformation“, in: Frankfurter Rundschau v.
31. 5. 74.

55) So der Kommunistische Bund Westdeutschland 
in seiner Broschüre: Die Verfassung der BRD und 
das demokratische Programm der Kommunisten, 
Mannheim 1974.

56) Vgl. R. Leicht, Das Grundgesetz — eine säku-
larisierte Heilsordnung?, in: Aus Politik und Zeit  
geschchte B 2—3/74, S. 3 ff.

57) So die Süddeutsche Zeitung v. 11. 11. 74.
58) Vgl. u. a. R. Leicht, Grundgesetz und politische 
Praxis, München 1974, S. 111 ff.
59) Vgl. Der Spiegel v. 19. 8. 74, S. 24 f.
60) Vgl. Das Parlament v. 26. 10. 74.

IV.

Die Auseinandersetzungen zwischen den Par-
teien um das Verständnis und die politische 
Funktion der Verfassung zeigen insgesamt 
die weit fortgeschrittene Tendenz zur Instru-
mentalisierung des Grundgesetzes für die Le-
gitimierung eigener und die Zurückweisung 
gegnerischer Interessen. Entgegen einer ver-
breiteten Ansicht, welche die Indienstnahme 
der Verfassung vor allem denjenigen politi-
schen Gruppen enlastet, die seit dem Ende 
der sechziger Jahre mit unterschiedlichen 
Zielsetzungen auf die „Veränderung der Ge-
sellschaft" und die „Überwindung des Sy-
stems“ hinarbeiten, zeigen aber gerade die 
diesjährigen Kontroversen um das Grundge-
setz, daß vor allem die konservativen Gegner 
der gegenwärtigen Bundesregierung die poli-
tische Entscheidungsbefugnis über die verfas-
sungskonforme Ausdeutung des Grundgeset-
zes für sich beanspruchen.

So unbestritten es im Spektrum der politi-
schen Linken Gruppen gibt, die das Grundge-
setz als bloßen „Bauplan" der kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung überhaupt ablehnen55 ), 
so unbestreitbar es innerhalb der Linken auch 
Versuche gibt, aus einzelnen Verfassungsbe-

Stimmungen direkte Handlungsanweisungen 
zur Verwirklichung einer „säkularisierten 
Heilsordnung“ 56) abzuleiten: die Verwerfun-
gen im Verfassungsverständnis, die sich aus 
der Taktik der CDU/CSU ergeben, „jede ge-
sellschaftspolitische Initiative erst einmal mit 
der Drohung einer Verfassungsklage“ zu be-
antworten * ), sind für den Prozeß der Kon-
fliktlösung im politischen System der Bundes-
republik ebenfalls problematisch. Dies gilt 
vor allem deshalb, weil die Opposition ange-
sichts der gegenwärtigen politischen Kräfte-
verteilung in Bund und Ländern die Möglich-
keit beansprucht, ihr Verfassungsverständnis 
gegen die Regierung auch institutionell durch-
zusetzen.
In der Tat zeigen die seit 1969 andauernden 
Auseinandersetzungen um die politische 
Funktion des Bundesrates, in dem die Mehr-
heit der von CDU und CSU regierten Länder 
in zahlreichen Fällen versucht hat, gesetzge-
berische Initiativen der Regierungskoalition 
abzublocken, erhebliche Störungen des Ver-
fassungskompromisses auch im institutionei-
len Bereich an. Daß im parlamentarischen Sy-
stem der Bundesrepublik die prinzipielle Ver-
wendung des Bundesrates als „Gegenregie-
rung" systemwidrig wäre, ist nicht zweifel-
haft 58); aber auch nach einer entsprechenden 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom Sommer dieses Jahres 59) stehen sich die 
Auffassungen von Regierung und Opposition 
unvermindert kontrovers gegenüber50). Die 



Störung politischer Legitimationsprozesse 
setzt sich darüber hinaus in den wiederholten 
Versuchen der CDU/CSU fort, parlamentari-
sche Entscheidungen gegen ihre Interessenla-
ge nicht hinzunehmen, sondern sie aus den 
Institutionen des parlamentarischen Regie-
rungssystems in die Verfassungsgerichtsbar- 
keit zu verlagern.
Es kann nicht zweifelhaft sein, daß das 
Bundesverfassungsgericht bei einer Überla-
stung mit aktuell-politischen Streitfragen die 
ihm vom Grundgesetz zugewiesene Aufgabe, 
verfassungsrechtliche Konflikte verbindlich 
und mit befriedender Wirkung zu entschei-
den, gerade nicht erfüllen kann. Der Versuch, 
das Gericht „als dritte Kammer für die Revi-
sion parlamentarischer Niederlagen“ einset-
zen zu wollen61 ), kann letztlich nur die sy-
stemwidrige Konsequenz haben, der Verfas-
sungsrechtsprechung zunehmend Entschei-
dungen abzuverlangen, die in den politischen 
Kompetenzbereich des Gesetzgebers fal-
len62 ). Es ist auch zweifelhaft, ob die offen-
sichtliche Strategie des permanenten Kompe-
tenzkonflikts langfristig im Interesse der 
CDU/CSU selbst liegt, da sie die Glaubwür-
digkeit ihrer verfassungsrechtlichen Argu-
mentation im je konkreten Einzelfall nur be-
einträchtigen kann.

61) So pointiert Der Spiegel v. 29. 7. 74, S. 19.
•62) Vgl. R. Leicht, Grundgesetz und politische Pra-
xis, München 1974, S. 90 ff.

In den öffentlichen Auseinandersetzungen um 
ihr jeweiliges Verhältnis zur Verfassung sind 
die Bundestagsparteien einer grundsätzlichen 
Thematisierung der gegenwärtigen Funktions- 
und Legitimationsproblematik des parlamen-
tarischen Systems weitgehend ausgewichen. 
Bei aller wechselseitigen Polemik ist stets ein 
gewissermaßen negativer Basiskonsens wirk-
sam geblieben: Die Parteien waren bemüht, 
alle diejenigen Fragen aus dem Streit um das 
Grundgesetz herauszuhalten, die ihnen die 
öffentliche Problematisierung ihrer eigenen 
politisch-gesellschaftlichen Rolle abverlangt 
hätten. Insbesondere haben es ihre zahlreichen 
Erklärungen zum Jubiläum der Verfassung 
vermieden, die politische Bedeutung des 
Grundgesetzes in der Entwicklung von fünf-
undzwanzig Jahren Bundesrepublik zum Ge-
genstand der öffentlichen Diskussion zu ma-
chen. Im Parteienstreit um das Grundgesetz 
hat es zwar zahllose Polemiken gegen die 
Politik der jeweils anderen in der Vergangen-
heit gegeben. Aber die zahlreichen Verfas-
sungsänderungen seit 1949 und die Pläne für 
weitere Veränderungen des Grundgesetzes, 
also gerade diejenigen Probleme, deren öf-

fentliche Diskussion dem vielberufenen „mün-
digen Bürger' die Relevanz von Verfassungs. 
normen für den politischen Konflikt unmittel-
bar hätte verdeutlichen können, haben in den 
Auseinandersetzungen zwischen den Parteien 
so gut wie keine Rolle gespielt. Während die 
Berufung auf das Grundgesetz zur Abwehr 
von „Systemveränderern“ geradezu inflatio-
näre Züge angenommen hat, bleibt die mehr 
als zwanzigjährige Politik kontinuierlicher Sy-
stemveränderung durch die staatstragenden 
Parteien selbst außerhalb der Diskussion63 ).

Die Bilanz des Parteienstreits um das Grund-
gesetz ist am Ende des Verfassungsjahres ins-
gesamt negativ. Sie enthält kaum Anzeichen 
dafür, daß sich die Bundestagsparteien als die 
wesentlichen Träger der bisherigen und der 
künftigen Verfassungsentwicklung in abseh-
barer Zeit auf ein gemeinsames Verständnis 
der Funktion des Grundgesetzes für die poli-
tisch-gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
einigen werden. Jedenfalls ist nicht abzu-
sehen, daß die weit fortgeschrittene Tendenz 
zur Verwendung der Verfassung als Auswahl-
katalog höchster Normen zur Legitimierung 
partikularer Interessen abnehmen wird. Die 
politische Langzeitwirkung dieser „Grund-
gesetztheorie“ 64)  zeichnet sich jedoch bereits 
deutlich ab: Ihre Variante von links, die in 
der bekannten Formulierung Hans Magnus 
Enzensbergers, das Grundgesetz sei ein „Ver-
sprechen, einzulösen durch Revo 65lution“ ),  
schon vor Jahren ein griffiges Schlagwort ge-
funden hat, hat die neuerliche Grundsatzdis-
kussion in der Öffentlichkeit zwar bis zu 
einem gewissen Grade ausgelöst. Der Konser-
vatismus in Politik und (worauf hier nur sum-
marisch hingewiesen werden kann) Wissen-
schaft hat sich aber von Anfang an nicht dar-
auf beschränkt, die Indienstnahme der „Ver-
fassung als Parteiprogramm" 66)  entschieden 
zurückzuweisen; er hat mit inzwischen schon 
erheblichem Erfolg versucht, diese Zurückwei-
sung linker Verfassungsokkupationen mit der 
Absicherung des Grundgesetzes gegen das 
Denken in politischen Alternativen überhaupt 
zu verbinden.

63) Das gilt für alle Bundestagsparteien, wenngleich 
in der Verfassungsdebatte verschiedentlich pau- 
schal auf die Arbeit der Verfassungsreform-Kom 
mission hingewiesen wurde und der FDP-Abgeord 
nete Hirsch diese ausdrücklich als „Systemver-
änderungskommission" bezeichnete (S. 5029).
64) J. Seifert, Grundgesetz und Restauration, Darm 
stadt/Neuwied 1974, S. 12.
65) Kursbuch 11/1968, S. 165.
66) E. Kull, Verfassung als Parteiprogramm — Zur 
Expansion der „relevanten Kräfte“, in: R. Schnur 
(Hrsg.), Festschrift für Ernst Forsthoff zum 70. Ge-
burtstag, München 1972, S. 213 ff.



Uwe Dietrich Adam

Systemveränderung als Ideologie 
oder Fritz Vilmars Demokratisierungsstrategie
Diese Zeitschriit veröffentlichte im Mai dieses Jahres (B 18/74) einen Aufsatz von Fritz 
Vilmar mit dem Titel: .Systemveränderung auf dem Boden des Grundgesetzes. Gesell-
schaftsreform als Prozeß umfassender Demokratisierung'. Die Redaktion hatte es in ihrem 
Vorwort begrüßt, wenn die von Fritz Vilmar angeregte Diskussion über die Fortentwick-
lung der parlamentarischen Demokratie nicht nur eine passive Resonanz finden, sondern 
zu weiteren Überlegungen — auch zu Widerspruch — führen würde. In der Beilage vom 
10. August (B 32/74) wurde eine erste kontroverse Stellungnahme veröffentlicht, auf die 
hier eine zweite folgt. In beiden Fällen handelt es sich nicht um eine partielle Kritik, son-
dern um Einwendungen prinzipieller Art, auf die der Autor ebenso grundsätzlich antwor-
tet.
Die Redaktion beabsichtigt, diesem Streitgespräch um die Entwicklungschancen unserer 
politischen Ordnung noch einen weiteren Beitrag im kommenden Jahr folgen zu lassen.

Fritz Vilmar macht sich Gedanken über das 
politische und soziale System der Bundesre-
publik. Er artikuliert sein Unbehagen an vie-
lerlei von ihm als negativ empfundenen Er-
scheinungen und Zuständen und hält vieles 
für verbesserungswürdig. Vilmar glaubt aber 
auch ein Ziel zu erkennen, auf das hinzuge-
hen es sich lohnt, und er gibt dem Unwissen-
den ein Vademecum an die Hand, das sich 
»strategische Theorie einer gesamtgesell-
schaftlichen Demokratisierung" nennt und 
von der er sich den „Beginn einer neuen poli-
tischen K 1ultur" ) erhofft.
Kritik ist in einer Demokratie nur positiv zu 
bewerten, sie ist geradezu konstitutiv für ein 
demokratisches Verhalten selbst. Sofern Kri-
tik mit Lösungsvorschlägen für die Überwin-
dung von Mißverhältnissen verbunden wird, 
ist ein solches Verhalten als doppelt positiv 
zu bewerten. Man gerät allerdings in eine ge-
wisse Unentschlossenheit, die sich zur Fraglo-
sigkeit steigert, betrachtet man Vilmars Lö-
sungsvorschläge und setzt sie in Beziehnug 
zur gesellschaftspolitischen Wirklichkeit und 
zu den verfassungsrechtlichen Möglichkeiten. 

Die Wirklichkeit gerät dabei unter die Räder 
seines theoretischen Diktums. Seine Theorie 
ist kein Abbild der Wirklichkeit, sondern 
steht zur willkürlichen Disposition eines Bün-
dels von unbewiesenen Annahmen und Er-
wartungen. In diesem Sinn ist Vilmars Theo-
rie eine Ideologie bzw. ein ideologisches Den-
ken, das mit der Wirklichkeit nicht überein-
stimmt. Insofern wird also der Ideologiebe-
griff nach Theo 2dor Geiger definiert ). Im ein-
zelnen möchte ich diese Behauptung mit fol-
genden Überlegungen beweisen:
1. Die erkenntnistheoretische Ausgangsposi-
tion und der methodische Ansatz lassen eine 
wirklichkeitsadäquate Betrachtung nicht zu.
2. Die Ausgangsposition Vilmars, daß das 
Grundgesetz sich mit seinen theoretischen 
Deduktionen vereinbaren ließe, ist kaum auf-
rechtzuerhalten.
Es läßt sich so summarsich zeigen, daß Vil-
mars theoretische Aussagen Sachverhalte be-
treffen, über die kaum belegbare oder wider-
legbare Behauptu

3
ngen aufgestellt werden 

können ).

I. Die erkenntnistheoretische Ausgangsposition 
und das methodische Verfahren

Erkenntnistheoretisch bevorzugt Vilmar ein 
betont antagonistisches Bild der Wirklichkeit. 
Zur Erleichterung der eigenen Position schafft 
er zwei Klassen politisch-weltanschaulicher 
Gegner, die er „statisch-konservativ" und 
»statisch-revolutionär" nennt und deren pro-

grammatische Aussagen und theoretische Be-
kenntnisse er mit dem Namen „Ideologie" be-
legt4). Damit gelingt Vilmar ein erster me-
thodisch wichtiger Erfolg: Indem er die kon-
kurrierenden Auffassungen und Meinungen 
innerhalb der Gesellschaft antagonisiert —

1) Fritz Vilmar, Systemveränderung auf dem Boden 
des Grundgesetzes. Gesellschaftsreform als Prozeß 
umfassender'Demokratisierung, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, B 18/74, S. 9, 29.

2) Theodor Geiger, Ideologie und Wahrheit, Neu-
wied 1968 2, S. 136.
3) A. a. O., S. 155.
4) Vilmar, S. 4 f.



einmal links gegen rechts, dann Ideologien 
gegen ein „reales“, „konkretes", „realisti-
sches" Konzept der Systemveränderung5) —, 
kann er andere Modelle und Zielperspektiven 
als unrealistisch abtun und — dies ist die ent-
scheidende Funktion seines Verfahrens — die 
gesellschaftliche, soziale und politische Kom-
plexität auf einen Ansatz reduzieren, wobei 
selbstverständlich seine eigene Theorie (Stra-
tegie, Konzeption) apriori

6
sch als die einzig 

mögliche suggeriert wird ).

5) Vilmar, S. 9, 11.
6) So suggeriert Vilmar, der Demokratisierungspro- 
zeß „scheint unsere einzige Chance" (S. 4), ohne
daß man erfährt, weshalb es die einzige sein soll
und worin die günstige Möglichkeit besteht, etwas
zu tun.
7) Vilmar, S. 3.
8) A. a. O„ S. 3, 7.
9) A. a. O., S. 8.
10) A. a. O., S. 9.
11) A. a. O., S. 11.
12) A. a. O., S. 14.
13) A. a. O., S. 19.
14) A. a. O., S. 28. 15) Vilmar, S. 4 f.

Diese Simplifizierung durchaus heteronomer 
Entwicklungen, Tendenzen und Sachverhalte 
bestimmt Vilmars weitere Betrachtung, die 
von der einmal eingenommenen Position ei-
ner dualistischen Weltbetrachtung nicht Ab-
stand nimmt. So widerstreitet bei ihm das 
Konzept eines nur-parlamentarischen Demo-
kratie- und Fortschrittverständnisses dem 
Konzept einer revolutionären Totalumgestal-
tung 7). Da steht die reale Demokratie der for-
mal-demokratischen Selbstgenügsamkeit 8) 
gegenüber; es gibt ein „scheinbares" und ein 
„reales" System der Volksvertretung9); die 
Mitglieder von Gesellschaftssystemen sind 
entweder selbstbestimmt oder fremdbe-
stimmt 10 ); Entscheidungsprozesse sind ent-
weder autoritär oder demokratisch struktu-
riert11 ); es gibt Untertanen oder Herrschen-
de ); man hat ein Demokratieverständnis 
oder 13man hat kein Demokratieverständnis ); 
Demokratisierungsgegner stehen gegen De-
mokrati 14sierungsanhänger ).

Nun mag man zugeben, daß eine dualistische 
Betrachtung der Welt nicht gleichzeitig Er-
kenntnisverlust bedeuten muß. Dieser simpli-
fizierenden Teilung der Welt in ein Negati- 
vum und ein Positivum als Prinzip der Er-
kenntnis liegt jedoch kaum eine empirisch 
verstandene Wirklichkeit zugrunde, sondern 
ist eine bloß spekulative Annahme. Sie be-
ruht auf einer äußersten Reduzierung komple-
xer Bündelungen faktischer Sachverhalte und 
programmatischer Positionen. Die Grundan-
nahme bildet eine Zweiheit antagonistischer 
Prinzipien: statisch-konservative und statisch- 

revolutionäre Ideologien. Vilmar will diese 
Antagonismen in seinem Programm der um-
fassenden Demokratisierung überwinden, wo-
bei er nun jedoch neue Antagonismen kon-
struiert, die von seiner ursprünglichen Grund-
annahme völlig losgelöst sind, insofern er das 
eine als absoluten Wert, das andere als rück-
schrittliches, zu überwindendes Prinzip statu-
iert. Hier arbeitet Vilmar also nicht mehr — 
im Gegensatz zu seiner Ausgangsposition — 
mit einem bloßen Antagonismus der Wirk-
lichkeit, sondern mit Antagonismen von Sein 
und Sollen, Ziel und Wirklichkeit.

Vilmar reduziert also die derzeit bestehenden 
programmatisch-theoretischen Ansätze auf 
zwei antagonistische Richtungen, die er als 
Möglichkeit von Gesellschaftsreform aus-
scheidet. Sodann konstruiert er Gegensatz-
paare im Bereich des Sollens und des Seins, 
die weder dialektisch vermittelt sind, sich 
auch nicht monistisch oder pluralistisch auf-
heben, sondern Ziel und Realität ausdrücken 
sollen. Die Realität wird jedoch nun auf die-
ser Ebene nicht mehr antagonistisch gesehen, 
sondern als geradezu monistisch aufgefaßt, so 
als erschöpfe sich die Wirklichkeit in der 
Herrschaft, im Untertan, in der Formaldemo-
kratie und der Fremdbestimmung.
Damit wird auch die methodische Position 
Vilmars deutlich. Sie beruht auf dem Prinzip 
eines dualistischen Nebeneinander zweier 
Weltanschauungen. Dieses antagonistische 
Prinzip wird jedoch nicht beibehalten, son-
dern gerät im Verlauf der Deskription zum 
Gegensatzpaar einer als einheitlich verstan-
denen Wirklichkeit und einer idealistisch-te-
leologischen Perspektive. Die solcherart redu-
zierte Wirklichkeit kann somit als erkennt-
nistheoretisches Problem negiert werden und 
wird in einem bloß manichäischen Sinn einem 
absolut notwendigen Ziel gegenüberge-
stellt.
Durch dieses methodisch äußerst anfechtbare 
Verfahren gelingt Vilmar ein Doppeltes: Zum 
ersten kann er alle gesellschaftlichen Prozes-
se ausschalten, die seiner Zielintention nicht 
entsprechen; zum zweiten suggeriert er dem 
Leser, daß wissenschaftlich kein Zweifel dar-
über bestehen könne, daß der von ihm gese-
hene Prozeß der Demokratisierung der einzig 
mögliche, ja der einzig wissenschaftlich be-
weisbare und deshalb gangbare sei 15). Vil-
mar vergißt, daß er gerade dies weder bewie-
sen hat, noch je beweisen kann. Denn könnte 
er dies beweisen, so müßte er eine jeden 
Zweifel ausschließende Theorie über die not-



wendige und hinreichende Begründung zur 
Entwicklung sozialer Systeme entwerfen, d. h., 
er müßte belegen, daß der ständige ökonomi-
sche und soziale Wandel zwangsläufig und 
notwendigerweise ohne seinen Begriff der De-
mokratisierung nicht denkbar sei. Es zeigt 
sich indessen, daß seiner Forderung nach De-
mokratisierung, der er Notwendigkeit unter-
stellt, nichts anderes innewohnt als ein nor-
matives oder essentialistisches Postulat, eine 
bloße wertgebundene Überzeugung, die als 
Tatsachenbehauptung ausgegeben wird.
Fragen wir noch einmal, weshalb Demokrati-
sierung notwendig ist. Vilmar gibt die Ant-
wort, Demokratie sei erst real, wenn die 
Herrsch

16
aftskontrolle „von unten“ auf allen 

Ebenen und Stufen )  und zusätzlich die per-
sonale Selbstbestimmung und 

17
Mitbestimmung 

erreicht sei ).  Dahinter steht die Tatsachen-
behauptung, daß Demokratisierungsmaßnah-
men die Effektivität von Organisationen stei-
gerten — eine These, die er von Naschold und 
Hondrich übernimmt18 ). Zu Hondrich wäre 
anzumerken, daß er den Begriff der Leistung 
derart weit definiert19), daß der .logische 
Spielraum" nahezu total ist ), d. h. alles un-
ter den Begriff subsumiert werden und prinzi-
piell keine menschliche Betätigung ausge-
schaltet 21werden kann ).

16) A. a. O., S. 4.
17) A. a. O., S. 6.
18) A. a. O„ S. 11, 18.
19) „Von Leistung spreche ich, wenn Mittel zur Be-
friedigung von Bedürfnissen bereitgestellt werden“. 
Karl Otto Hondrich, Demokratisierung und Lei-
stungsgesellschaft, Stuttgart 1972, S. 23.
20) Zum „logischen Spielraum“ von Aussagen, die 
bei einem totalen Spielraum keinen Informations-
gehalt mehr besitzen und derart auf alle denkbaren 
und möglichen Sachverhalte angewendet werden 
können, siehe Hans Albert, Probleme der Wissen-
schaftslehre in der Sozialforschung, in: Rene König 
(Hrsg.), Handbuch der empirischen Sozialforschung,
I, Stuttgart 1967 ’, S. 51 f.

21) So sieht Hondrich, S. 126, auch die Transfor-
mation alter Inhalte von Organisationen, hier der 
Universität, in neue als Leistungssteigerung an. Ein 
Absinken des Forschungsstandards durch aus-
schließliche Beschäftigung der Hochschullehrer in 
der Lehre würde somit durch das quantitative Ar-
gument des höheren Anteils von Studierenden aus 
dem Felde geschlagen.
22) Frieder Naschold, Organisation und Demokratie. 
Untersuchung zum Demokratiepotential in komple- 
xen Organisationen, Stuttgart 1971 *, S. 10, 52.

23) So Dieter Oberndörfer, Demokratisierung von 
Organisationen?, in: ders. (Hrsg), Systemtheorie, 
Systemanalyse und Entwicklungsländerforschung, 
Berlin 1971, S. 593.
24) Vgl. hierzu Hermann Scheer, Innerorganisato-
rische und innerparteiliche Demokratie, in: Martin 
Greiffenhagen (Hrsg.), Demokratisierung von Staat 
und Gesellschaft, München 1973, S. 147.
25) Vilmar beantwortet nicht die Primärfrage, ob die 
Höhe eines Bruttosozialprodukts oder der Bewußt-
seinsstand eines Volkes zur Forderung nach Demo-
kratisierung führt. Dies leitet zur Frage über, wes-
halb in der Bundesrepublik und nicht in .Japan; 
weshalb nicht in der UdSSR und in Frankreich.
26) Es kann hier nicht die Frage beantwortet wer-
den, weshalb Vilmars Theorie letztendlich auf die 
Aufhebung der Gegensätze von Kapital und Arbeit 
hinausläuft, obwohl seine „Strategie" nur so ver-
ständlich wird. Siehe Vilmar, S. 13.
27) Da Vilmar militärischen .Vokabeln bei seinem 
Theorieentwurf den Vorzug gibt, sei darauf hin-
gewiesen, daß er Strategie und Taktik häufiger
synonym verwendet. Ich habe hier den adäquaten 
Begriff zu „Strategie“ selbst eingesetzt.

Die Übernahme der Naschold-Hypothese, De-
mokratisierung — verstanden als Steigerung 
der Partizipation der Mitglieder — erhöhe die 
Leistungsfähigkeit von Organisationen22 ), Ist 
insofern umstritten, als Partizipation und Lei-
stung unabhängig voneinander definiert wer-
den müssen, da wohl auch Partizipation zu 
der von einer Organisation zu erbringenden 

Leistung zählt 23 ) i zum andern behandelt Na-
schold Organisationen so, als lägen für alle 
Organisationsformen und -Strukturen die glei-
chen Bedingungen und Besonderheiten 
vor24 ). Es ist also die bereits oben getroffene 
Feststellung zu konstatieren, daß die allfällige 
Mitbeteiligung und -bestimmung in allen Be-
reichen der Gesellschaft überpositiv gesetzt 
wird. Letztlich bleibt eine Zieldefinition, die 
Systemveränderung durch Demokratisierung 
kennzeichnet, im Bereich des Normativen. Sie 
bietet sich weder zwingend an noch ist sie in 
irgendeiner Hinsicht vorgegeben, auch nicht 
in dem gängigen Sinn, daß ein notwendiger 
und gesetzmäßiger Geschichtsablauf dazu hin-
führten oder eine bestimmte Wirtschaftsver-
fassung sie aus Effizienzgründen forderte25 ). 
Eine solche Annahme könnte geradewegs zu 
einem gegensätzlichen Effekt führen, weil sie 
einen inaktiven Quietismus bestärkt, der auf 
das Argument baut, daß sich die den Demo-
kratisierungstendenzen innewohnende Ratio-
nalität von selbst durchsetzen werde, inneres 
Engagement, aktive Beteiligung und ein dies-
bezüglicher Zeitaufwand sich deshalb erüb-
rigt 26en ) .

„Strategie“ ist bei Vilmar das Ziel gesamtge-
sellschaftlicher Demokratisierung. Das zur Er-
reichung des Ziels notwendige Vorgehen, die 
mittel- und langfristigen Schritte, die — sozu-
sagen als „taktische“ Grundthese 27)  — einen 
„Allfrontenkrieg" bedingen oder, um bei der 
Sprache der Wissenschaft zu bleiben, die me-
thodische Verfahrensweise bestimmt, über-
nimmt Vilmar aus strukturfunktionalistischen 
bzw. kybernetischen Theorieansätzen.

Vilmar nimmt innerhalb des staatlichen Ge-
samtsystems eine Anzahl sozialer Organisati-



onsformen an, die er als Subsysteme kenn-
zeichnet28 ). Diese Subsysteme werden nun, 
und dies ist Vilmars Kerngedanke, innerhalb 
seiner Demokratisierungsstrategie durch 
gleichzeitige Eingriffe zur Reaktion gezwun-
gen. Durch die synchronen Veränderungsvor- 
gänge innerhalb der repressiven Strukturen 
anderer Subsysteme wirken sie infolge deren 
Interdependenz stabilisierend auf ein verein-
zelt dynam 29isiertes Subsystem ).

28) Vilmar, S. 5, Anm. 1 b und S. 9 f
29) A.a.O., S. 10 f.
30) Zu den Typen der Systemtheorie siehe Wolf- 
Dieter Narr, Theoriebegriffe und Systemtheorie 
(Einführung in die moderne politische Theorie, 
Teil I), Stuttgart 1972’, S. 97 ff.
31) So verwendet Vilmar die informationstheore- 
tischen Konzepte (S. 13), er übernimmt gleichartige
und -gerichtete Organisationsstrukturen der GST 
in seinen Subsystemen (S. 10) und er baut diese ein

in das umfassende System des Strukturfunktionalis-
mus, der die Gesellschaft als relativ geschlossene 
Einheit betrachtet, in der eine beobachtbare Inter-
dependenz zwischen Struktur und Funktion besteht 
(S. 17). Siehe auch im Uberblick: Gabor Kiss, Ein-
führung in die Soziologischen Theorien II, Op-
laden 1973, S. 164 f.
32) Vilmar, S. 10.
33) A. a. O„ S. 14.
34) Einige Ansätze zur Theorie der Außenpolitik
und der internationalen Beziehungen rücken den
Gesichtspunkt der beschränkten Autonomie des tra-
dierten nationalstaatlich-politischen Systems zuneh-
mend in den Mittelpunkt des Forschungsinteresses.
Vgl. W. J. M. Mackenzie, Politikwissenschaft.
Hauptströmungen der sozialwissenschaftlichen For-
schung (Ullstein-Buch Nr. 2923), Frankfurt/M. 1972,
S. 49 f.

Vilmars politische Methode der Demokratisie-
rung klingt sympathisch, ja sie überzeugt so-
gar auf den ersten Blick auch wissenschaft-
lich, denn die Umstellung des Gesamtsystems 
kann zwingenderweise nur durch eine Trans-
formation der Subsysteme erfolgen, überdies 
kann Vilmar die Versicherung wagen, daß 
seine Strategie der Systemveränderung auf 
dem Boden des Grundgesetzes erfolge, ein Ar-
gument, dem sich nur der verschließen kann, 
der in der Beharrung das Prinzip von Staat-
lichkeit überhaupt sieht.
Klare, überschaubare und relativ verständli-
che Modelle haben zumeist den Anschein der 
Plausibilität für sich, um so mehr, wenn sie 
eine allgemein oder in breiten Kreisen aner-
kannte Zielvorstellung modellhaft oder me-
thodisch operationalisieren. Indessen stellt 
die soziale und politische Wirklichkeit heute 
ein derart komplexes Gebilde dar, daß sie 
sich einer modellhaft verkürzten und verein-
fachten Perspektive nicht mehr fügt, ja im 
Gegenteil sogar geeignet ist, diese Wirklich-
keit verzerrt darzustellen.
Besehen wir uns noch einmal das Vorgehen 
Vilmars. Er spricht von System und Subsyste-
men, was zu der Auffassung führt, er arbeite 
mit einem systemtheoretischen Ansatz. Vil-
mar läßt dabei — bewußt oder unbewußt — 
offen, mit welchem Ansatz er arbeitet. So 
bleibt ungewiß, ob er punktuell auf die allge-
meine Systemtheorie (General Systems Theo- 
ry) rekurriert, ob er die kybernetische Sy-
stemtheorie wählt oder ob sich seine Ausfüh-
rungen wesentlich auf den Strukturfunktiona-
lismus beziehen30 ). Seine „Strategie der De-
mokratisierung“ läßt nur den Schluß zu, daß 
Elemente und Erkenntnisse aller drei Theorie-
typen glei 31chzeitig verarbeitet wurden *)•  Da-

mit muß sich Vilmar allerdings der Gefahr 
aussetzen, daß die Kritik, die gegen jeden 
dieser Ansätze vorgebracht wird, zwangsläu-
fig in seinem Systemmodell kumuliert. Ein 
derartiges Unterfangen ist jedoch weder not-
wendig noch angebracht, denn es läßt sich 
zeigen, daß Vilmar auf ein sehr mechanisti-
sches Modell von System aufbaut, das weder 
die Wirklichkeit noch den Standard der wis-
senschaftlichen Forschung adäquat widerspie-
gelt. Ausgangspunkt Vilmars ist die Annah-
me, daß die Bundesrepublik als „System“ zu 
betrachten ist, und zwar im umfassendsten 
Sinn. Dieses System unterteilt er in 20 Subsy-
steme, von denen er annimmt, daß sie ähnli-
che Funktionen für das Gesamtsystem haben 
und auch über ähnliche Autoritäts- bzw. Oli-
garchiestrukturen verfügen32 ). Er nimmt 
dann weiterhin an, daß ähnliche und synchro-
ne Impulse in allen Subsystemen zu einer Re-
aktion der Subsysteme führen, die parallel 
ablaufen und damit verstärkend auf das Ge-
samtsystem 33 verändernd einwirken ).

Ich möchte im folgenden nicht die Frage an-
gehen, ob die Bundesrepublik Deutschland 
überhaupt als eigenständiges System betrach-
tet werden kann oder ob nicht supra- und in-
ternationale Systeme die Annahme rechtferti-
gen, daß die Bundesrepublik bereits in be-
stimmenden Fragen- und Aufgabengebieten 
ein nurmehr sehr eingeengt souverän agieren-
des und reagierendes System darstellt und

34

 
besser als beschränkt autonom rückkoppeln-
des System anzusprechen wäre ).
Eine weitere, stillschweigend mitgedachte 
Voraussetzung liegt in der Annahme eines 
geschlossenen Systems, in dem die Umwelt — 
also andere soziale und politische Systeme — 
als überschau- und berechenbar angenommen 
werden. Die politische und soziale Umwelt 
der Bundesrepublik wird somit als indifferent, 
wenig komplex und unstrukturiert betrachtet 
und zusätzlich vermutet, daß neben der Sy-



stemveränderung, die das System als Rich- 
35tungsanderung begreifen muß ),  gleichzeitig 

alle von außen eindringenden Impulse und In-
formationen systemintern errechnet und dem 
eigenen Zielwert angepaßt werden36 ). Inwie-
weit Vilmar die Umweltkomplexität vor sei-
nen allein systemintern ablaufenden strate-
gischen Zielen und Entscheidungen vernach-
lässigt und welche Folgen dies für ein solcher-
art reduziertes Systemverständnis hat, zeigen 
in

37

 kaum zu überbietender Eindringlichkeit ei- 
nige aktuelle Ereignisse aus dem Bereich der 
internationalen Politik ).

42) Vilmar, S. 10.
43) A.a.O.,S. 11,13.
44) Man vgl. Talcott Parsons, Soziologische Theorie, 
hrsg. v. D. Rüschmeyer, Neuwied 1964, S. 182, auf 
den sich Vilmar häufiger beruft.

Die außenpolitischen, wirtschaftlichen und 
monetären Prozesse spielen in Vilmars Sy-
stem keine Rolle, ja sie werden geradezu ex-
trapoliert. Er weist vielmehr darauf hin, daß 
er seiner Strategie eine Legitimationsbasis 
verschafft, die in der Erwartung liegt, daß de-
mokratische Handlungsspielräume effektiver 
seien, wenn bei jeder möglichen politischen 
Konstellation demokratische Potentiale mitbe-
stimmten38 ). Hier scheint ein Widerspruch 
vorzuliegen, wenn man die Frage stellt, wer 
unter welchem Interessenspektrum beim „ge-
sellschaftl 39ichen Krisenmanagement“ ) ent-
scheidet, wenn ein gesichertes Partizipations-
potential zwar vorhanden ist40 ), die Umwelt 
(Subsysteme) jedoch nur systemintern nach 
dem Gesichtspunkt der politischen und sozia-
len Maximierung handelt? Vilmar setzt hier 
offenbar eine Rat
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ionalität in der Aufarbeitung 
systemfremder Einflüsse voraus, die weder 
rational zu verarbeiten noch emotional er- 
hoffbar sind ).
Ein weitaus gewichtigeres Problem, auch im 
Rahmen systemtheoretischer Ansätze, soll die 
Frage betreffen, ob Vilmars Subsysteme tat-
sächlich im Sinn der Systemtheorie als „Sub-
systeme" kennzeichenbar sind, d. h., sich durch 
eigene Grenzen von den sie umgebenden Sub-
systemen abheben. Vilmar stellt die Behaup-
tung auf, seine Subsysteme seien insofern 
vergleichbar, als sie „weitgehend zusammen-
hängende gesellschaftliche Relevanz, Funk-

35) Zur Richtungsänderung von Systemen vgl. 
K. W. Deutsch, Politische Kybernetik. Modelle und 
Perspektiven, Freiburg/Br. 1970*,  S. 271 f.
36) Frieder Naschold, Systemsteuerung (Einführung 
in die moderne politische Theorie II), Stuttgart 
1969, S. 43 ff.
37) Es mag hier nur an die sogenannte „Ölkrise*
erinnert werden sowie an die Preispolitik der 
OPEC-Staaten; als Folge der gestiegenen Energie-
kosten sind die Handelsbilanzen nahezu aller west-
lichen Industriestaaten in Unordnung geraten, die 
gesamtgesellschaftlichen Folgen kaum absehbar.
38) Vilmar, S. 14.
39) Ebenda.
40) A. a. O„ S. 15.
41) Siehe Naschold, Systemsteuerung, S 47 

tion, teilweise auch ähnliche Autoritäts- 
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bzw. 
Oligarchiestrukturen haben“ ). Das Problem 
der gesellschaftlichen Relevanz gewisser Sub-
systeme ist schlechterdings in dieser Kürze 
nicht zu beantworten. Welche Funktion die 
Familie oder welche Struktur die Verwaltung 
eines Systems besitzt, bemißt sich kaum al-
lein nach dem Kriterium der gesellschaftli-
chen Relevanz. Ob primäre Sozialisationssy-
steme und Verbände gleich relevant sind, ist 
auch weniger eine Frage normativer Überle-
gungen als allenfalls gründlicher empirischer 
Erhebungen. Daß alle von Vilmar genannten 
Subsysteme gleicherart autoritär oder oligar-
chisch strukturiert sind, ist eine Annahme, 
deren Beweis noch aussteht. So gilt es hier 
festzuhalten, daß Vilmar Norm und Faktum 
einander gleichsetzt, ohne daß erkennbar 
wird, auf welchen Daten und Erkenntnissen 
seine Annahmen basieren.
Vilmar — und das zeigt seine Strategie der 
Demokratisierung in aller Deutlichkeit — 
ignoriert überdies die eminent wichtige theo-
retische Trennung zwischen politischem und 
sozialem System. Für ihn ist Gesellschaft ein 
nicht näher definiertes Konglomerat, in dem 
sowohl politische wie gesellschaftliche Ent-
scheidungen gegenseitig austauschbar sind. 
Vilmar glaubt, daß der Anstoß von Subsyste-
men, seien sie politischer oder gesellschaftli-
cher Natur, gleichzeitig Entscheidungen auf 
beiden Systemebenen auslöse43 ). Worauf 
Vilmar hinausmöchte, ist eine Parallelisie-
rung individueller, gesellschaftlicher, sozialer 
und politischer Prozesse. Ein derartig un-
strukturiertes Gebilde, in dem quasi ein poli-
tisch-soziales Supersystem einzig durch die 
Merkmale differenziert wird, wie in Subsyste-
men Entscheidungsprozesse ablaufen sollen, 
ist in höchstem Maße wirklichkeitsfremd, 
wenn diese Entscheidungsprozesse den jewei-
ligen Funktionen der Subsysteme als adäquat 
zudiktiert werden, ohne die Frage zu berück-
sichtigen, inwieweit beispielsweise oligarchi-
sche Strukturen für die Funktion eines Subsy-
stems „Leistung“ für das Gesamtsystem 
sind 44 ).
Vilmar versucht den hier auftretenden 
Schwierigkeiten durch den Lösungsvorschlag 
auszuweichen, man müsse den Grad der Parti-
zipationsmöglichkeiten entsprechend den tat-
sächlichen gesellschaftlichen Abhängigkeits-
verhältnissen in einer gleitenden Skala festle-
gen, die von einer minimalen Mitentschei 



düng bis zu einem optimalen Mitspracherecht 
reicht455). Damit löst er jedoch unwissentlich 
seinen theoretischen Ansatz auf, der sehr 
stark auf die Parsonsche Theorie der Gesell-
schaft als soziales System aufbaut und dessen 
stark formalisierte Gesellschaftsgliederung 
übernimmt. Die Suche nach der jeweilig an-
gemessenen Entscheidungsbeteiligung läßt 
sich gerade nicht nach Vilmars Vorstellungen 
in ein „oben“ oder „unten" der einzelnen 
Subsysteme ansiedeln, sondern bedingt über 
die formalen Systemgrenzen hinaus und stär-
ker noch innerhalb der angeführten Unter-
gliederungen, die Annahme eines informa-
tionsverarbeitenden Steuer- und Regelungspro-
zesses über das Medium der Kommunikation, 
was zu wesentlich komplexeren Ergebnissen 
führt als das statische, einseitig kausal ange-
sehene Schema der stimulus-response-Reak- 
tion, die Vilmar seinem System offensichtlich 
zugrunde legt46 ). Dem entspricht auch die 
aus einer schiefen 
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Perspektive getroffene 
Feststellung, nicht Informations-, sondern 
Machtstrukturen seien zu verändern ).

45) Vilmar, S. 12.
46) A. a. O., S. 9.
47) A. a. O„ S. 13.
48) Vgl. Harold D. Lasswell/Abraham Kaplan, 
Power and Society. A Framework for Political In- 
quiery, New Haven 1963 5, S, 74 f. Es darf auch 
bezweifelt werden, ob Vilmars undifferenzierter 
Machtbegriff dem Untersuchungsgegenstand über-
haupt angemessen ist. Näheres zum Machtbegriff 
bei Klaus v. Beyme, Die politischen Theorien der 
Gegenwart. Eine Einführung, München 1972, S. 168 
bis 172.
49) Deutsch, a. a. O., S. 131.
50) über den Zusammenhang von System, Teil-
system und Organisation bei Parsons siehe 
E. Schwanenberg, Soziales Handeln, Bern 1970, 
S. 120 f.

51) Narr, Theoriebegriffe, S. 111.
52) Deutsch, S. 142, mit weiteren Hinweisen.
53) Ebenda und Narr, Theoriebegriffe, S. 101.

Der Entscheidungsprozeß wird hierbei maßgeb-
lich beeinflußt von der Rollen- und Positionsstruk-
tur sowie der Zahl und Struktur der Außengruppen.
Vgl. Naschold, Systemsteuerung, S. 50

Diese Gegensetzung dürfte bei Vilmar eigent-
lich nicht bestehen. Er sucht ja gerade Macht-
beschränkung durch verstärkte Partizipation, 
weshalb Macht nach Lasswell und Kaplan 
auch definiert werden könnte als „Mitwir-
kung an der Entscheidungsbildung" 48),  also 
als Erweiterung des Informationsnetzes und 
der Kommunikationskanäle. Damit bricht aber 
gleichzeitig auch das nach funktionalen Be-
dingtheiten entworfene Strukturgitter der 
Subsysteme auseinander, weil nunmehr nicht 
einfach nur ein apriorisch angenommenes 
Bündel an Subsystemen Ausgangspunkt sei-
ner Strategie darstellen dürfte, sondern hier 
die primäre Überlegung stehen müßte, daß 
ein System nicht allein nach seiner funktiona-
len Äquivalenz, als vielmehr nach den Merk-
malen der Organisation, Kommunikation und 
Steuer 49ung gekennzeichnet ist ).  Damit aber 
verliert das System, sofern es auf den Organi-
sationsbegriff reduziert wird50 ), den Charak-

ter des Statischen, Berechenbaren, dem alle 
strukturfunktionalistischen Betrachtungen zu-
grunde liegen, und wird zu einem dynami-
schen Modell, das ganz wesentlich anderen 
Erkenntnissen und Prämissen unterliegt. So 
laßt sich z. B. ■ zeigen, daß Vilmar die Ziel-
vorstellungen (goal-attainments) eines Sy-
stems — hier: Demokratisierung und Emanzi-
pation — in das sehr schematische Verfahren 
des stimulus-response-Modells einspannt, wo-
durch unterschiedliche Stimuli in den ver-
schiedenen Subsystemen sich letztlich durch 
Adaption aller Subsysteme in einen Gleichge-
wichtszustand einpendeln, in dem sich die 
funktionalen Erfordernisse des Systems wie-
der im Zustand der Interdependenz befin-
den51 ).
Ein derart reduziertes Panorama möglicher 
gesellschaftlich-politischer Aktivitäten von 
den Faktizitäten der Wirklichkeit lassen die 
informationstheoretisch-orientierten Ansätze 
nicht zu. Während es, um ein Beispiel anzu-
führen, beim Subsystem der primären Soziali-
sationssysteme (Familie, Kindergarten) nach 
Vilmar ausreicht, als Stimulus ein „Demokra-
tisierungspotential" hineinzutragen, um das 
erwünschte Ergebnis größerer Mitsprache 
und -beteiligung zu erreichen, so sucht die 
kybernetische Systemtheorie nach den Reak-
tionen, mit denen das System auf die Informa-
tionseingabe antwortet52 ). Deshalb sind die 
Ergebnisse der Stimuli nicht automatisch grö-
ßere Mitbestimmung, sondern sie wirken in 
erster Linie zurück auf die Ausgangsbedin-
gungen53 ), was bei den einzelnen Subsyste-
men zu durchaus unterschiedlichen Reaktio-
nen führen kann, ganz abgesehen von der 
Tatsache, daß die Informationsaufarbeitung in 
den verschiedenen Informationssystemen zeit-
lich unte 54rschiedlich erfolgt ).
Auf die möglichen Ergebnisse von Vilmars 
synchroner Demokratisierungsstrategie in den 
von ihm konstruierten Subsystemen soll hier 
nicht eingegangen werden. Es mag auf ein 
mögliches Ergebnis hingewiesen werden, das 
noch relativ einfach strukturiert ist. Gehen 
wir davon aus, daß innerhalb der Familie und 
des Kindergartens, der Vorschule etc. hierar-
chische Verhältnisse abgebaut werden und 
Mitbestimmung dort praktiziert wird, wo die 
elementaren Bedürfnisse der Betroffenen tan-
giert werden. Dies sind einmal die Kinder, 



nen, schließlich die Träger eines Kindergar-
tens und letztlich das gesellschaftliche Ge-
samtsystem, das bestimmte Erwartungen an 
Kinder, Eltern und Kindergärtnerinnen heran-
trägt. Ein hierarchisches System besteht ohne 
Zweifel zwischen Eltern und Kindern, zwi-
schen Kindergärtnerinnen und Kindern, zwi-
schen dem Träger des Kindergartens und den 
Kindergärtnerinnen. Selbst wenn man von der 
einfachen Tatsache absieht, daß hier wesent-
lich verschiedene Informations- und Entschei-
dungsebenen bei einer Aufgabe Zusammen-
wirken, gehört eine betont unrealistische 
Betrachtung dazu, in diesem konkreten Fall 
durch gleichzeitige Eingriffe in die repressive 
Struktur der angesprochenen Subsysteme ein 
gleiches Ergebnis zu erhoffen. Dies zeigt al-
lein die Überlegung, daß die eigentlich indivi-
duell Betroffenen, nämlich Eltern und Kinder, 
innerhalb des Subsystems Familie keine wie 
auch immer geartete völlig autonome Einheit 
bilden. Eltern sind nicht nur Eltern, sondern 
in einer pluralen Gesellschaft auch Wähler, 
Käufer, Arbeiter, Angestellte und Teilnehmer 
des gesamten sozial-politischen Prozesses, 
wobei die in diesem Rollenverhältnis empfan-
genen Informationen bei einem Elternpaar 
rückkoppelnd wirken.
Und selbst wenn individuell die Einsicht be-
stehen sollte, daß Demokratisierung eine For-
derung unserer Zeit ist, so wird spätestens 
dann die Demokratisierungsgrenze erreicht 
sein55 ), wenn die Gefahr besteht, daß die 
vorzeigbare Leistung eines Systems mit demo-
kratischen Bedürfnissen hinter den Erwartun-
gen nach Leistungssteigerung im jeweiligen 
Subsystem zurückstehen sollte. Dies scheint 
eine bittere Erkenntnis, aber sie zeigt, daß 
eine optimistisch-idealisierte Wirklichkeitsbe-
trachtung mit der Wirklichkeit selbst nichts 
zu tun hat.

57) Georg Klaus u. a., Wörterbuch der Kybernetik, 
Bd. 2 (Fischer TB 6142), Frankfurt/M. 1971 *, S. 537; 
Deutsch, S. 267 f.; Narr, Theoriebegriffe, S. 102.
58) Deutsch, S. 267.
59) Frieder Naschold, Demokratie und Komplexität.
Thesen und Illustrationen zur Theoriediskussion in 
der Politikwissenschaft, 
60)

in: PVS 10 (1968), S. 499. 
•°  Niklas Luhmann, Soziologie als Theorie sozialer 
Systeme, in: ders., Soziologische Aufklärung. Auf-
sätze zur Theorie sozialer Systeme, Köln 1971 2, 
S. 123.
61) Deutsch, S. 283.

Wegen der unbestimmten Ausführungen Vil-
mars kann eine letzte Vermutung nur margi-
nal angeführt werden. Vilmar entwirft eine 
Methode, mit der in den von ihm bezeichne-
ten Subsystemen Anstöße zur Demokratisie-
rung und Partizipation gleichzeitig in Angriff 
genommen werden sollen, um keine beharren-
den Subsysteme dysfunktional auf die bereits 
lernenden Subsysteme einwirken zu lassen. 
Er beabsichtigt einen „kumulativen Pro-
zeß“ 56), was heißen soll, daß die in die Sub-
systeme hineingetragene Demokratisierungs-
strategien sich gegenseitig progressiv verstär-

55) Zur Demokratisierungsgrenze aus vorgegebenen 
institutioneilen und faktischen Bedingtheiten siehe 
v. Beyme, S. 225.
56) Vilmar, S. 11.

kumulativ in Richtung der erwünschten Ver-
änderung intensivieren. In der politischen Ky-
bernetik fand man für einen solchen Vorgang 
den Terminus der „kumulativen Rückkoppe-
lung", die letztlich dazu führt, daß die Stabili-
tät des Systems aufgehoben wird und erst die 
Veränderung des Systems erneute Stabilität 
bewirkt57 ). Deutsch verwendet hier den Be-
griff der „positiven Rückkoppelung", die, 
ganz im Sinne Vilmars, bei einer Information 
über die Reaktion des Systems eine Verstär-
kung dieser Reaktion in gleicher Richtung er-
zeugt, was wiederum eine Verstärkung des 
durch die Information hervorgerufenen Ver-
haltens führen kann. Eine solche Situation 
kann nun einerseits die Leistung des Gesamt-
systems sich einem oberen Grenzwert nähern 
lassen, sie kann indessen auch außer Kontrol-
le geraten und das System zugrunde rich-
ten 58 ).
Nun darf aus dieser Annahme nicht die Ver-
mutung abgeleitet werden, daß die Demokra-
tisierung zur Selbstzerstörung eines Systems 
führe. Indessen ist ein Gesichtspunkt hier be-
sonders hervorzuheben. Systemveränderung 
durch Demokratisierung kann nichts anderes 
heißen, als daß der angegebene Zweck und 
das Ziel des Veränderungsprozesses ungeach-
tet der Auswirkungen auf andere Systemele-
mente bevorzugt maximiert werden sollen 59) . 
Das Zielmodell Vilmars ist nun allerdings von 
radikaler Einfachheit durch den Rückgriff auf 
ein überschaubares System, das jedoch den 
sich ständig neu ausdifferenzierenden Subsy-
stemen insofern nicht Rechnung trägt, als die-
se Subsysteme „zu vielfältig und zu veränder-
lich werden, um noch Konsensus zu fin-
den" 60).  Aus dieser Tatsache folgt wiederum 
eine relativ große Autonomie der Subsyste-
me, was als Kommunikationsgefälle zwischen 
den einzelnen autonomen Organisationen dar-
gestellt 61werden kann ).
Sofern man also davon ausgeht, daß die heu-
tige Gesellschaft aus einer Vielzahl autono-
mer oder halbautonomer Organisationen be-
steht, die sich gegenseitig durch die inneren 
Kommunikationsvorgänge unterscheiden und 
sich durch ein Kommunikationsgefälle ab- 57



grenzen, ist eine doppelte Fragestellung not-
wendig. Zum ersten ist zu fragen, inwieweit 
die Leistungsfähigkeit der internen Kommuni-
kationskanäle den zu bewältigenden Aufga-
ben angemessen sind, d. h., ob die Maximie-
rung des Ziels Demokratisierung, die dem Sy-
stem aus seiner Umwelt herangetragen wer-
den, zu einem entsprechenden Ausgleich mit 
dem internen Rückkoppelungsstrom zu brin-
gen ist“2). Zum zweiten ist zu fragen, wie 
intensiv die Externinformationen auf den in-
neren Regelkreis autonomer Organisationen 
einwirken müssen, um diese zu entsprechen-
den Zieländerungen zu veranlassen. Nur als 
Vermutung kann deshalb hier die Behauptung 
gewagt werden, daß die „gleichzeitigen Ein- 
griffe“ Vilmars allein dann Erfolg haben, wenn 
gleichzeitig auch die repressive Struktur aller 
autonomen Subsysteme zur Veränderung und 
Anpassung gezwungen werden.

62) Deutsch, S. 284.
63) Niklas Luhmann, Legitimation durch Verfahren 
(Soziologische Texte 66), Neuwied 1969, S. 157.
64) Zum Begriff des „souveränen Subsystems“ siehe 
Deutsch, S. 287 ff.
65) Vgl. v. Beyme, S. 189.

66)  BVerfGE Bd. 2, S. 1, 12.
67) Martin Kriele, Pluralistisdier Totalitarismus? 
Eine Auseinandersetzung mit Helmut Schelsky, in: 
Merkur 6/1973, S. 520.

68) Carl Schmitt, Der Hüter der Verfassung, Tübin-
gen 1931, insbes. S. 131 ff.
69) BVerfGE Bd. 1, S. 208, 227.
70) Es muß daran erinnert werden, daß das Verfas- 
sungsrecht nicht nur aus den Artikeln des Grund-
gesetzes besteht, sondern auch die nichtgeschrie-
benen „überstaatlichen“ Grundrechte umfaßt.

Es soll hier außer acht bleiben, daß Vilmar 
politisches und soziales System gleichsetzt 
und nicht die Allgemeinheit der Entscheidun-
gen des Politischen für das Gesamtsystem be- 
rücksichtigt 63 ). Es dürfte indessen außer 
Zweifel stehen, daß in Vilmars Modell eine 
annähernde Gleichzeitigkeit nur dann zu er-
reichen ist, wenn die Informations- oder 
Machteinwirkungen auf einz
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elne autonome, 

ja nahezu souveräne Subsysteme ) in einer 
derartigen Schnelligkeit und Konzentration 
erfolgen, daß die interne Informationsverar-
beitung keine Möglichkeit hat, sich auf einen 
Gleichgewichtszustand einzupendeln, der un-
terhalb der Schwelle liegt, die mit Demokrati-
sierung erreicht werden soll und in anderen 
Subsystemen auch erreichbar ist. Es zeigt 
sich nämlich, daß komplexe politische Syste-
me selbst auf Änderung
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 mehrerer Parameter 

kaum reagieren ).

II. Rechtssystem und Systemveränderung

Vilmar beruft sich in seinem Modell der Sy-
stemveränderung auf das Bonner Grundge-
setz, das einen weiten Rahmen verfassungs-
rechtlicher und sozialpolitischer Ausgestal-
tung den bewegenden Kräften der Gesell-
schaft zur Disposition überläßt. Sehr richtig 
zitiert er einen Beschluß des Bundesverfas-
sungsgerichts, in dem die unverletzlichen Ele-
mente dieser Verfassung als conditia sine qua 
non und gleichzeitig als Grenzen der Verfas-
sungsinterpretation angegeben werden’66). Es 
steht auch außerhalb jeder Frage, daß der 
Verfassungsgeber die nähere sozioökonomi-
sche Gestaltung der Wirtschafts- und Sozial-
ordnung dem freien Kräftespiel derer überant-
wortete, die im Sinn des Grundgesetzes die 
politischen Mehrheiten bilden67 ). Insofern 
kann Vilmar voll beigepflichtet werden, wenn 
er von Systemveränderung auf dem Boden 
des Grundgesetzes spricht. Von großem Inter-
esse dürfte nun allerdings die Frage sein, ob 
die Strategie Vilmars und deren methodische 
Prämissen vielleicht nicht auch das Rechtssy-
stem und somit in erster Linie das Grundge-

setz in einer Weise verändern, daß der Boden 
dieser Verfassung als ein Sprungbrett für eine 
Rechts- und eine Verfassungsordnung dient, 
die nachträglich, d. h. nach erfolgter System- 
Veränderung, durch die normative Kraft des 
Faktischen eine völlig andere Ausgestaltung 
erhält.
Vilmar ist der Ansicht, daß Grundgesetz er-
schöpfe sich in einer Interpretation des Bun-
desverfassungsgerichts. Er führt. das Sozial- 
staatsprinzip und das Demokratisierungsprin-
zip an. Dieser Versuch, aus der Interpretation 
eines Verfassungsartikels die Gesamtverfas-
sung auszulegen, ähnelt im methodischen 
Vorhaben dem seinerzeit gelungenen Unter-
nehmen Carl Schmitts, die Weimarer Verfas-
sung von einer angenommenen Zentralrege-
lung her zu interpretieren und den Artikel 48 
der Weimarer Reichsverfassung und damit 
die Macht und den Einflußbereich des Reichs-
präsidenten als bestimmende Norm für alle 
weiteren Verfassungsbestimmungen heranzu-
ziehen 68) . Das Bundesverfassungsgericht for-
dert demgegenüber, daß die Verfassung nicht 
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aus einzelnen Sätzen heraus isoliert ausgelegt 
wird ), sondern daß das Verfassungs-
recht 70 ) „aus gewissen, sich verbindenden, 



innerlich zusammenhalt
71

enden allgemeinen 
Grundsätzen und Leitideen" ) konkretisiert 
wird72 ). Deshalb verlange auch die Verfas-
sung — immer nach der Interpretation des 
Bundesverfassungsgerichts — eine Ausle-
gung, in der das Grundgesetz als Einheit be-
trachtet und immer wieder eine Gesamtheits-
betrachtung unter Beachtung des „Sinngefü-
ges der Verfassung“ gefordert wird73). Für 
unsere Betrachtung ist es von Nutzen, daß die 
Grundrechte nicht in ihrem Wesensgehalt an-
getastet werden dürfen und daß der Verfas-
sung über den Grundrechtskatalog hinaus be-
stimmte Postulate inhärent sind, die für das 
demokratisch-sozialstaatliche Prinzip und die 
Gesamtkonstruktion der Verfassung bestim-
mend 74sind ).

7 BVerfGE Bd. 2, S. 380.
”) Siehe auch Otto Bachof, Verfassungsrecht, Ver-
waltungsrecht, Verfahrensrecht, Bd. 1, Tübingen 
1964’, S. 7f.
”) Ebenda.
7 Bachof, Bd. 2, Tübingen 1967, S. 124 f., und 
Theodor Maunz, Deutsches Staatsrecht, München 
1964 », S. 84 f.
2) Vgl. hierzu die Auslegungen zu Art. 78 Abs. 3 
GG.
”) Bachof, Bd. 2, S. 14 f.
”1 Vilmar, S. 9, 19.
”) A. a. O., S. 17.
”) A. a. O., S. 20, 26.

86) A.a. O.,S. 9.
81) Ebenda.
82) A.a. O.,S.4f.
“) A. a. O., S. 10.
84) Maunz/Dürig/Herzog, Grundgesetz. Kommentar, 
3. Aufl., Rdnr. 47 zu Art. 79.
85) Es ist die von Robert Leicht („Grundgesetz und 
politische Praxis“, München 1974) zu Recht beklagte 
Angewohnheit, das Grundgesetz als „materielle 
Verfassung“ für die Verfolgung beliebiger politi-
scher Ziele zu reklamieren und somit originär poli-
tische Konflikte auf eine quasi-verfassungsrecht-
liche Ebene zu transportieren. Vgl. auch ders., in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 2—3/74.

Zu den folgenden Ausführungen muß in Erin-
nerung gerufen werden, daß das Grundgesetz 
gewisse Normen als primär verbindlich vor-
aussetzt, die auch vom Verfassungsgesetzge-
ber nicht tangiert werden dürfen75 ). Im übri-
gen bestehen gewisse Auslegungsregeln, die 
als quasi verfassungsrechtliche Leitsätze eine 
allzu dezisionistische Interpretation nach al-
lein politisc 76hen Bedürfnissen verbieten ).

Wie weit also tangiert Vilmars Strategie der 
Demokratisierung das Grundgesetz als ober-
stes Normengefüge des Rechtssystems? Die 
Problematik wird sich vielleicht eher darstel-
len lassen, wenn man vom großen Rahmen 
Vilmars ausgeht. Hier haben wir mehrere zu-
sammenhängende Aussagen, aus denen sich 
ein Gesamtbild formen läßt. Dem Verfasser 
geht es um eine „reale Demokratie", die nach 
Meinung des Verfassers nur eine „sozialisti-
sche Demokratie 77" sein kann ). Diese Demo-
kratie baut auf einer klassenlosen Gesell-
schaft auf78 ), einer Gesellscha
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ft der Gleichen 

und Freien ).
Die innere Organisation dieser von Vilmar 
entworfenen Gesellschaftsordnung regelt sich 
weitgehend nach den Prinzipien der Selbstbe-
stimmung aller einzelnen Mitglieder und der 
gesellschaftlich relevanten Institutionen, wo-
bei soweit als möglich und anwendungsfähig 

rätedemokratische Elemente zwischengeschal-
tet werden80 ). Dies richtet sich gegen alle 
elitären Gruppen, seien sie wirtschaftlich 
oder politisch bestimmt81 ). Das Ziel ist eine 
freie Gesellschaft; der Staat ist eo ipso eine 
Maschinerie, dessen Zweck einzig in der 
Durchführung gesellschaftlicher Forderungen 
geseher wird.
Sofern Vilmar seine Demokratievorstellung 
als sozialistisch definiert, ja
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 mehr noch, diese 
sozialistische Form der Demokratie als die 
einzig mögliche ansieht ) und daraus die 
Schlußfolgerung ableitet, daß das Grundge-
setz ein Verfassungsgebot zur „realen Demo-
kratie" beinhalte — daß also die „Theorie der 
gesamtgesellschaftlichen Transformation“

83

 die 
Kluft zwischen der Verfassungswirklichkeit 
und der dem Verfassungsrecht immanenten 
Ziele überbrücken helfe ) —, kann dem 
nicht beigepflichtet werden. Denn hier arbei-
tet Vilmar mittels eines Kunstgriffes, indem 
er die Verfassung in politischer Absicht zum 
Auftraggeber seines Staats- und Gesell-
schaftsverständnisses in Anspruch nimmt, 
wiewohl der Verfassungsgeber die nähere in-
haltliche Konkretisierung des von ihm als 
Grenze und Beschränkung gedachten Verfas-
sungsrahmens sehr bewußt und mit Absicht 
den gesellschaftlich-politischen Kräften über-
antwo 84rten wollte ).

Es zeigt sich hier die fatale Eigenschaft, jeder 
genuin politischen Veränderung das Mäntel-
chen der Verfassungskonformität umzuhän-
gen, so als ob politische Initiativen und Ziele 
aus sich selbst heraus bereits unstatthaft sei-
en85 ). So wird von Vilmar der Eindruck er-
zeugt, das Grundgesetz verlange oder fordere 
eine bestimmte Form von Demokratie und 
sanktioniere allein diese, wogegen das 
Grundgesetz einzig auf den Konsensus der 
Mehrheit abhebt, der in der aktuellen politi-
schen Praxis durch die hierfür vorgesehenen 
Gruppen umgesetzt werden soll. Es kann also 
keine Rede davon sein, daß sich das Grundge-
setz zur „realen“, d. h. sozialistischen Ausprä-
gung von Demokratie bekenne und daß die



Protagonisten einer derartigen Überzeugung 
das Recht für sich in Anspruch nehmen könn-
ten, namens der Verfassung auf ihre verfas-
sungsgetreue Interpretation zu verweisen, um 
damit den politischen Gegner in eine Ecke 
abzudrängen, die stillschweigend oder zumin-
dest verbal für den Verfassungsgegner reser-
viert ist86 ). Insofern ist auch Vilmars Inter-
pretation dahingehend zu modifizieren, daß 
das Grundgesetz bestimmte gesellschaftspoli-
tische Vorstellungen nicht erzwingt, sondern 
ihnen vielmehr nicht entgegensteht.

86) Derartige Versuche, den politischen Gegner ein 
„gestörtes" Verhältnis zur Verfassung vorzuwer-
fen, haben in letzter Zeit in der Bundesrepublik in 
erheblichem Umfang zugenommen.
87) Vilmar, S. 9.
88) A. a. O., S. 13.
89) A. a. O„ S. 8.
90) A. a. O., S. 7.

91) A. a. O., S. 9. Der Fetisch des imperativen Man-
dats, den auch Vilmar wieder als Rezeptur gegen
bestimmte Entartungserscheinungen des Reprä-
sentativsystems beschwört, scheint unausrottbar, 
gleichgültig, welche Argumente ihm entgegenge-
stellt werden. Engels bemerkte zu dieser Konstruk-
tion: „Wir werden einzig und allein darauf auf-
merksam machen, daß, wenn alle Wahlkörperschaf-
ten ihren Delegierten zu allen auf die Tagesord-
nung gesetzten Punkten imperative Mandate gäben,
die Versammlung der Delegierten und ihre Debat

An dieser Stelle bedarf es allerdings einiger 
Einwürfe, weil der Verdacht begründet ist, 
daß trotz aller verbalen Versicherungen ein 
Verfassungssystem projiziert wird, das mit 
der Grundkonstruktion des Grundgesetzes 
und einiger seiner wesentlichen Bestimmun-
gen nicht mehr allzuviel gemein hat.
Vilmar spricht — um einen Hauptpunkt näher 
aufzugreifen — vom Einbau rätedemokrati-
scher Elemente in die Struktur der parlamen-
tarischen Demokratie 87),  wobei jedoch die 
verfassungsrechtlich festgelegte Kompetenz 
der 
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durch Wahlen legitimierten Exekutive 

nicht in Zweifel gezogen werden dürfe ).  
An anderer Stelle soll der Parlamentarismus 
zu einem „realen“ System der Volksvertre-
tung vorangetrieben werden89 ). Eine weitere 
Textinterpretation läßt erkennen, daß Vilmar 
zwar die verfassungsrechtlich fixierte Stel-
lung der Regierung unangetastet lassen 
möchte90 ), jedoch den Art. 38 GG insofern 
modifizieren will, als die in Fraktionen zu-
sammengefaßten Mitglieder der Parteien in 
den Volksvertretungen aller Ebenen (Gemein-
de, Kreis, Land und Bund) und die Delegier-
ten, d. h. Abgeordneten, durch stärkere Kon-
trolle, verstärkte Rechenschaftspflicht und die 
Möglichkeit der Delegation von Entscheidun-
gen und Beschlüssen aus unteren Ebenen ein 
imperatives Mandat auferlegt erhalten91 ).

Vorausgesetzt, das imperative Mandat wäre 
verfassungsre 92chtlich realisierbar )  — seine 
Einführung erforderte dann von Bundestag 
und Bundesrat sowie von allen Landesparla-
menten nur die Zustimmung von zwei Dritteln 
der Mitglieder der änderungswilligen Organe. 
Diese Hürde ließe sich zweifelsohne überwin-
den, legte man Vilmars Strategie zugrunde und 
wären sich alle Betroffenen darin einig, daß 
es tatsächlich „unsere einzige Chance“ zu 
sein scheint. Jedoch hat die Verfassungswirk-
lichkeit oder -praxis für die „Theorie" einige 
Hindernisse eingebaut, die verfassungsrecht-
lich und damit auch machtpolitisch gewisse 
Probleme aufwerfen. Gesetzt den Fall, die von 
Vilmar befürwortete stärkere Bindung der 
Abgeordneten führe dazu, daß sich tatsäch-
lich die erforderliche Mehrheit der Abgeord-
neten für eine Änderung des Art. 38 GG aus-
spräche, und gesetzt auch den Fall, daß der Bun-
desrat einer solchen Verfassungsänderung 
sein Plazet gäbe, so bliebe immer noch die 
Frage unbeantwortet, ob nun die Wähler ei-
nes Wahlkreises einen gewählten Abgeordne-
ten abwählen könnten oder die Mitglieder des 
Parteienverbandes, dem der Abgeordnete ent-
stammt. Weiterhin stellt sich die nicht un-
wichtige Frage, ob die Abgeordneten durch 
ein Mehrheits- oder Verhältniswahlrecht ge-
wählt werden93 ). Wenn aber ein gewählter 
Abgeordneter relegiert werden soll, wer be-
stimmt dessen Nachfolger? Die Gesamtwäh-
lerschaft des betreffenden Wahlkreises oder 
die relegierende Parteiengruppierung?
Sollte man tatsächlich über die grundsätzlich 
bestehenden verfassungsrechtlichen Hürden 
hinwegkommen, um zu einem weitgehend mo-
difizierten Grundgesetz in der Frage des ver-
fassungsrechtlichen Status der Abgeordneten 
zu gelangen, so wäre hiermit nur eine Norm be-
rührt. Weittragender scheint das Problem bei

ten überflüssig wären. Es würde genügen, die Man-
date an irgendein zentrales Büro zu schicken, das 
den Wahlgang vornehmen und das Ergebnis der 
Abstimmung proklamieren würde. Das würde viel 
billiger sein.“ In: Die imperativen Mandate auf dem 
Haager Kongreß, MEW Bd. 18, S. 171.
°92) Da Art. 38 GG nicht unter das Anderungsverbot 
des Art. 79 Abs. 3 GG fällt, könnte er mit den ver-
fassungsrechtlich vorgesehenen Mehrheiten modifi-
ziert werden.
93) Dem imperativen Mandat entspricht als funktio-
naler Wahlmodus zweifellos das Mehrheitswahl-
recht im Einer-Wahlkreis. Dies bedeutete eine Ab-
kehr von den im Bundeswahlgesetz verankerten 
Wahlrechtsgrundsätzen, ja ein völlig neues Wahl-
verfahren mit weitestgehender Anlehnung an das 
Vorbild Großbritanniens. Wenn Vilmar schon von 
einer Prolongation der derzeitigen Regierungspar-
teien im Bund ausgeht, dann ist diese Verfahrens-
frage zumindest für die Liberalen eine existentielle 
Machtfrage. 



denjenigen Abgeordneten, die als Minister in 
eine Bundesregierung berufen werden und 
nunmehr einer zweifachen Rechenschafts-
pflicht ausgesetzt sind, die zum einen darin be-
steht, unter dem Druck eines imperativen 
Mandates im Parlament eine Haltung einneh-
men zu müssen, die im direkten Widerspruch 
zur Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers 
steht’4). Gewiß, so könnte Vilmar entgegnen, 
fiele die Einrichtung und Orga
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nisation der 
obersten Bundesorgane in den Bereich, den er 
.Fundament der repräsentativen Demokratie“ 
nennt ). Wenn er jedoch von rätedemokrati-
schen Formen in der Volksvertretung spricht 
— eine Möglichkeit, die in den beschränkten 
Einrichtungen des „recall“ in allen Volksde-
mokratien und in einigen westlichen Staaten 
vorhanden ist 96 ) —, sollte er berücksichtigen, 
bis zu welcher Schwelle die Eingriffs- und 
Kontrollrechte vom derzeitigen Verfassungs-
system getragen werden können, ohne die In-
stitution der Volksvertretung aufzulösen in 
einer Vertreterversammlung imperativ ge-
führter Mandatare — eine Vision, d
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ie das 
Grundgesetz im Art. 20 zweifellos nicht 
deckt ).

94) Siehe Art. 65 GG sowie Ernst-Ulrich Junker, Die 
Richtlinienkompetenz des Bundeskanzlers (Tübin-
ger Schriften zur Geschichte und Politik, Bd. 17), 
Tübingen 1965.
95) Vilmar, S. 9.
96) Vgl. U. D. Adam, Abgeordnetenmandat und Par-
teienwechsel, in: PVS 13 (1972), S. 303 ff.
97) Der Passus „Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstim-
mungen und durch besondere Organe . . . ausgeübt” 
(Art. 20 Abs. 2 GG) sowie die eingeschränkte Insti-
tution der Volksbefragung und des Volkentscheids 
lassen vermuten, daß der Verfassungsgeber seine 
Entscheidung für das System der repräsentativen 
Demokratie getroffen hat. Siehe BVerfGE Bd. 8,
S. 104 ff.; v. Mangoldt-Klein, Das Bonner Grund-
gesetz. Kommentar. 2. neubearb. Aufl. München 
1967, S. 604 ff.; Maunz/Dürig/Herzog, Rdnr. 20 zu
Art. 3 Abs. 3. Dürig sieht das Repräsentationsprin-
zip nicht nur durch Art. 20 GG garantiert, sondern 
auch durch das auf die Staatsorganisation durch-
greifende Prinzip des Differenzierungsverbots, was 
durch ein imperatives Mandat nicht mehr voll ge-
währleistet werden könnte. Vgl. auch a. a. O., Rdnr. 
50—53 zu Art. 20 und Bonner Kommentar, Art. 20, 
Erl. II 2 e sowie BVerfGE Bd. 3, S. 26. Diese Ver-
fassungsinterpretationen wurden nicht beachtet von 
Peter v. Oertzen, Freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung und Rätesystem, wiederabgedruckt in: Udo 
Bermbach (Hrsg.), Theorie und Praxis der direkten 
Demokratie (UTB 187), Opladen 1973, S. 173 ff.

98) Vgl. hierzu Jürgen Fijalkowski, Bemerkungen zu 
Sinn und Grenzen der Rätediskussion, in: Probleme 
der Demokratie heute 2, Sonderheft 2 der PVS 1970, 
S. 140; Theodor Eschenburg, Demokratisierung und 
politische Praxis, in: ders., Zur politischen Praxis 
in der Bundesrepublik, Bd. III, München 1972, 
S. 240.
"99) Da das Amt des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs an den Status des Abgeordneten gebunden ist 
(§ 1 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der 
Parlamentarischen Staatssekretäre v. 6. 4. 1967), ist 
die Abberufung eines Abgeordneten gleichbedeu-
tend mit der Entlassung aus dem Amt.
100) Zumindest modifiziert werden müßten § 1 (Richt-
linienkompetenz), §2 (Einheitlichkeit der Geschäfts-
führung), § 12 (Äußerungen in der Öffentlichkeit) 
und § 28 Abs. 2 (Einheitliche Vertretung von Re-
gierungsvorlagen) .
101) So ginge der Bundestag des Rechts verlustig, 
aus Art. 41 Abs. 1 GG den Mandatsverlust eines 
Abgeordneten festzustellen — siehe hier §§ 46 f. 
Bundeswahlgesetz — sowie der Feststellung aus 
Art. 46 GG, die Aufhebung der Indemnität und Im-
munität zu beschließen.

Vilmar versäumt es aus guten Gründen, die 
Schranken zwischen repräsentativ eingerich-
teten Körperschaften und rätedemokratischen 
Mechanismen aufzuzeigen, weil diese Grenz-
ziehung auf parlamentarischer Ebene sowohl 
praktisch wie rechtstechnisch kaum realisiert 
werden kann. Dabei steht es außer Frage, daß 
sich als praktische Konsequenz eines ver-

stärkt rätedemokratisch orientierten politi-
schen Systems dies positiv-rechtlich nieder-
schlagen muß’8). Ein kleines Beispiel soll die 
hier auftretenden Schwierigkeiten illustrie-
ren.
Prinzipiell muß nach Vilmar die Abberufung 
jedes Abgeordneten, also auch der Minister 
und der Parlamentarischen Staatssekretäre, 
möglich sein, da sonst eine doppelte Klasse 
von Abgeordneten geschaffen würde, was si-
cherlich der Norm des Art. 3 GG zuwiderliefe. 
Sollte indessen tatsächlich der von Vilmar 
praktisch angelegte Fall eintreten, daß eine 
Vertreterversammlung gleich welcher Art ei-
nen Abgeordneten abwählte, so hieße dies für 
den Bundeskanzler, einen Parlamentarischen 
Staatssekretär zu entlassen”), einen Mini-
ster ohne Abgeordnetenstatus beizubehalten 
oder auch diesen zu entlassen, was zu einem 
erhöhten Unsicherheitsfaktor in der allgemei-
nen Kabinettspolitik führen würde. Die Richt-
linienkompetenz des Bundeskanzlers nach 
Art. 65 GG wäre allerdings nicht allein abzu-
ändern, auch die Geschäftsordnung der Bun-
desregierung bedürfte bei der Frage des impe-
rativen Mandats einer Neufassung10 ), eben-
so Art. 69 Abs. 2 GG, der die Beendigung der 
Amtszeit eines Ministers regelt.
Insgesamt kann im Fall der Einführung eines 
imperativen Mandats festgestellt werden, daß 
die Organisation und die derzeitig verfas-
sungsrechtlich fixierte Stellung des Organs 
Bundesregierung, insbesondere die herausge-
hobene Position des Bundeskanzlers, einer 
weitgehenden Revision unterzogen würden. 
Weitere Grundgesetzänderungen wären dar-
über hinaus notwendig, um die z. Z. beste-
henden Rechte des Bundestages einzuschrän-
ken 101).



Ein weiterer Bereich der Demokratisierung 
kann hier zusammengefaßt werden. Es geht 
um die Herrschaftskontrolle im Bereich der 
politischen Parteien und der öffentlichen Ver-
waltungen. Beide Gebiete sind als Aufgabe 
politisch-demokratischer Betätigung späte-
stens seit Michels „ehernem Gesetz der Oli-
garchie“ und seit der Erkenntnis des sukzessi-
ven Machtzuwachses und der anwachsenden 
Eigengesetzlichkeit bürokratisch organisierter 
Appara 102turen ) zu einer Ordnungsaufgabe 
ersten Ranges geworden. Es könnte scheinen, 
daß Vilmars „Demokratisierungsstrategie“ zu 
einem nicht geringen Teil dieser Verfestigung 
als rigid empfundener Organisationsstruktu-
ren entgegenarbeiten möchte103 ). Nun steht 
der Grundgedanke des Art. 21 GG einer stär-
keren Demokratisierung der Parteien durch-
aus nicht im Wege, ja er fordert sogar die 
größtmögliche Beteiligung der Basis an politi-
schen Entscheidungen1042). Dies hat ohne 
Zweifel Rückwirkungen auf die genuin staat-
liche Ebene, die in der Strategie Vilmars 
nicht bedacht wird.

102) Vgl. Robert Presthus, Individuum und Organi-
sation. Typologie der Anpassung, Hamburg 1966, 
S. 281 ff.
103) Vgl. Vilmar, S. 13.
104) Maunz/Dürig/Herzog, Rdnr. 14 zu Art. 21.
105) Theodor Eschenburg, Ämterpatronage, München 
1958.
106) Siehe den exemplarischen Fall des Frankfurter
Polizeipräsidenten Littmann bei Eschenburg, Zur
politischen Praxis, Bd. III, S. 195 ff., 227 ff.

Es ist heute eine allseits bekannte Tatsache, 
daß Parteien nicht nur allein die Transmis-
sion politischer Entscheidungen bewirken, 
sondern deren Durchsetzung und Absicherung 
mit einem vielfältig abgestuften Instrumenta-
rium personeller Begünstigungen und Bevor-
teilungen abzusichern suchen105 ). Nun ist 
die Institution des politischen Beamten, bei 
dem bewußt die parteipolitische Etikettierung 
in Kauf genommen wird, auf eine gewisse 
Ebene der Beamtenschaft beschränkt. Aller-
dings stellt sich bei ihm die allgemeine Pro-
blematik verfassungsrechtlicher Grundsätze 
nicht weniger zwingend als bei gewöhnlichen 
Beamten. Man muß hier die Tatsache sehen, 
daß ein beliebiger, parteipolitischer gebunde-
ner Beamter durch die Form der Ausübung 
seines Amtes das parteipolitische Gewissen 
verletzt und das Mißfallen seiner parlamenta-
risch-parteilichen Basis hervorruft. Diese Ba-
sis beginnt nun, nach Vilmar völlig gerecht-
fertigt, gegen dieses Mitglied 
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vorzugehen ). Dies bedeutet nun nichts an-
deres, als auf dem Weg über das imperative 
Mandat in den eigentlichen Staatsbezirk ein-
zugreifen, der wiederum durch verfassungs-

rechtliche Garantien abgesichert ist, und im-
pliziert die Tatsache, daß die Anstellungskör-
perschaft eines Beamten in ihrer Gesamtheit 
weniger an Fragen des „öffentlichen“ als an 
parteipolitischen Interessen ausgerichtet ist. 
Zum zweiten beinhalten derartige von der Ba-
sis auf dem Weg des imperativen Mandats 
ausgeübte Entscheidungsrechte einen Eingriff 
in Art. 33 und Art. 34 GG, die demgemäß ab- 
zuändern wären.
Allerdings ist hier die Schranke bereits hö-
hergelegt, da die Institution des Beamtentums 
eine „institutionelle Garantie“ darstellt107 ), 
die als solche einem besonderen verfassungs-
rechtlichen Schutz unterliegt108 ). Das Pro-
blem spitzt sich insbesonders auf das Wei-
sungsrecht zu: Muß der Beamte, sofern er 
Parteimitglied ist, Weisungen des staatlichen 
Bereichs oder einer parteilichen Gruppierung 
entgegennehmen, von der er gleichermaßen 
abhängig ist wie von seinem Vorgesetzten in 
der Beamtenhierarchie? Es kann kein Zweifel 
bestehen, daß Vilmars Vorstellungen die In-
stitution des Berufsbeamtentums durch die 
Einwirkungsmöglichkeiten politisch herr-
schender Gruppierun
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Veränderungen zwingt ).

Ein weiteres Problem betrifft den Rechts-
schutz und das Prinzip der Rechtsstaatlich-
keit, die derartig umfassend sind, daß sie zu 
Axiomen des Grundgesetzes überhaupt zäh-
len 110 ). Die einfache Frage lautet hier, wie 
sich Minderheitsgruppen schützen, wenn Vil-
mars Vorstellungen Realität würden?

Das Grundgesetz läßt die Individualklage des 
Bürgers zu, was heißt, daß jedermann seine 
Grundrechte als berührt oder verletzt einkla-
gen kann 111 ). Es wird das Prinzip der Demo-
kratisierung logisch also auch im Bundesver-
fassungsgericht Fuß fassen müssen, denn eine 
Verfassungsänderung wäre sinnlos, wenn ein

”7) Institutionelle Garantien sind verfassungsrecht- 
liehe Verbürgungen öffentlich-rechtlicher Einrichtun-
gen. Sie gewährleisten diese Einrichtungen, nicht 
jedoch bestimmte individuelle Rechte, Maunz/ 
Dürig/Herzog, Rdnr. 97 zu Art. 1 Abs. 3.
108) Maunz, Staatsrecht, S. 90 f.
100) Dies wird sofort einsichtig, wenn man an die 
von Vilmar vorgeschlagene „Ämterrotation“ denkt, 
ein wesentliches Element der Rätedemokratie. So 
darf z. B. die Versetzung eines Beamten in ein an-
deres Amt, die grundsätzlich statthaft ist (Vgl. 
BVerfGE Bd. 7, S. 155), nicht dazu führen, daß der 
betreffende Beamte in ein Amt mit niedrigerem Ge-
halt oder mit einem Aufgabengebiet versetzt wird, 
daß seiner Vor- und Ausbildung nicht entspricht. 
Siehe auch § 18 Beamtenrechtsrahmengesetz und 
OVG Münster in DVB1 1957, S. 429.
110) Maunz/Dürig/Herzog, Rdnr. 118 z. Art. 1 Abs 3 
und Rdnr. 1 ff. zu Art. 19.
>”) Art. 93 Abs. 1 GG und § 90 BVerfGG.



Gericht gegen den Willen des Volkes oder 
der Mehrheit das Grundgesetz in einer Art 
und Weise interpretierte, die gerade nicht 
dem Willen der Mehrheit entspricht. Welchen 
Stellenwert erhalten des weiteren Verwal-
tungsrechtsklagen, d. h. alle Klagen gegen 
den Staat, wenn dessen Akte Ergebnisse de-
mokratischer Mehrheiten sind? Wie kann 
man eine Klage gegen eine staatliche Instanz 
begründen, wenn nicht der Anonymus „Staat“ 
die Entscheidung fällte, sondern eine demo-
kratisch legitimierte Versammlung? Wer 
könnte die Garantie für die R
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echtssicherheit 
übernehmen, wenn Recht das sein soll, was 
eine demokratisierte Verwaltung als „Recht" 
feststellt ) ?
Bereits an dieser Stelle mag die Tatsache 
deutlich werden, daß Vilmar die Veränder- 
barkeit des Rechtssystems einseitig als mono-
kausales Ergebnis einer Veränderung der ge-
samtgesellschaftlichen Entscheidungsform 
voraussetzt, ohne der Frage nachzugehen, in-
wiefern die dem modernen positiven Recht ei-
gentümliche Multifunktionalität und sein 
Verfahrenscharakte 113r ) mit der Struktur 
hochkomplexer Gesellschaften untrennbar 
verbunden sind. Vilmar ignoriert hier eine 
Problematik, die auch von Protagonisten ei-
nes ähnlichen Gesellschaftsverständnisses be-
reits früher sehr viel differenzierter darge-
stellt und b 114ewertet wurde ).

Welche rechtlichen und funktionalen Auswir-
kungen auf das Gesamtsystem die punktuel-
len Änderungsvorschläge Vilmars zeitigen, 
mag an seiner Forderung nach Demokratisie-
rung der Subsysteme Bildung und Verwal-
tung exemplifiziert werden. In diesen Berei-
chen sollen die Betroffenen in allen die Basis 
des Subsystems „vital betreffenden Entschei-
dungen" Mitspracherechte erhalten, „die Ent-

112) Dies zeigt in aller Deutlichkeit eine der Bruch- 
stellen in der Argumentation Vilmars. Der Grund-
satz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, dessen 
Umfang und Inhalt sich aus dem Grundgesetz er-
gibt (Art. 20, 19 Abs. 2 und 4, 28 Abs. 1 und 80 
Abs. 1), beruht doch auf der Fiktion der Gewal-
tentrennung, die in Art. 1 Abs. 3 und 20 Abs. 2 und 
3 GG festgeschrieben werden. Demokratisierung 
der Verwaltung kann nun doch aber nichts anderes 
bedeuten, als daß das Prinzip der Mitbestimmung 
sich auch auf die materielle Tätigkeit der Verwal-
tung erstreckt, ansonsten diese Mitbestimmung 
ja leerliefe. Dies bringt aber die Gefahr mit sich, 
daß die Verwaltung nicht allein den Richtlinien des 
Gesetzgebers folgt, sondern auch an seiner Stelle 
Entscheidungen trifft und ein eigenständiges be-
hördliches Ermessen in Anspruch nimmt. Damit je-
doch wäre die Konstruktion des Grundgesetzes ad 
absurdum geführt.

113) Niklas Luhmann, Rechtssoziologie, Bd. 2, Ham-
burg 1972, S. 218 f., 308 f.

Siehe v. Oertzen, a. a. O., S. 179 f.

Scheidungen gegen den Willen ihrer Fraktion 
unmöglich ma 115chen" ). Dabei soll hier die 
Frage unberücksichtigt bleiben, wer durch 
welche Entscheidungen eigentlich „vital be-
troffen“ ist1165). Um dieses Problem einzuen-
gen, beschränken wir uns auf die Institution 
Schule, den Personenkreis der Lehrer, Eltern 
und Schüler und den Fragen der Curricula, 
der Lehrerwahl und der finanziellen Ausstat-
tung der Bildungsinstitutionen.

115) Vilmar, S. 6.
116) Derartige diffuse Begriffskoppelungen sind in 
der Tat eher geeignet, den Sachverhalt, um den es 
hier geht, zu diskreditieren.
117) Dies betrifft auch noch den gesamten Block des 
Dienststrafrechts und der einschlägigen Befangen-
heitsvorschriften für alle staatlichen Beamten.

Unterstellen wir die Behauptung, daß die Auf-
stellung und Anwendung von Curricula für 
die Genannten und nicht zuletzt für den Staat 
von „vitalem Interesse“ ist. Gesetzt den Fall, 
unter den Beteiligten könnte in einem demo-
kratischen Verfahren der Mitbestimmung ein 
Kompromiß über die allgemeinen Ziele und 
die inhaltlichen Anforderungen gefunden 
werden (ein derartiger Prozeß scheint Vilmar 
vorzuschweben), so werden folgende recht-
lich-funktionalen Bedingungen nunmehr zu 
beachten sein: Gemäß der spezifisch-funktio-
nalen Anforderung wird dem Beamten ein ge-
wisser Ermessensspielraum eingeräumt, der 
sich beim Lehrer in einer gewissen Freiheit 
der zu wählenden didaktischen Ansätze, der 
Unterrichtsmethode und des zur Erreichung 
des jeweiligen Lernziels bestimmenden inhalt-
lichen Materials niederschlägt.
Dieser pädagogische Freiraum kann nun inso-
fern modifiziert werden, als dem Lehrer eine 
unmittelbare Freiheit der Lehre übertragen 
wird, in deren Rahmen die allgemein beam-
tenrechtlichen Aufsichtspflichten und die be-
sondere Weisungsgebundenheit des Lehrers 
gegenüber staatlichen Akten abgebaut wer-
den und an Stelle der staatlichen Lenkungs-
gewalt die Legitimation durch demokratische 
Basisentscheidungen tritt. Für den Lehrer be-
deutet dies die Ablösung der Abhängigkeit 
von „oben" durch die Möglichkeit einer insti-
tutionell gesicherten Mitsprache an der Basis, 
wobei das Abhängigkeitsverhältnis nach „un-
ten" nunmehr zum Konstituens seines Berufes 
wird. Dies muß notwendigerweise eine weit-
gehende Änderung des Beamtenrechts, des 
Dienstrechts und des allgemein beamtenrecht-
lichen Status nac 117h sich ziehen ).  Der Be-
amtenstatus wird allerdings gänzlich zur Dis-
position gestellt, wenn die Person des Lehrers 
selbst demokratischen Willensentscheidungen 
unterworfen wird. Die Entscheidung über die 



Einstellung eines Lehrers ist nach einer derar-
tigen Konstruktion nicht in einem staatlichen 
Hoheitsakt begründet, sondern obliegt der 
Wahl eines Gremiums der Betroffenen nach 
einem Auswahlverfahren. Der Lehrer wird so-
mit „Angestellter auf Zeit', dessen Vertrags-
verlängerung im wesentlichen auf der perio-
dischen Zustimm
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beruht ).

Nicht zuletzt wäre die Institution Schule, wie 
sie sich nach der derzeitigen Rechtslage dar-
stellt, einer tiefgreifenden Veränderung aus-
gesetzt. Die Mitbestimmung der Betroffenen 
über die Lehrpläne und die Prüfungsordnun-
gen sowie eine demokratische Lehrerwahl 
würde den politisch- und verfassungsrechtlich 
normierten Führungsanspruch der Volksver-
tretungen und damit die parlamentarische 
Verantwortli
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schulischen Entscheidungen ersetzen ). Die 
Schulen müßten weiterhin aus der unmittel-
baren staatlichen Verwaltung herausgenom-
men werden und als quasi unabhängige Ein-
richtungen rechtlich einen Körperschaftssta-
tus erhalten, der sie befähigt, eigenständig 
und unbeeinflußt von nichtdemokratischen 
Entscheidungen den Willen ihrer demokrati-
schen Mehrheiten 120zu vollziehen ). Das El-
ternrecht müßte weiterhin insofern einge-
schränkt werden, als die Garantie des „natür-
lichen“ Rechts der Eltern der Auffassung wei-
chen muß, daß ein solches Recht nur Ausfluß 
eines demokratisch festgelegten „Mitentschei-
dungsrechts" sein kann12118).

118) Dies hätte natürlich zur Folge, daß der Lehrer 
aus dem Beamtenstatus zu entlassen wäre, was be- 
soldungsrechtliche Konsequenzen nach sich zöge.
119) Maunz/Dürig/Herzog, Rdnr. 26 zu Art. 7. Da die 
meisten Landesverfassungen die Verantwortung 
des Staates für seine Schulen betonen, müßten diese 
Verfassungen entsprechend abgeändert werden.
120) Die „school-boards" der gemeindeeigenen Schu-
len in den USA wären hier ein — allerdings unzu-
reichendes — Vorbild.
121) Hierzu Maunz/Dürig/Herzog, Rdnr. 141 zu Art. 
3 Abs. 2.

Zuletzt — und vielleicht liegt hier das we-
sentliche rechtliche Problem — ist Vilmars 
Konstruktion nicht in der Lage, die Antwort 
auf die gerade für die Verwirklichung eines 
individuellen Freiheitsspielraums maßgebli-
che Frage zu geben, worin die Chance be-
steht, jenseits aller demokratischen Verant-
wortung und Mitbestimmung einen Freiraum 
eigenständiger Entscheidungen aufrechtzu-
erhalten 122) . Vielleicht hat Vilmar diese Fra-
ge schon selbst beantwortet, wenn er die 
überpositiven Verbürgungen der allgemei-
nen Gleichheits- und Freiheitsrechte davon 
abhängig macht, ob sein Demokratisierungs-
prozeß Erfolg hat.
Der Optimismus im Hinblick auf die Möglich-
keit einer Veränderung und der Anpas-
sung von Gesellschaften an neue Normen 
und Strukturen ersetzt nicht den Zwang, die 
Bewegungen und Wertvorstellungen dieser 
Gesellschaften zu analysieren. Eine „Theorie“ 
oder „Strategie" aus simplifizierenden Annah-
men und (durchaus honorigen) Wunschvor-
stellungen bleibt auch dann noch utopisch, 
wenn sie vorgibt, real zu sein. Mehr Freiheit, 
mehr Gleichheit, größere Mit- und erweiterte 
Selbstbestimmung führen in hochdifferenzier-
ten Gesellschaften zu diffizilen gegenläufigen 
Vorkehrungen im sozialen Bereich123 ). We-
der Vilmars methodisches Verfahren noch 
seine Ausführungen zur Veränderung des 
Grundgesetzes lassen erkennen, daß er diese 
Problematik berücksichtigte.

122) Man sollte an dieser Stelle nicht den Gesichts-
punkt außer acht lassen, daß das Grundgesetz auch 
die Freiheit verbürgt, anders zu sein. Dies gilt ge-
rade für Vilmars „Aktionspotential“ von fünf bis 
sieben Prozent, das sicherlich überwiegend der mitt-
leren und gehobenen Mittelschicht zuzurechnen ist. 
Man wird davon ausgehen dürfen, daß der internali-
sierte Wertkodex dieser Schichten auf dem Weg 
der Demokratisierung den eigentlich Betroffenen 
aufgenötigt wird, ohne daß erkennbar wird, in-
wieweit deren Wünsche und Bedürfnisse berück-
sichtigt werden.
123) Shmuel N. Eisenstadt, Social Change, Differen- 
tation and Evolution, in: American Sociological 
Review 1964, S. 375 ff.



Fritz Vilmar

Systemtheorie als Ideologie contra Systemveränderung

Die Fehlinterpretation meines theoretischen 
Ansatzes in der Kritik von Adam resultiert 
wesentlich aus den Wahrnehmungsbeschrän-
kungen, ja aus dem immanenten Denkverbot 
der von ihm selbst gewählten Gesellschafts-
theorie und ihres begrifflichen wie methodi-
schen Apparates: der sogenannten System-
theorie. Im Hauptteil meiner Erwiderung wer-
de ich mich daher mit jenem zentralen Ideo-
logiegehalt von Systemtheorie zu beschäftigen 
haben, der darin besteht, daß sie Systemver- 
änderung nicht als wesentlich zu denken in 
der Lage ist.

Eine Theorie der Systemveränderung mit Mit-
teln der Systemtheorie erfassen und kritisie-
ren zu wollen, gleicht dem Versuch, Wasser 
mit einem Sieb zu schöpfen. Natürlich bleiben 
in dem Sieb einige unerwünschte, sozusagen 
nicht-liquide Bestandteile hängen. So enthält 
auch die Kritik von Adam eine Reihe ernst zu 
nehmender Details — das sollte trotz des be-
müht herablassenden Tons anerkannt wer-
den, und ich werde daher darauf einge-
hen. Insgesamt aber muß jeder, der meinen 
Text „Systemveränderung auf dem Boden des 
Grundgesetzes' (Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 18/74 vom 4. Mai 1974) oder gar 
den ihm zugrunde liegenden ausführlichen 
theoretischen Entwurf „Strategien der Demo-
kratisierung“ (Sammlung Luchterhand) vorbe-
haltlos gelesen hat, den Eindruck gewinnen, 
daß Adam gar nicht von meinem Text spricht, 
sondern von einem uns unbekannten oder zu-
mindest durch selektive Wahrnehmung hoch-
gradig entstellten Text, der mit dem meinigen 
nur noch eine vage Ähnlichkeit, freilich den 
gleichen Titel hat.

„Beweisführung“ mit Hilfe nicht vorhandener 
„Belege“

Das wird sofort deutlich, wenn man die Quel-
lenbelege für die Unterstellungen Adams (die 
fast nie auf konkrete Zitate sich stützen) in 
meinem Text sucht: Man findet sie nicht.

Adam, der mit der Attitüde des um Präzision 
Bemühten stets „Belegbarkeit" fordert, belegt 
konkret kaum eine seiner kritischen Behaup-
tungen; er begnügt sich mit Seitenhinweisen. 
Schlägt man dann nach, so ist das dort Ge-

sagte keineswegs der angekündigte Beleg für 
das von ihm Behauptete. Man könnte das an 
Dutzenden seiner vielen Fußnoten zeigen — 
es kann aus Platzgründen hier aber nur an ei-
nem, freilich massiven exemplarischen Fall 
nachgewiesen werden. Adam unterstellt mir 
— mit Beleghinweisen in den Fußnoten 4—14 
— eine „dualistische Weltbetrachtung“ (für 
die er übrigens synonym, aber begrifflich 
falsch den Ausdruck „antagonistisches Bild 
der Wirklichkeit“ verwendet: antagonisti-
sches und dualistisches Wirklichkeitsver-
ständnis sind durchaus nicht dasselbe; eine 
der zahllosen Unschärfen in Sprache und Be-
griffsbildung Adams1)). Schaut man sich die 
,Beleg‘-Stellen an, so bleibt von Adams Be-
hauptung nichts übrig.

1) Nichts sollte uns weniger imponieren als die 
gegenwärtig modisch gewordene, überstilisierte 
akademische Hochsprache — ein Jargon, der durch 
Unverständlichkeit zu bluffen sucht, oft aber bei ge-
nauerem Hinblick und hartnäckiger Satzanalyse als 
Ansammlung von vieldeutigen, also wissenschaftlich 
aussagearmen und mystifizierenden Abstrakta 
oder gar als höheres Kauderwelsch sich entpuppt. 
Gerade auch bei Systemtheoretikern, bei Luhmann 
zumal, findet sich dieser nur scheinbar präzise 
Jargon, und Adam ist in vielem Luhmanns geleh-
riger Schüler. Ich lasse hier eine Reihe von Sätzen 
folgen, die zeigen, daß Präzision von Adam viel-
fach mehr behauptet als verwirklicht wird.
So heißt es auf S. 20: „Die soziale und politische 
Wirklichkeit (stellt) heute ein derart komplexes 
Gebilde dar, daß sie sich einer ... vereinfachten 
Perspektive nicht mehr fügt (?), ja ... sogar ge-
eignet ist, diese Wirklichkeit verzerrt darzustel-
len.“ Die Wirklichkeit ist so kompliziert, daß 
sie die Wirklichkeit verzerrt darstellt? S. 21: 
.... Erwartung, daß demokratische Handlungs-
spielräume effektiver seien, wenn ... demokra-
tische Potentiale mitbestimmten": Weder kön-
nen „Spielräume“ als solche effektiv sein, noch 
können „Potentiale“ mitbestimmen; aber selbst, 
wenn man die sehr vagen Möglichkeitsbezeich-
nungen auf konkret gemeinte Handlungen bzw. 
Subjekte hin präzisiert, bleibt die Tautologie: daß 
demokratische Handlungsabläufe effektiver seien, 
wenn sie demokratisiert („demokratisch mitbe-
stimmt") sind! S. 22: „Die Suche nach der .ange-
messenen ... Entscheidungsbeteiligung läßt sich 
... nicht ... in ein .oben’ oder .unten’ ... ansie-
deln ...“ Die Metapher ist falsch (Suche siedelt 
nicht) und die im Satz enthaltene Unterstellung, 
solche Lokalisierung von Entscheidungsbeteiligun-
gen entspreche meinen Vorstellungen, ist ebenfalls 
unrichtig — ein bißchen viel an Fehlleistungen in 
einem Teilsatz, zumal, wenn im 3. Teil der (fünf-
teiligen) Satzsequenz noch mit hoher kybernetisch- 
systemtheoretischer Prätention eine schlicht« Tau- 



Auf Seite 4 spreche ich nicht, wie Adam un-
terstellt, von ausschließlich „zwei Klassen po-
litisch-weltanschaulicher Gegner“, sondern 
ich spreche von zwei Extrempositionen der 
Verneinung reformpolitischer Systemverände-
rung — was eine Menge anderer Positionen 
nicht aus-, sondern begriffslogisch geradezu 
einschließt. Eine breite Skala solcher reform-
politischer Positionen wird an der von Adam 
zum .Beleg' für seine Dualismus-These ange-
gebenen Stelle sogar ausdrücklich genannt: 
„Die im folgenden entwickelte Konzeption 
geht von der durch Tausende von Initiativen 
(!) der letzten Jahre begründeten Hoffnung 
aus, daß die notwendige Veränderung des 
herrschenden Gesellschaftssystems in Rich-
tung auf mehr Demokratie, mehr Sozialstaat-
lichkeit und zunehmende Kontrolle bzw. Ein-
schränkung der Kapitalherrschaft der , 1,7 °/o‘ 
durch umfassende Demokratisierungsstrategi-
en durchaus evolutionär, auf dem Boden des 
Grundgesetzes und seiner Prinzipien einer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung, 
verwirklicht werden kann.'
Selbst sehr vereinfacht, idealtypisch verstan-
den, wird also an Adams „Beleg-Stelle“ im 
strikten Gegensatz zu seiner Behauptung 
nicht ein Dual, sondern eine Trias von politi-
schen Positions-Gruppen entwickelt. (Dassel-
be gilt für den „Beleg“ Nr. 7.)
Nicht besser sieht es mit dem unterstellten 
Dualismus von scheinbarer und realer Demo-
kratie bzw. Volksvertretung („Beleg" Nr. 8) 
aus. Hier zeigt sich das unten ausführlich 
darzustellende konstitutive Unvermögen posi-
tivistisch-systemtheoretischen Denkens, Sy-
steme transitorisch, in einem teils kontinuier-
lichen, teils sprunghaften Veränderungspro-
zeß adäquat zu begreifen. In der Systemtheo-
rie gerinnt das gesellschaftliche System zum 
starren Gehäuse, innerhalb dessen .Wandel' 
nurmehr als .hochkomplizierter', möglichst 
.kybernetisch' durch ,feed back' sich regelnder 
Selbsterhaltungsmechanismus gedacht werden 
kann und darf. Daher ist typisch die selektive 
Wahrnehmung von Adam, der das, was ich

tologie präsentiert wird: die „Annahme eines in-
formationsverarbeitenden . . . Regelungsprozesses 
über das Medium der Kommunikation" (als wenn 
in sozialen Organisationen Informationsverarbei-
tungsprozesse nicht eo ipso Kommunikationspro-
zesse wären): im 5. Teilsatz wird dann noch rasch 
als evident („offensichtlich") die weder evidente, 
noch belegte, noch richtige Behauptung angehängt, 
mein Entscheidungsbildungsmodell beruhe auf dem 
simplen stimulus-response-Schema; eine unter vie-
len Adamschen Satzkonstruktionen: hochkom-
plex, hochabstrakt, in respektheischendem, system-
theoretischen Jargon — aber in Wahrheit höchst 
unpräzise, höchst fehlerhaft, mystifizierend. 

auf Seite 8 expressis verbis als historischen 
Prozeß darstelle, statisch-dualistisch uminter-
pretiert: „Allgemeines Wahlrecht, Existenz 
von Gewerkschaften und von sozialprogressi-
ven Parteien haben unzweifelhaft auch unter 
noch vorwiegend kapitalistischen Produkti-
onsbedingungen die Position der Abhängigen 
erheblich verstärkt und deren Lebensbedin-
gungen wesentlich verbessert. Darüber hinaus 
aber sind sozialdemokratische parlamentari-
sche Machtübernahmen, seien sie vorerst 
auch noch so sehr mit kapitalistischen Hypo-
theken belastet, realisierbar und unter der 
Voraussetzung einer weiteren Stabilisierung 
ihrer Wählerbasis in der Lage, die soziokultu-
rellen und sozio-ökonomischen Herrschafts-
strukturen langfristig grundlegend zu demo-
kratisieren. Die Abqualifikation der parla-
mentarischen Demokratie als einer .bürgerli-
chen', sprich bourgeoisen Demokratieform ist 
historisch nachweislich falsch, theoretisch un-
haltbar, vor allem aber praktisch-politisch 
verhängnisvoll... Sozialistische Transforma-
tion heißt demnach nicht, den Parlamentaris-
mus historisch-deterministisch zu diffamieren, 
sondern ihn voranzutreiben (!) zu einem nicht 
nur scheinbaren, sondern realen System der 
Volksvertretung."
Das ist gewiß das Gegenteil einer „dualisti-
schen“ Weltbetrachtung! Eine solche Vorstel-
lung von prozeßhaft sich verändernden politi-
schen Positionen, (Teil-) Systemen, Herr-
schaftsstrukturen etc. ist geradezu eine 
Grunderfahrung, daher auch Grundstruktur 
meines Denkens — deshalb enthalten die von 
Adam genannten „Belegstellen“ 7 bis 12 eben 
keine dualistische, geschweige denn antagoni-
stisch feststehenden Alternativen, sondern 
Ausgangs- und Zielbestimmungen von Gesell-
schaftsprozessen, die aus der Untertanenge-
sellschaft herausführen in Richtung auf eine 
emanzipierte, mündige und klassenlose Ge-
sellschaft.
Unwahr wie die Dualismus-Unterstellung 
Adams ist schließlich seine allerdings recht 
merkwürdige Hauptthese: Diese Dualisierung 
sei sozusagen ein methodischer Trick, um 
meine Theorie als „einzig mögliche zu 
suggerieren“. Hier passiert Adam das Mißge-
schick, daß er mit seinem eigenen .Beleg' 
Nr. 6 sich selbst widerlegt: Vom Gelingen ei-
nes gesamtgesellschaftlichen Demokratisie-
rungsprozesses — also nicht einer Vilmar- 
sehen Theorie oder Strategie — wird aller-
dings a. a. O. in der sehr vorsichtigen, doppelt 
— nämlich erkenntnistheoretisch wie real — 
hypothetischen Form gesagt: sie scheine (!) 
unsere einzige Chance (I). Dieser Sprach- und 
Begriffsgebrauch ist ja wohl das Gegenteil ei-



ner „Suggestion* alleinseligmachenden theo-
retischen Geltungsanspruches I
Ich habe mit Absicht eine Hauptthese der 
Kritik Adams in so ausführlicher Weise wi-
derlegt, weil das Ergebnis meine Ausgangs-
these verständlicher macht: daß Adam offen-
bar weithin ein durch selektive Wahrneh-
mung erzeugtes .Phantombild' meines Textes, 
nicht aber diesen selbst zum Gegenstand sei-
ner Kritik gemacht hat.
Die Frage ist: Warum? Böser Wille? Politisch-
er Diffamierungsversuch ä l

2
a Giselher 

Schmidt )? Sicher nicht, obwohl ein konser-
vativer, die Demokratisierungsstrategie mög-
lichst negativ auslegender Grundzug freilich 
den ganzen Adamschen Text durchzieht. Aber 
aus welcher persönlichen Lebens- und Interes-
senlage dieser restriktive Gestus auch mit be-
stimmt sein mag — wesentlich erscheint mir, 
daß das nicht zufälligerweise aus Amerika 
kommende theoretische Handwerkszeug (sei 
es als Rationalisierungsmedium, sei es als un-
bewußt prägendes theoretisches Instrumenta-
rium: das soll hier ganz offen bleiben), unkri-
tisch angewandt, mit begriffslogischer Not-
wendigkeit zu einer derartig selektiven 
Wahrnehmung und Verarbeitung meines 
theoretischen Ansatzes führen muß: Die 
Axiomatik und Begrifflichkeit der System-
theorie ist in der Tat nicht in der Lage, Sy-
stemveränderung als substantielle Wirklich-
keit zu begreifen, weil die Transformation, 
das Transzendieren von gegebenen gesell-
schaftlichen Systemen in den Denkhorizont 
von Systemtheorie lediglich als Negativum, 
als Unwert, als zu verhindernder Katastro-
phenfall eintritt.
Das an sich höchst problematische, positivi-
stische Ausgangsaxiom Adams (S. 17), eine 
Theorie sei Ideologie, wenn sie „kein Abbild 
der Wirklichkeit" sei, (problematisch, weil 
hier ein ebenso fragwürdiger Theorie = Ab-
bild-Begriff wie ein naiver, positivi-
stisch-phänomenaler Wirklichkeitsbegriff vor-
gegeben wird) schlägt also, wenn man es im 
Sinne immanenter Kritik ernst nähme und auf 
seinen Autor anwendete, in doppeltem Sinn 
gegen diesen zurück: Erstens, insofern er als 
Systemtheoretiker selbst eine entscheidende 
Dimension der gesellschaftlichen Realität der 
Systemwirklichkeit — nämlich den Prozeß 
der Systemveränderung — aus der Betrach-

2) Vgl. Giselher Schmidt, Zur Problematik von 
„Demokratisierung" und „Systemveränderung', in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 32/74, S. 3 ff.; 
ferner Giselher Schmidt (unter dem Pseudonym 
„Georg Scheid"): „Eine Prise Lenin", in: Rheinischer 
Merkur vom 5. 7. 1974 und „Das Grundgesetz in 
Frage stellen?“, in: Die Welt vom 31. 10. 1974. 

tung ausschaltet (oder lediglich als Bedro-
hung wahrnimmt, s. u. S. 36 f.), und zweitens, 
insofern die mir unterstellte, in der Tat wirk-
lichkeitsfremde dualistische Methode eine 
Fiktion Adams ist. Weder meine analytische 
noch meine normative Methode ist in irgend 
einem Punkt dualistisch — das Gegenteil ist 
der Fall.

Eine erkenntnistheoretische Zwangsjacke, in 
die ich nicht passe

Eine Zwangsvorstellung positivistischen Den-
kens ist die Konstruktion von gesellschaftli-
chen Theorien in den Kategorien empiristi-
scher Beweisbarkeit und quasi-naturwissen-
schaftlicher Stringenz. (Nicht zufällig ist die 
Poppersche Logik zunächst als Logik der Na-
turwissenschaften entwickelt worden — Pop-
per selbst freilich hat sich weit darüber hinaus 
entwickelt.) So unterstellt mir auch Adam 
(S. 18, 19) empiristisch-stringent belegte De-
duktionen und „notwendige" Ablaufprogno- 
sen — um dann auftrumpfend festzustellen, 
daß solche Stringenz, solche Belegbarkeit 
nicht hergestellt sei.

Selbst im Getto solcher Denkschemata gefan-
gen, kann Adam offensichtlich nicht begrei-
fen,
a) daß ich mich ihrer nicht bediene, er mir 
also einen Anspruch unterstellt und streitig 
zu machen sucht, den ich gar nicht erhebe;
b) daß ich mich ihrer auch gar nicht bedienen 
kann, weil ich unabgeschlossene emanzipato-
rische Trends darzustellen und zu analysieren 
suche und daraus strategische Hypothesen 
entwickele. Diese sind zwar empirisch durch-
aus belegbar, jedoch ihrer Natur nach — als 
Deutungsversuche eines völlig neuen, noch 
unabgeschlossenen und daher in der Form ei-
nes .gegebenen Gegenstandes' auch nicht er-
forschbaren Partizipationsprozesses — empi-
ristischen Validisierungs- und Urteilsverfah-
ren (noch) nicht zugänglich, von der theoreti-
schen Beschränktheit solcher Urteilsverfahren 
einmal ganz abgesehen.

Ich kann Adam, der ja mit enormer wissen-
schaftlicher Prätention auftritt, den meines 
Erachtens gravierenden Vorwurf der Unwis-
senschaftlichkeit hinsichtlich seiner erkennt-
nistheoretischen Unterstellungen nicht erspa-
ren, weil er es offensichtlich versäumt hat, 
sich über die wissenschaftstheoretischen 
Grundlagen meines ausdrücklich als Resü-
mee einer umfangreichen theoretischen Ar-
beit über „Strategien der Demokratisierung*
ausgewiesenen Textes auch nur oberflächlich 



zu informieren. Diese wissenschaftstheoreti-
schen Grundlagen (und Schwierigkeiten) wer-
den auf den ersten Seiten meines Theorieban-
des in aller Klarheit offengelegt, nämlich daß: 
„Theoriebildung, die sich nicht auf Gegeben-
heiten, sondern primär auf Entfaltung eines 
Noch-nlcht-Seienden (E. Bloch), nur embryo-
nal Vorhandenen bezieht, im vorherrschen-
den positivistisch-analytisch ... beschäftigten 
Wissenschaftsbetrieb kaum methodologische 
oder konstruktiv-kategoriale Vorleistungen 
vorfindet. Dagegen erweist sich gerade hier 
wiederum die historisch-dialektische Methode 
als fähig, die unter dem Begriff einer gesamt-
gesellschaftlichen Demokratisierung zusam-
menzufassenden neuen Phänomene adäquat 
zu erfassen — nämlich derart, daß Theorie 
nicht nur erkennen, sondern politisch rational 
zu handeln hilft. Gleichwohl widersetzt die 
theoretische Bemühung sich dem Zwang, ei-
nem wissenschaftstheoretischen .Lager' sich 
einzuordnen — sei es dem einer Negativen 
Dialektik — sei es dem eines quasi naturwis-
senschaftlichen (,sozialtechnologischen') Em-
pirismus — sei es auch dem der marxisti-
schen Okonomie-Überbau-Dialektik oder dem 
eines weltanschaulichen (ontologischen) nor-
mativen Apriorismus. Im Prozeß der (komple-
xen, aber noch sehr provisorischen) Theorie-
bildung hat sich gezeigt, daß auf der Basis ei-
ner historisch-dialektischen Totalitätstheorie 
partielle Erkenntniskapazitäten verschiedener 
Wissenschaftstheorien auszunutzen sind.“
Ebenso wird schon zu Beginn des ersten Ban-
des der „Strategien der Demokratisierung" 
(S. 44 ff.) ausführlich dargelegt, daß und war-
um m. E. eine Theorie der Demokratisierung 
a priori nicht als Systemtheorie zu konstitu-
ieren ist (wiewohl sie systemtheoretische Me-
thoden instrumental für bestimmte strukturel-
le und funktionale Analysen durchaus frucht-
bringend verwenden kann). Dessenungeach-
tet fragt sich Adam — nach dem Motto: wer 
von (Sub-) Systemen handelt, muß System-
theoretiker sein — welcher systemtheoreti-
schen Richtung ich wohl angehören mag bzw. 
warum ich dies nicht explizit klar mache (S. 
20). Bei einem von ihm zu verlangenden 
Mindestmaß an Gründlichkeit hinsichtlich der 
Analyse meiner Arbeit hätte er sich und den 
Leser von der Zwangsvorstellung befreien 
können, Theorie des gesellschaftlichen Sy-
stems müsse a priori Systemtheorie sein.

Eine Reihe inhaltlicher Irrtümer

Ich müßte auf die Stellungnahme von Adam 
mit einer Erwiderung von doppeltem Umfang 
reagieren, wollte ich alle Irrtümer korrigie-

ren, die sein Text enthält. Ich muß mich dar-
auf beschränken, summarisch einige der wich-
tigsten Fehlinterpretationen aufzuzeigen.
1. Nirgends gehe ich davon aus, daß die 
Bundesrepublik als System „im umfassenden 
Sinn“ zu betrachten ist (S. 20). Das Gegenteil 
ist richtig (vgl. dazu in meiner Arbeit Bd. I, 
Fußnote 18, S. 428). Nirgends wird ein „ge-
schlossenes System“ angenommen, nirgends 
wird — und sei es stillschweigend — ange-
nommen, daß die intrasystemaren Demokrati-
sierungsprozesse alle international und inter-
systemar bedingten Probleme lösen könnten 
(so Adam, S. 21). Allerdings aber wird nach 
meiner Auffassung dazu — vom Zentralbe-
reich einer umfassenden Demokratisierung 
der Wirtschaft her — ein entscheidender in-
trasystemarer Beitrag geleistet, wie in einem 
Sonderkapitel meiner Arbeit (Bd. I, Kap. 6.2.) 
im Detail gezeigt worden ist: „Auch wenn 
eine der zentralen ... Thesen dieses Buches 
die ist, daß eine Demokratisierung der ökono-
mischen Machtverhältnisse auf allen Ebenen 
des Produktionsprozesses eine notwendige, 
nicht aber eine ausreichende Bedingung für 
die Herstellung einer realen Demokratie ist, 
so bleibt gleichwohl die Abschaffung ausbeu-
terischer und autoritärer Verhältnisse am Ar-
beitsplatz, im Betrieb, im Unternehmen, in 
den (supranationalen) (I) Konzernen, in den 
nationalen und supranationalen (I) Gesamt-
wirtschaften das wichtigste, gleichzeitig aber 
komplexeste und konfliktreichste Problem der 
gesamten Demokratisierungstrategie“ (a. a. O., 
S. 383).
2. Nirgends wird von mir als „gegeben“ an-
genommen, daß gleichzeitig Demokratisie-
rungsprozesse in allen Subsystemen „ablau-
fen" oder ablaufen müssen, daß „gleiche Er-
gebnisse zu erhoffen sind" (Adam, S. 20, 22). 
Daher muß auch kein Subsystem, wie Adam 
als mögliche Konsequenz unterstellt (S. 24), 
zum Zwecke synchroner Demokratisierung al-
ler Subsysteme „zur Veränderung gezwungen 
werden" — ein im Blick auf das angestrebte 
Ziel: Mit- und Selbstbestimmung — völlig 
unlogischer Gedanke. Vielmehr wird, auf 
Grund gewisser Trends, die aktionstheoreti-
sche Hypothese aufgestellt: daß, wenn die zu-
nehmende Synchronisierung von Demokrati-
sierungskonflikten und -erfolgen in möglichst 
vielen Subsystemen erfolgt, eine kumulative 
emanzipatorische Wirkung im Sinne eines ge-
nerellen Abbaus undemokratischer Herrschaft 
von Menschen über Menschen erzielt werden 
kann, während bei isolierten, „unifrontalen“ 
Strategien nicht oder nur sehr mühsam eine 
freiheitliche Struktur der Gesellschaft und ih-
rer Subsysteme verwirklicht werden kann.



Typisch auch hier die akademisch-entfrem- 
dende Denkstruktur, die Adam meinem histo-
risch-dialektischen Praxiskonzept überzustül-
pen sucht: Während ich das in vorhandenen 
basisdemokratischen Prozessen sich entwik- 
kelnde Potential für eine realistische evolutio-
näre Gesamtstrategie der Systemveränderung 
theoretisch bewußt zu machen versuche, wird 
bei Adam daraus ein voluntaristisches, akade-
misch-abgehobenes Denk- und Sandkasten-
spiel: „Vilmar entwirft eine Methode, mit der 
in den von ihm bezeichneten Subsystemen An-
stöße zur Demokratisierung .. . gleichzeitig in 
Angriff genommen werden sollen" (S. 23). 
Nein, ich entwerfe keine „Methode" — ich 
suche die an und von der Basis selbst „ent-
worfenen" Methoden theoretisch zu koordi-
nieren und zu effektivieren — ein grundlegen-
der Unterschied des sozialtheoretischen 
Selbstverständnisses I

3. Adam hält meiner Theorie eine ganze 
Reihe sehr abstrakt formulierter kybernetisch- 
systemtheoretischer Modellvorstellungen ent-
gegen, die teils — ohne kybernetischen 
Sprachgebrauch — in meiner Theorie durch-
aus verarbeitet sind, teils aber ihrerseits Kon-
strukte (primär Luhmanscher Provenienz) sind, 
die zwar inzwischen vielerorts nachgebetet 
werden, deren Realitätsgehalt aber bislang 
noch nirgends durch empirische Untersuchun-
gen erwiesen ist und aufgrund vielfältiger so-
zialwissenschaftlicher Analysen prinzipiell in 
Frage gestellt werden muß. —

Es kann keine Rede davon sein, daß ich, wie 
Adam unterstellt, Macht an die Stelle von In-
formationsverarbeitung setze — vielmehr sind 
Informationsvorarbeitungsprozesse als Teil 
des Arbeitsprozesses, der meinen entschei-
dungstheoretischen Differenzierungen zugrun-
de liegt (Seite 11 meines Beitrages) selbst-
verständlich integriert — ich weigere mich 
allerdings, die realen gesellschaftlichen Herr- 
schafts- und Produktionsverhältnisse auf in- 

. formationeile Interaktionen und (Dis)-Funktio- 
nen zu reduzieren. Vollkommen abwegig ist 
ferner, meinem Demokratisierungskonzept das 

"simple stimulus-response-Schema zu unterstel-
len (S. 22) und ihm das kybernetische Rück-
kopplungssystem — höhere Differenziertheit 
demonstrierend! — entgegenzuhalten. Wenn 
Adam meine Ausführungen über die beiden 
wichtigsten Strategieformen (kollektive Gegen-
machtbildung und institutionalisierte Mitbe-
stimmung (S. 13) informationstheoretisch ver-
arbeitet hätte, statt sich im systemtheoreti-
schen Uberlegenheitsgestus zu gefallen, so 
hätte er hier nicht nur genau seine beiden 
Einwirkungsformen wieder entdecken, sondern 

auch den entscheidungstheoretischen Vorzug 
notieren können, den ich institutionalisierten 
Mitentscheidungskonzepten gebe, die in vie-
len Fällen nichts anderes als herrschafts- bzw. 
interessensoziologisch formulierte Rückkopp-
lungssysteme in Entscheidungsprozessen sind! 
Schlechterdings nicht akzeptabel ist die von 
Luhmann übernommene, verblüffend apodik-
tisch hingesetzte These von der relativen Iso-
liertheit und Autonomie der Subsysteme 
(Adam, S. 23), die die sich verflechtenden und 
verstärkenden Demokratisierungsprozesse im 
Gesamtsystem in Frage stellten. Zahllose 
Untersuchungen, z. B. zur Familiensoziologie, 
zur primären und sekundären Sozialisation, 
zur Bildungsökonomie, zur politischen Öko-
nomie wie auch zur Sozialpsychologie zei-
gen umgekehrt eine enge — heute freilich 
oft negativ-herrschaftsstabilisierende — Inter-
dependenz, das genaue Gegenteil also von 
Autonomie: Tiefe Rückwirkungen von Sub-
systemverhältnissen und -Verhaltensprägun-
gen auf andere, wobei die Einwirkung kapita-
listischer Produktions-, Arbeits- und Herr-
schaftsverhältnisse immer noch überwiegt 
(aber nicht, wie die marxistische Orthodoxie 
will, alleinherrschend ist und bleiben muß). 
Gerade wegen der Nicht-Autonomie, der Inter-
dependenz vieler zentraler Subsystemgruppen, 
scheint ein entsprechend sich verflechtender, 
ein sich wechselseitig verstärkender, multi-
frontaler Emanzipationsprozeß aussichtsreicher 
zu sein als die bisherigen, viel zu isolierten 
gesellschaftlichen Transformationskonzepte.

Weiter zu verfolgende Hinweise Adams

Ich breche hier ab mit dem Hinweis, daß ich 
im Vorstehenden nur vielleicht ein Viertel der 
Fehlinterpretationen meines Konzepts durch 
Adam wenigstens ansatzweise richtigstellen 
konnte. Zu unterstreichen bleiben jedoch ei-
nige weiter zu verfolgende bedenkenswerte 
Gedankengänge Adams, wenn man die pole- 
misch-übertreibenden Spekulationen von ihnen 
abscheidet.

a) So ist in der Tat noch genauer, als ich 
es bisher leisten konnte, zu untersuchen, wel-
ches in verschiedenen Subsystemen die „vita-
len Interessen" der unmittelbar Betroffenen 
sind, die deren Vetorecht oder zumindest 
deren paritätischer Mitbestimmung zu unter-
werfen sind. Abwegig ist allerdings das von 
Adam durchgespielte Beispiel der Schulcurri-
cula (S. 29 f.); hätte Adam sich, wie es bei 
dem hohen Anspruch seiner Kritik und seinem 
sonstigen Belegfleiß erwartet werden müßte, 
anhand meiner ausführlichen Darstellung und 



Dokumentation der Demokratisierung der 
Schule (vgl. Band I, S. 364 ff. und Band II, S. 
81—128) informiert statt freiweg zu spekulie-
ren, so hätte er sich seine Horrorvision sparen 
können. Gleichwohl bleibt das sehr schwierige 
Problem näher zu untersuchen, was jeweils 
„vitale Interessen unmittelbar Betroffener“ 
sind bzw. ob und wie Kompromißfindung zwi-
schen den Bedürfnissen von unmittelbar Be-
troffenen, Gruppengesamtheiten und einer Ge-
sellschaft insgesamt durch geeignete Partizi-
pationsformen in den Entscheidungsprozessen 
am besten institutionalisiert werden kann. In 
meinen Ausführungen über plurale Interessen-
strukturen (S. 11 ff.) habe ich diese Problema-
tik ausführlich dargestellt, ohne eine optimale 
Lösung vorgegeben zu haben.

b) Weiter zu untersuchen bleibt, ob nicht in 
der Tat die grundlegenden Menschenrechts-
nonnen, die Sozialstaatsforderung sowie die 
expressis verbis (Artikel 15 GG) Vergesell-
schaftung ermöglichende Sozialbindungsver-
pflichtung des Eigentums in unserer Verfas-
sung Prinzipien setzen, deren gesellschafts-
politische Verwirklichung notwendigerweise 
zum System eines liberalen, demokratischen 
Sozialismus führen muß. Adams unwillige Be-
merkung, man solle nicht „jeder genuin-
politischer Veränderung das Mäntelchen (!) 
der Verfassungskonformität" umhängen (S.25), 
verweist auf die Furcht Konservativer, un-
sere Verfassung könne am Ende tatsächlich 
eher als normativer Mantel einer freiheitlich-
sozialistischen denn als Grundlage einer kapi-
talistischen und verbandsoligarchischen Gesell-
schaftsordnung geeignet sein. Denn in der Tat 
geht es ja nicht um irgendwelche Veränderun-
gen, sondern es geht um die Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit einer Veränderung des po-
litischen Gesamtsystems. Ich habe in meinen 
Ausführungen zwar nicht — wie von Adam 
unterstellt — die These der ausschließlichen 
Verfassungskonformität einer sozialistischen 
Ordnung aufgestellt, aber ich konzediere ohne 
weiteres, daß meine Ausführungen in dieser 
Richtung interpretiert werden können. Ich 
möchte die von Adam formulierte Herausfor-
derung daher als Problem uminterpretieren: 
Es müßte einmal gründlich untersucht werden, 
ob nicht in der Tat unsere Verfassung ein 
anderes als das gegenwärtige sozio-ökono-
mische Gesellschaftssystem erheischt.

c) Schließlich ein Wort zu dem rätedemokra-
tischen Konzept, das Adam unterstellt 
(S. 26 ff.): Sehr bewußt habe ich nirgendwo die 
Forderung nach einem imperativen Mandat 
erhoben, vielmehr von einem bedingt impera-
tiven Mandat gesprochen, was bedeutet, daß 

die Repräsentanten in stärkerem Maße als bis-
her auf die Interessenartikulation derer, die 
sie gewählt haben, sich rückbeziehen müssen 
und zur Rechenschaft sich verpflichtet fühlen 
sollten. Die von Adam gezogenen Schlußfol-
gerungen sind also, so wie sie da stehen, in 
keiner Weise aus meiner Konzeption abzulei-
ten. Richtig dagegen ist, daß die im präzisen 
Sinne machbaren, realisierbaren Möglichkei-
ten einer stärkeren basisdemokratischen Kon-
trolle und Flexibilität der demokratischen Re-
präsentationsformen in unseren gesellschaft-
lichen Subsystemen weiter untersucht werden 
müssen.

Immerhin glaube ich, durch die im folgenden 
nochmals zitierten vier Punkte in meinem Auf-
satz einige konkrete Hinweise gegeben zu 
haben, an denen anzuknüpfen wäre:

„1. Optimale Dezentralisierung von Entschei-
dungen, d. h. optimale Autonomie der kleine-
ren Subsysteme (oder Teil-Systeme) gegen-
über den größeren.

2. Permanente und optimale Eingriffsmöglich-
keiten der Betroffenen in Entscheidungspro-
zesse ihrer Funktionsträger; plebiszitäre Ent-
scheidungsbildung.
3 . Verstärkte Kontrollierung und Rechen-
schaftspflicht der demokratischen Funktions-
träger — bedingt imperatives Mandat — evtl. 
Abwahl.

4. Kollegiale Fü 3hrung: Rotation der Ämter." )

Systemtheorie contra Systemtransformation

Durch die Aneinanderreihung von — im 
wesentlichen m. E. nicht haltbaren — Be-
hauptungen, Annahmen, Unterstellungen und 
Spekulationen Adams zieht sich wie ein roter 
Faden das Interessse an einer Abwehr realde-
mokratischer Systemveränderung auf dem Bo-
den des Grundgesetzes. Diese .Reaktion' er-
scheint zunächst als formale Widerlegungs-
strategie vermittelt. Zu diesem Zweck wird 
meine Theorie, die nichts anderes ist als der 
Versuch einer prospektiven Bewußtmachung 
des realen Demokratisierungsprozesses, um-
stilisiert in ein willkürliches akademisches 
Denkspiel, wird zum erkenntnis- und modell-
theoretischen, vom Raster der Systemtheorie 
erfaßbaren Pappkameraden, der daraufhin re-

3) Vgl. Fritz Vilmar, Systemveränderung auf dem 
Boden des Grundgesetzes. Gesellschaftsreform als 
Prozeß umfassender Demokratisierung, a. a. O., S. 9. 



giegemäß leicht abzuschießen ist. Aber die 
.Reaktion', der Gestus der Abwehr, zeigt sich 
auch in unvermittelter Weise: Indem die Ge-
fahr der Leistungsminderung beschworen 
wird (S. 19; 23); indem der (mögliche) Demo-
kratisierungstrend in eine mögliche bedrohli-
che Zwangsveranstaltung uminterpretiert 
wird (S. 24); indem die schlimmen Folgen 
(von mir gar nicht vertretener) rätedemokrati-
scher Tendenzen ausgemalt werden (S. 26 f.); 
indem summa summarum — mitten im gegen-
wärtigen restaurativen Anti-Demokratisie-
rungstrend gewarnt wird, allseitige Demokra-
tisierung könne „auch außer Kontrolle gera-
ten und das System zugrunde richten“ 
(S. 23 f).
Dies nun ist ein klassisch systemtheoretischer 
Gedanke: „Das System" steht über allem — 
und vor allem: Kybernetische Systemtheorie 
hat die Bedingungen anzugeben, unter denen 
seine inneren Regelmechanismen funktionie-
ren oder „außer Kontrolle" geraten. „Das Sy-
stem“ ist wie eine Dampfmaschine zu verste-
hen; es muß zwar unter Dampf stehen, auch 
etwas demokratisches Ol zur besseren Gleit-
fähigkeit der Systemteile ist ganz gut, aber 
bitte, alles mit Maßen, damit „das System" 
nicht etwa aus den Fugen gerät.
Hier sind wir beim Kern der Auseinanderset-
zung — bei der • Auseinandersetzung De-
mokratietheorie versus Systemtheorie. Es 
scheint mir unabdingbar notwendig, aus der 
Sicht einer konsequenten, nicht-restriktiven 
Demokratietheorie die verheerenden, den Sta-
tus quo konservierenden Tendenzen der Sy- 
stemtheorie zur Sprache zu bringen, sofern 
sie als umfassende Gesellschaftslehre Geltung 
beansprucht. Es dürfte daher sinnvoll sein, zu 
diesem Zweck abschließend generell und 
nicht länger in der Form einer Auseinander-
setzung mit Adam zu argumentieren.

Eine konsequente, also nicht-restriktive De-
mokratietheorie umfaßt sowohl Demokratisie-
rung wie evolutionäre Systemveränderung. 
Einer solchen prinzipiell auf geschichtliche Pro-
zesse gesellschaftlicher Transformation bezoge-
nen Theorie der Demokratisierung müssen da-
her jene Hypothesenkonfigurationen wissen-
schaftstheoretisch völlig fremd erscheinen, 
die vom Axiom des .Systems ais einer — per 
definitionem — durch Selbsterhaltungswillen 
(eventuell: plus Zielstrebigkeit) konstituierten 
sozialen Organisation ausgehen und die Exi-
stenz wie auch die Funktionalität oder Dis-
funktionalität der Systemstrukturen und 
-funktionen ihre Interdependenz, Verände-
rung etc. von daher beschreiben und beurtei-
len. Systemtheorien leisten zwar für die 

Theorie gesellschaftlicher Prozesse auch ihre 
Dienste, insofern sie systemare Organisa-
tionsgerüste und .Nerven' samt ihren Steue- 
rungs-, Produktions-, Informations-, Kontroll- 
und Konfliktmechanismen herauspräparieren, 
deren Kenntnis nützlich und — wie Naschold 
(Organisation und Demokratie, Stuttgart 1971) 
in concreto gezeigt hat — sogar für die Ein-
führung von Demokratisierungsmodellen 
wichtig sein kann. Aber als Modelle umfas-
sender Gesellschaftstheorie sind Systemtheo-
rien defizient und ideologiehaltig:
a) defizient, ja irreführend, insofern sie ein 
soziales System nur in seinem Für-sich-Sein 
begreifen, und sogar nur im Für-sich-Sein der 
im System herrschenden, das System als ihr 
Selbsterhaltungssystem gestaltenden Macht-
eliten (plus Anhängerschaft). Das Systembe-
wußtsein und -Verhältnis der es ,nur‘ Tragen-
den und unter ihm Leidenden bleibt außer Be-
tracht. Vor allem aber erfaßt die Systemtheo-
rie eben nicht kategorial das An-sich-Sein al-
ler real existierenden Systeme: ihre immanen-
te Widersprüchlichkeit (Destruktivität), ihre 
Abhängigkeit von vorübergehenden Umwelt-
bedingungen, kurz, ihren wesentlich transito-
rischen Charakter als Herrschaftssysteme in 
Konkurrenz mit anderen Herrschaftssyste-
men.
b) Systemtheorien sind tendenziell angelegt 
auf konservative Ideologiebildung, da in dem 
isolierten (verdinglichten), von seinen Existenz-
bedingungen abstrahierten Systembegriff so-
ziale Organisationen zu „Dingen an sich“ 
werden: das Für-sich, genauer: für die Inter-
essen der Herrschenden und Nutznießer des 
Systems Seiende wird zum An-Sich. Solche 
Unterschiebung aber ist genau die der Volks-
gemeinschaftsideologie: was den Herrschen-
den nützt, wird als gemeinnützig stilisiert. Sy-
stemtheorie stilisiert Klassengesellschaften zu 
klassenlosen, Herrschaftsverbände zu herr-
schaftsfreien. Wo doch ihr geschichtlich- 
transitorischer Charakter das Typische an al-
len Systemen war und ist, pointiert System-
theorie ausgerechnet das überleben — bis 
hin zur höchst abstrakten Luhmannschen In-
terpretation des Systems als angeblich le-
bensnotwendiger .Reduktion' einer schlechten 
Unendlichkeit von möglichen sozialen (Welt-) 
Ereignissen, d. h. von .Komplexität'. Die Mög-
lichkeit des Systemzusammenbruchs (der .En-
tropie) wird zwar durchaus gesehen, bezeich-
nenderweise aber fast nur diese katastrophale 
Deformation und nicht eine kreative Transfor-
mation! Die wesentliche systemtheoretische 
Arbeit wird daher darauf verwandt, die Uber- 
lebensbedingungen des .Systems' zu definie-
ren. Freilich spielen dabei .Offenheit und



.Wandel' eine große Rolle — also doch Re-
form, vielleicht auch Demokratisierung, statt 
der immer neuen Herrschaftsgefüge? Mitnich-
ten — .Wandel' erscheint ausschließlich als 
Anpassung, als Modernisierung und techno-
kratische Reform.
Dies wird allerdings von der informationellen 
(kybernetischen) Systemtheorie Karl Deutschs 
(Politische Kybernetik, Freiburg 1969) bestrit-
ten. In ihr wird das (Regierungs-) System defi-
niert in einem im Grunde sehr altmodischen 
Sinne (nämlich dem des philosophischen Idea-
lismus: Der Geist bestimmt die Materie): 
durch Prozesse der Informationsverarbeitung 
(bes. a. a. O., S. 233 ff. und 255 ff.). Die Uberle- 
bensfähigkeit eines derart definierten Sy-
stems bemißt sich nach Deutsch wesentlich 
durch dessen .Lernkapazität'. Zerfall der Lern-
fähigkeit (Lernpathologie) wird geradezu zum 
Indikator von sich vermindernder Lebensfä-
higkeit, und demokratische Regierungsprozes-
se sind eben solche, die gegenüber lernunwil-
ligen, bloßen .Willens'- und .Macht'-Faktoren 
im System den sozialen Lern- und damit 
Wandlungsprozeß durchsetzen.
Aber auch die Systemtheorie von Deutsch be-
zieht sich auf vorfindliche .Regierungssyste-
me'. Diese sind — rebus sic stantibus — 
hochgradig durch den Selbstbehauptungswil-
len herrschender Machteliten bestimmt. Defi-
niert nun Deutsch die Überlebensfähigkeit ei-
nes Regierungssystems, vereinfacht gesagt, 
als Lernfähigkeit, so kann diese sich im we-
sentlichen nur auf adaptives, niemals jedoch 
auf emanzipatives Lernen richten. Denn ge-
nau dort, wo Lernen sich herrschaftskritisch 
auswirkte, begänne es statt des überlebens 
des Systems im Gegenteil die Transformation 
des .Regierungssystems' voranzutreiben. Kurz 
gesagt: Jn einem herrschaftlich konstituierten 
Regierungssystem kann ich nicht gleichzeitig 
die Systemziele der Selbsterhaltung und Herr-
schaftskritik realisieren. Ganz anders wäre 
die Sachlage zu beurteilen, wenn wir es statt 
mit Systemtheorie (in denen Demokratie eine 
kontingente Rolle spielt) explizit mit Demo-
kratietheorie zu tun hätten: das .überleben' 
der Demokratie erfordert allerdings emanzipa- 
tive, Herrschaftspositionen und -Ideologien 
auflösende, systemverändernde Lernprozesse. 
Insgesamt jedenfalls verwundert, wenn man 
die Prämissen der Systemtheorie zugrunde-
legt, keineswegs das total negative Urteil, das 
Gisela Zimpel aufgrund eingehender Beschäf-
tigung mit amerikanischen systemtheoreti- 
sehen Arbeiten über deren Einschätzung der 
Demokratisierung, der political participation 
formuliert: Demokratisierung, basisdemokrati-
sche Aktivität, wird, wenn überhaupt, nur so 

lange akzeptiert, wie ihre .funktionale', d. h. 
systemstabilisierende Wirkung angenommen 
werden kann: „Was die Systemtheorie spezi-
fisch für die Begriffe Demokratie und politi-
sche Beteiligung bedeutet, sollen folgende 
Beispiele erläutern: ... Da Politik ... als ein 
System vorgestellt wird, dessen Erhaltung 
oberstes Ziel ist, sind alle diejenigen Hand-
lungen als positiv-funktional zu bestimmen, 
die eben das Systemgleichgewicht garantieren. 
Dazu gehört unter Umständen auch ein ge-
wisses Maß an politischer Apathie ... Da der 
einzelne unter den modernen Bedingungen als 
a priori unqualifiziert erscheint, ist es, wie 
Lester W. Milbrath meint, unklug, wenn nicht 
gar gefährlich, ihm nach klassischem Vorbild 
ausgedehnte Teilnahmemöglichkeiten zu er-
öffnen. Es geht also nicht mehr darum, daß 
die Bürger politisch aktiv sind, um ihre natür-
lichen Freiheitsrechte zu bewahren oder sitt-
liche Vervollkommnung zu erreichen, sondern 
lediglich darum, wie viele Bürger teilnehmen 
sollen, um das soziale Gleichgewicht zu er-
halten. Zu viel politische Apathie, so meint 
man, isoliert die Individuen, sie staut antiso-
ziale Aggressionen (Robert E. Lane) oder 
birgt in sich die Gefahr einer totalitären Mo-
bilisierung (David Riesman, Nathan Glazer, 
William Kornhauser). Umgekehrt hat zu viel 
politische Aktivität politische Unruhe zur 
Folge, die Staatsbürger drohen aus mangeln-
dem Sachverstand die Rationalität politischer 
Entscheidungen zu gefährden ... Und — so 
schreibt Eugene Burdick — es gibt keinen 
Grund, warum eine Theorie des Konsensus 
nicht auf der Voraussetzung von Passivität 
und geringer Informiertheit seitens der Wäh-
ler beruhen kann.“ (Zimpel, Der beschäftigte 
Mensch, Beiträge zur sozialen und politischen 
Partizipation, München 1970, S. 30 ff.)

Einen besonderen Fall konstituiert demokra-
tietheoretisch die Systemtheorie Luhmanns — 
deren Faszination mir eine typisch deutsche 
zu sein scheint. Wiewohl sie mit schon pene-
trant amerikanisierter Untermauerung, fast 
als Theorieimport, auftritt, erinnert sie in der 
schillernden Unbestimmtheit ihrer Konstruk-
tionen an die Philosophie Heideggers (mit der 
sie übrigens auch — in glücklichen Fällen 
konkreter Problemdarstellung — die Bega-
bung zu erhellend-verfremdender Phänomeno-
logie teilt). Was ihren Beitrag zur Demokrati-
sierungstheorie betrifft, so ist das Urteil von 
Hondrich (Demokratisierung und Leistungsge-
sellschaft, Stuttgart 1972), so sehr ihm zuzu-
stimmen ist, noch sehr milde: „Was der füh-
rende deutsche Theoretiker sozialer Systeme 
dem Ratsuchenden mitzuteilen hat, ist jedoch 
weniger erhellend als herausfordernd: die 



Provokation einer überstrapazierten System-
theorie. Zwar wehrt sich Niklas Luhmann mit 
Recht dagegen, daß das Theoretisieren mit so-
zialen Systemen an sich schon als ideologisch 
abqualifiziert wird. Nur trägt er leider selbst 
dazu bei, Systemtheorie, die als formales 
Konstrukt ein nützliches Denkinstrument ist, 
in ideologischen Verruf zu bringen. Dies 
nicht durch den hohen Abstraktionsgrad und 
die Neuartigkeit der Begriffe, sondern durch 
den Gebrauch, den er von ihnen macht: Ein 
formales Interpretationsschema bauscht er zu 
einer ganzen inhaltlichen Weltdeutung auf ... 
Begriffe, die ihm nicht passen, wie der Herr-
schaftsbegriff, diskutiert er ersatzlos und 
ohne theoretische Argumente aus dem 
Weg... (während er ändere ,alte' Begriffe 
wie Macht, Liebe, Geld etc. unbesehen über-
nimmt); konkrete soziale Probleme ver-
schwinden im Abstraktionsnebel neo-banaler 
Formulierungen — so etwa heißt Demokratie 
Erhaltung der Komplexität trotz laufender 
Entscheidungsarbeit, Erhaltung eines mög-
lichst weiten Selektionsbereichs für immer 
wieder neue und andere Entscheidungen1 ... 
Der Leser mag entscheiden, ob er, wie Luh-
mann verheißt, daraus Problem-Einsichten 
gewinnt, die Interpretation von Demokratisie-
rung durch das alte Konzept der Herrschaft 
hinfällig macht“ (a. a. O., S. 17).

In der Tat handelt es sich bei Luhmann (wie 
bei Heidegger) nicht einfach um .Abstrak- 
tionsnebel', die Banalitäten zugleich verhüllen 
und hochstilisieren. Es handelt sich, wie in 
der existentialen Ontologie, um eine wert- 
wie geschichtsblinde (sich jenseits .alteuro-
päischer Metaphysik1 dünkende) Entschlos-
senheit zu Beliebigem, um dezisionistischen 
Nihilismus im strengen philosophischen Sinn: 
Die nirgends empirisch oder theoretisch nach-
gewiesenen, sondern axiomatischen Bestim-
mungen des .Luhmannschen1 Sozialsystems: 
Komplexität und Kontingenz, konstruieren 
dieses als vollkommen zufällig, wie ein Kalei-
doskop durch eine beliebige (nicht notwendige) 
Manipulation der Entscheidungen strukturier-
bar und ,selektierbar1. Dies ist das .Neuartige1, 
.Moderne' von Sozialsystemen: „Wir prakti-
zieren kontingente Politik" innerhalb einer 
„radikale(n) Erweiterung des Horizonts der 
Möglichkeiten" (Politische Planung, Opladen 
1971, S. 38).
Bei solchem Insistieren auf die weiten „Hori-
zonte des Möglichen", Kontingenz dessen, 

was ist, und „Selektionsspielraum , könnte 
es in diesem Text wie auch an anderer Stelle 
(z. B. S. 44) so scheinen, als sei Luhmanns Ar-
beit mit seinem Sprachgestus totaler Distan-
ziertheit und Entfremdung jedenfalls nicht 
ohne weiteres den herrschaftsstabilisierenden 
Tendenzen der amerikanischen systemtheore-
tischen Tradition zuzurechnen. Seine Inter-
pretation demokratischer und juristischer 
Verfahren belehrt einen jedoch eines Schlim-
meren: Hier schlägt der normative und ge-
schichtliche (totalitätstheoretische) Nihilismus 
in pure Herrschaftssicherung um: die — de-
mokratietheoretisch gerade fragwürdige — 
Legitimationswirkung rituell-traditionaler Ver-
fahrensformen obrigkeitlichen und formal-
demokratischen Handelns werden ausdrück-
lich als notwendige Abschirmung und Unter-
stützung von Herrschaft gerechtfertigt. Der 
Sinn von Demokratisierung wird dabei auf 
den Kopf gestellt: „Die Demokratisierung der 
Politik als eines Systems der Sicherstellung 
politischer Unterstützung für legitime Macht 
auf der einen Seite, die voll ausgebaute Ge-
richtsbarkeit in öffentlich-rechtlichen Streitig-
keiten auf der anderen Seite, sind institutio-
neile Errungenschaften, die durch ihren Ver-
fahrensstil zwar in ihrem Potential für Kom-
plexität begrenzt sind, aber eine Legitimität 
der staatlichen Entscheidungsfähigkeit ge-
währleisten können, nämlich durch Verbrei-
tung eines symbolisch vermittelten Konsens 
für das politische System und seine jeweilige 
Regierung auf der einen Seite und durch ex-
pressive Isolierung von Protesten auf der an-
deren“ (Legitimation durch Verfahren, Neu-
wied 1969, S. 216). Habermas resümiert zutref-
fend die fällige Kritik des Luhmannschen sy-
stemtheoretischen Ansatzes:

„Hinter dem Versuch, Reduktion von Welt-
komplexität als obersten Bezugspunkt des so-
zialwissenschaftlichen Funktionalismus zu 
rechtfertigen, verbirgt sich die uneingestan-
dene Verpflichtung der Theorie auf herr-
schaftskonforme Fragestellungen, auf die 
Apologie des Bestehenden um seiner Bestands-
erhaltung willen. Luhmann erneuert auf sub-
tilere Weise den Irrationalismus der Lebens-
philosophie, indem er die kritiklose Beugung 
der Gesellschaftstheorie unter die Zwänge der 
Reproduktion der Gesellschaft selber bereits 
im methodologischen Selbstverständnis der 
Theorie verankert“ (Theorie der Gesellschaft 
oder Sozialtechnologie,Frankfurt 1971, S. 170).



Woligang Morn: Verfassung als Parteiprogramm? Anmerkungen zur Kontro-
verse um das Grundgesetz nach 25 Jahren

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51—52/74, S. 3—16

Wie kaum zuvor in der Geschichte der Bundesrepublik ist das Grundgesetz 25 Jahre 
nach seinem Inkrafttreten Streitobjekt in den parteipolitischen Auseinandersetzungen ge-
wesen. Die Kontroversen um das .richtige“ Verfassungsverständnis, die seit der Regle- 
gierungsübernahme durch die sozialliberale Koalition wieder verstärkt geführt werden, 
haben sich 1974 zu einem politischen Generalstreit um die und mit der Verfassung ver-
schärft.
Die Verwendung des Grundgesetzes zur Legitimierung partikularer Interessen verhindert 
einen Konsens hinsichtlich der Bedeutung von Verfassungsnormen für den politischen 
Prozeß. Die parteipolitische Instrumentalisierung der Verfassung verfolgt die Tendenz, den 
jeweiligen politischen Gegner in die Nähe des Verfassungsfeindes zu rücken. Entgegen 
einer verbreiteten Ansicht, welche die parteiliche Okkupation der Verfassung ausschließ-
lich der politischen Linken anlastet, ergibt die exemplarische Bestandsaufnahme des partei-
politischen Verfassungskonflikts im .Jubiläumsjahr“ des Grundgesetzes, daß gerade 
auch konservative Gegner der gegenwärtigen Bundesregierung eine solche Strategie ver-
folgt haben.
Während die CDU/CSU-Opposition versucht, mit Hilfe einer verfassungspolitischen Kon-
zeption des Faktischen bereits eine grundsätzliche Kritik an der bestehenden Staats- und 
Gesellschaftsordnung unter die Vermutung der Verfassungswidrigkeit zu stellen, hat 
sich besonders die SPD in die verfassungspolitische Defensive drängen lassen. Dieses 
Verfassungsverständnis findet auf der institutionellen Ebene seine Entsprechung in der 
zunehmenden parteitaktischen Inanspruchnahme der Institutionen von Bundesrat und 
Bundesverfassungsgericht durch die gegenwärtige Bundestagsopposition. Am Ende des 
Verfassungsjahres gibt es kaum Anzeichen dafür, daß sich die etablierten Bundestags-
parteien in absehbarer Zeit auf ein gemeinsames Verständnis der Funktion des Grund-
gesetzes für die politisch-gesellschaftlichen Auseinandersetzungen einigen könnten.

Uwe Dietrich Adam: Systemveränderung als Ideologie oder Vilmars Demokrati-
sierungsstrategie

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51—52/74, S. 17—30
(Eine Entgegnung auf den Beitrag von Fritz Vilmar: Systemveränderung auf dem Boden 
des Grungesetzes. Gesellschaftsreform als Prozeß umfassender Demokratisierung, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 18/74)

Fritz Vilmar: Systemtheorie als Ideologie contra Systemveränderung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51—52/74, S. 31—39
(Eine Antwort auf die Stellungnahme von Uwe Dietrich Adam)
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